
Der Aufschwung ist da – aber nicht alle haben etwas davon. Dies ist der sechste
Armutsbericht, den die Arbeitnehmerkammer Bremen herausgibt. Er befasst sich –
wie immer – mit der allgemeinen Armutsentwicklung und mit einem Schwerpunkt.
Diesmal ist es die soziale Spaltung der Stadt, die uns besonders interessiert hat.

In Bremen und Bremerhaven gibt es weiterhin besorgniserregend viele Menschen,
Familien, sogenannte Bedarfsgemeinschaften, die auf staatliche Hilfe angewiesen
sind. Trotz einer allgemeinen konjunkturellen Erholung haben sich hier die Zahlen im
Vergleich zum Vorjahr nur ganz geringfügig gebessert. Hinzu kommt, dass die Ten-
denz zur Verfestigung sozialer Ungleichheiten in der Stadt noch zugenommen hat.

Was unser Bericht zu zeigen versucht: Dass Menschen in bestimmten Quartieren
gegenüber anderen benachteiligt sind oder werden, ist nicht nur das Ergebnis objek-
tiver Verhältnisse. Es ist vielmehr so, dass negative Grundvoraussetzungen – also
etwa ein geringes Einkommen oder die Abhängigkeit von staatlichen Hilfen – dafür
sorgen, dass weitere Nachteile sich einstellen. Stadtteile, in denen sich die materielle
Armut konzentriert, bieten für ihre Kinder und Jugendlichen weniger Chancen als 
die durchschnittlich wohlhabenderen Stadtteile. Die Tatsache ist so schlicht wie auf-
rüttelnd: Wer das ›Glück‹ hat, in einem der situierteren Stadtteile aufzuwachsen, hat
eine teils viermal größere Chance, auf eine weiterführende Schule zu gelangen, als
ein Kind, das das ›Pech‹ hatte, in einem benachteiligten Quartier geboren zu werden.

Mit politischen Einzelmaßnahmen ist die Aufspaltung und soziale Entmischung 
unserer Städte nicht aufzuhalten. Sie erfordert ein abgestimmtes Handeln zwischen
den Ressorts und vor allem eine sehr nah an den Menschen und ihren Problemlagen
orientierte (Stadtteil-)Politik. Für die Stärkung solcher politischen Ansätze liefert
unser Bericht gute Gründe und Argumente.
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Wie in jedem Jahr legt die Arbeitnehmerkammer einen Armutsbericht für das Land Bremen
vor, der sich mit der allgemeinen Armutsentwicklung beschäftigt und darüber hinaus 
einen inhaltlichen Schwerpunkt hat. Die ›Soziale Spaltung der Stadt‹ ist Gegenstand des
neuen Berichts. 

Es gehört zu unserem Alltagswissen, dass bestimmte Quartiere unserer Städte zu den
›besseren‹ gehören, andere zu den ›problematischen‹. Diese Alltagseinschätzung beruht
in der Regel auf dem Wissen oder auch nur der Ahnung, dass sich in bestimmten Stadtteilen
Problemlagen der Bewohner und Bewohnerinnen häufen: ein geringes Grundeinkom-
men, viele Bezieher/innen von staatlichen Hilfeleistungen, möglicherweise eine große Zahl 
zugewanderter Menschen, die auf dem Arbeitsmarkt (noch) nicht Fuß gefasst haben. 

Was unser Bericht zu zeigen versucht: Dass Menschen in bestimmten Quartieren gegen-
über anderen benachteiligt sind oder werden, ist nicht nur das Ergebnis objektiver Verhält-
nisse. Es ist vielmehr so, dass negative Grundvoraussetzungen – also etwa ein geringes 
Einkommen oder die Abhängigkeit von staatlichen Hilfen – dafür sorgen, dass weitere 
Nachteile sich einstellen. Stadtteile, in denen sich die materielle Armut konzentriert, bieten
für ihre Kinder und Jugendlichen weniger Chancen als die durchschnittlich wohlhabenderen
Stadtteile. Die Tatsache ist so schlicht wie aufrüttelnd: Wer das ›Glück‹ hat, in einem der
situierteren Stadtteile aufzuwachsen, hat eine teils viermal größere Chance, auf eine weiter-
führende Schule zu gelangen, als ein Kind, das das ›Pech‹ hatte, in einem benachteiligten
Quartier geboren zu werden.

Am Ende eines solchen Prozesses nimmt das Image eines Stadtteils Schaden, häufig 
ziehen Familien, Erwerbstätige und einkommensstärkere Haushalte weg aus diesen 
Stadtteilen. Man nennt diesen Prozess mit einem Fachbegriff Segregation. Hier tut sich 
ein weites Feld für staatliches Handeln auf, das in unserem Land nach wie vor darauf 
verpflichtet ist, soziale Nachteile auszugleichen. In unserer Einleitung zum Armutsbericht 
auf den folgenden Seiten stellen wir Forderungen auf, die zum Teil bereits im Kommentar
zur neuen rot-grünen Landesregierung zu finden waren. Den Schwerpunkt ›Soziale Stadt‹,
den diese Regierung gewählt hat, unterstützen wir mit unseren Möglichkeiten. Allerdings
muss dies auch mit finanziellen Mitteln so ausgestattet werden, dass der Titel Schwerpunkt
gerechtfertigt ist!

Mit Einzelmaßnahmen sind die Segregationsprozesse in unseren Städten nicht aufzuhal-
ten. Sie fordern ein abgestimmtes Handeln zwischen den Ressorts und vor allem eine sehr
nah an den Menschen und ihren Problemlagen orientierte (Stadtteil-)Politik. Für die Stärkung
solcher politischen Ansätze liefert unser Bericht gute Gründe und Argumente. Insofern 
möchten wir damit alle diejenigen unterstützen, die in ihrem Arbeitsfeld der Spaltung unserer
Städte entgegenwirken.

Vorwort4

Dr. Hans-L. Endl Hans Driemel
Hauptgeschäftsführer Präsident 
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Die soziale Spaltung der Stadt

Dass zwischen verschiedenen Ortsteilen einer
Stadt erhebliche sozialstrukturelle Unterschie-
de bestehen, gehört in einer Großstadt zu den
Alltäglichkeiten. Man ›kennt‹ eben ärmere und
reichere Stadtteile, (alte) Arbeiter – ebenso
wie ›gutbürgerliche‹ Viertel. In gewissem Um-
fang erscheint soziale Segregation – zu deutsch
etwa soziale Trennung1 – in einer durch Un-
gleichheiten charakterisierten Gesellschaft
unvermeidbar. Es handelt sich um kein neuarti-
ges Phänomen, sondern begleitet die europäi-
sche Stadt seit ihrer Entstehung im Frühmittel-
alter. Und noch immer scheint die Antwort auf
die Frage, wie man wohnt und wo man wohnt,
etwas über den sozialen Status zu verraten. 

Die von bestimmten Bevölkerungsschichten
bevorzugten Quartiere mit unterschiedlichen
Wohn- und Wohnumfeldqualitäten lassen sich
schon auf einfache Weise grob nach den 
üblichen Miet- und Immobilienpreisen voneinan-
der unterscheiden. Diese sind ein Indiz für die
Attraktivität und das ›Image‹ eines Wohnquar-
tiers, denn sie entscheiden darüber, welche
Haushalte sich aufgrund ihrer Einkommens-
und Vermögenssituation das Wohnen in einem
Quartier leisten können. 

Das Problembewusstsein beim Thema
›soziale Segregation‹ – als Wohn- oder ethni-
sche Segregation – scheint gerade in letzter
Zeit gewachsen. Denn die sozialen und ökono-
mischen Kontraste zwischen verschiedenen
Wohngebieten gewinnen immer härtere Kontu-
ren. Auch wenn das äußere Erscheinungsbild
nicht gleich darauf hinweist, sind einige Quar-
tiere am ›Abdriften‹ und verlieren sichtbar an
Lebensqualität. Sorgen bereitet auch die ethni-
sche Segregation. Entstehen ›Parallelgesell-
schaften‹, soziokulturelle und sprachliche
Enklaven, die einer Integration der Zuwanderer
hinderlich sind? Es scheinen sich in einigen
Stadtteilen vor allem ›soziale Probleme‹ unter-
schiedlicher Art zuzuspitzen, die Folge einer
zunehmenden Armut sind. Ebenso werden in
einigen Gebieten wachsende ›Konfliktpotenzia-
le‹ und eine räumlich vermittelte Randständig-
keit gesellschaftlicher Gruppen als Gefahr
gesehen. Die Rede ist von einer sozialen

›Spaltung‹ und ›Polarisierung‹ der Stadt, deren
Integrationsfähigkeit mit dem Niedergang 
von Quartieren auf die Probe gestellt wird. 

In der Vereinbarung der Regierungskoalition
zur gegenwärtigen Legislaturperiode der Bre-
mischen Bürgerschaft wird die Verhinderung
einer sozialen ›Spaltung‹ der Stadtgesellschaft
auf die politische Tagesordnung gesetzt. ›Die
Sicherung des sozialen Zusammenhalts in
unseren Städten und Quartieren ist die größte
stadtpolitische Herausforderung in den nächs-
ten Jahren.‹ Im Mittelpunkt des politischen
Vorhabens stehen ›Chancengleichheit und 
Teilhabe an Bildung, Arbeit, Kultur und gesell-
schaftlichem Wohlstand‹. Auch in der Koaliti-
onsvereinbarung2 zur neuen Legislaturperiode
der kommunalen Selbstverwaltung in Bremer-
haven wird die Absicht betont, sich den 
Problemen in ›benachteiligten Stadtteilen‹ ver-
stärkt zuzuwenden. 

Schon vorhergehende Armutsberichte der
Arbeitnehmerkammer Bremen wiesen auf eine
Verdichtung armutsspezifischer Problemlagen
in den Stadtteilen hin. Eingegangen wurde
zum Beispiel auf die kritische Ernährungs- und
Gesundheitssituation von Kindern und Jugend-
lichen in sozial benachteiligten Stadtteilen
(›Armut und Gesundheit‹ 2004).

Zu erinnern ist an den Bericht ›Armut und
Bildung‹ (2005), der die schulische Bildungs-
beteiligung im Stadtgebiet Bremen genauer
unter die Lupe nahm. Es ergab sich zum 
Beispiel, dass Schüler/innen in Gebieten mit
hoher Arbeitslosigkeit, hoher Abhängigkeit 
von Sozialleistungen sowie einem hohen Anteil 
von Zuwanderern weit unterdurchschnittliche
Gymnasialbesuchs-, aber erhöhte Haupt- und
Sonderschulbesuchsquoten aufweisen als eher
›wohlhabende‹ Ortsteile:

Die soziale Spaltung der Stadt6

1 Lat. segregatio = Trennung, zu lat. Segregare, engl. Segregation.

2 Vereinbarung über eine Zusammenarbeit – Koalition – zwischen

SPD und CDU in der 16. Wahlperiode der Seestadt Bremerhaven

2007–2011 vom 27. Juni 2007.

1 Einleitung

Volker Pusch, Bernd Strüßmann ❘ Arbeitnehmerkammer Bremen
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Die genannten Analysen und Beiträge verdeut-
lichen unter anderem, dass in Bremen und
Bremerhaven eine ganze Reihe von Gebieten
durch übereinstimmende Merkmale einer nied-
rigen Erwerbsbeteiligung, geringer Einkom-
menshöhe (Arbeitslosen- und Sozialgeldbezug,
versteuertes Einkommen, Verschuldung) und
geringer Bildungsbeteiligung (Schulbesuchs-
quoten) geprägt sind. Sie weisen dabei häufig
gleichzeitig einen überdurchschnittlichen
Migrationsanteil in der Bevölkerung auf. Umge-
kehrt gibt es einige Ortsteile, in denen die
Situation durch stabile Erwerbstätigkeit, hohes
Einkommen und Bildungsbeteiligung gekenn-
zeichnet ist, die eher privilegiert erscheinen.
Hier leben unterdurchschnittlich viele Men-
schen mit Migrationshintergrund. 

Extreme Unterschiede zwischen – in mehr-
facher Hinsicht – sehr ›wohlhabenden‹ und
›armen‹ Gebieten rechtfertigen es, hier von
einer deutlichen sozialräumlichen Polarisierung
auszugehen. Dazu einige illustrierende Daten,
die auf aktuelle sowie Untersuchungen der
vergangenen Jahre beruhen: 

Im langfristigen Vergleich von Daten der
Einkommensteuerstatistik ergibt sich
gesamtstädtisch in Bremen eine zwischen
1986 und 2001 wachsende Polarisierung
der Einkommen. Auf Ortsteilebene reichte
die Spanne der durchschnittlichen Jahre-
seinkünfte je Steuerpflichtigen zwischen
21.420 Euro im Ortsteil Steffensweg bis
zum fünffachen Betrag, nämlich 101.750
Euro in Horn (pro Jahr).3

Der Anteil der erwerbsfähigen Arbeitslosen-
geld-II-Empfänger/innen bei den 15- bis
unter 65-Jährigen spannt sich im März
2007 in Bremen zwischen 1,9 Prozent in
Borgfeld und 35,6 Prozent in Tenever, in
Bremerhaven zwischen 4 Prozent in
Speckenbüttel und 43,4 Prozent im Ortsteil
Goethestraße.4

Zum gleichen Zeitpunkt waren 30,2 Prozent
der Kinder unter 15 Jahren (in Bremerhaven
gar 41,5 Prozent) Mitglied einer Hartz-IV-
Bedarfsgemeinschaft. In der Neuen Vahr
Nord, Gröpelingen, Kattenturm und Tenever
war mehr als jedes zweite Kind (47,7 bis

60,0 Prozent), im Ortsteil Borgfeld rund
jedes fünfzigste Kind (2 Prozent) betroffen.5

Der Anteil von Sekundarstufe-II-Schülern in
Bremen-Borgfeld betrug im Jahr 2005 58,5
Prozent, im Ortsteil Tenever nur knapp 17
Prozent.6

In der Stadt Bremen galten im Jahr 2005
nach der Bewertung von ›Creditreform‹
durchschnittlich 13,5 Prozent aller Perso-
nen als überschuldet. Die Spannweite der
Werte reichte von 4,5 Prozent in Horn-Lehe
bis 25,1 Prozent in Gröpelingen (Postleit-
zahlbezirke).7

Nach einer Studie des Gesundheitsamts
Bremen bestehen zwischen den Stadtteilen
der Stadt Bremen große Unterschiede in
der Lebenserwartung, besonders von Män-
nern zwischen ›bürgerlich‹ kategorisierten
Stadtteilen einerseits und ›Arbeitervierteln‹
sowie ›Großsiedlungen‹ andererseits.8

Bei einer Interpretation von Gebietsquoten 
ist immer zu berücksichtigen, dass sich auch 
hinter statistisch wenig auffälligen, ›durch-
schnittlichen‹ Gebietsdaten dennoch eine
größere Zahl von Benachteiligung betroffener
Haushalte verbergen kann. Ebenso nötig
erscheint der Hinweis, dass in Bremen und
Bremerhaven der Vergleich von Ortsteilquoten
und gesamtstädtischen Durchschnittswerten
nicht unbedingt das wahre Ausmaß einer 
Problematik kennzeichnet. 

Die soziale Spaltung der Stadt8

Ein Indiz für die These, dass in den Schulen
eine Auslese der Schüler/innen nach ihrer
sozialen Herkunft erfolgt. Tatsächlich lässt
sich schon mit einzelnen Indikatoren sozialer
Ungleichheit meist auch ein gleichgerichteter
Zusammenhang mit der dominanten Sozial-
struktur und ökonomischen Lage der Bewoh-
ner eines Stadtteils nachweisen. 

Die Analysen des vorliegenden Armutsbe-
richts setzen sich mit den Hintergründen und
Folgen der sichtlich zunehmenden Segregati-
onstendenzen auseinander. 

Zum Verständnis des Zusammenhangs
erscheint der Beitrag der Journalistin Susanne
Gieffers besonders hilfreich. Sie lässt Men-
schen aus der Großwohnsiedlung Lüssum-
Bockhorn zu Wort kommen, die sich in ihren
Interviews zu ihrer persönlichen Situation und
Perspektiven in dem durch hohe Arbeitslosig-
keit gekennzeichneten und in der Öffentlich-
keit oft stigmatisierten Ortsteil äußern. Beson-
ders deutlich wird, wie engagiert eine schwie-
rige soziale Arbeit in diesen Quartieren geleis-
tet wird, die in Programmen wie ›Wohnen in
Nachbarschaften‹ gebündelt wird.

Bernd Strüßmann, 
Referent für Strukturentwicklungspolitik in der
Arbeitnehmerkammer Bremen, gibt in seinem
Beitrag einen Überblick über die Entwicklung
der materiellen Armut im Stadtstaat, setzt
sich mit der Situation regionaler Arbeitsmärk-
te auseinander und mit der Lage der arbeits-
marktlich besonders benachteiligten Zielgrup-
pen. Im Bereich der Stadtentwicklungspolitik
behandelt er im Schwerpunkt den für die
soziale Segregation mitentscheidenden Bedeu-
tungsverlust der Instrumente des sozialen
Wohnungsbaus und erörtert in seinem Fazit
die Chancen einer ›sozialen Stadtentwicklung‹.

Dr. Andreas Farwick, 
Privatdozent an der Universität Bremen, Insti-
tut für Geographie, erklärt die Segregation in
ihrem historischen Kontext. Er geht auf die
Ursachen und Strukturveränderungen der
zunehmenden räumlichen Polarisierung ein,
wobei er den Zusammenhang mit verschiede-
nen Wohnungsmarktentwicklungen darstellt.
Aufgezeigt werden die sozialen Konsequenzen
einer sich weiter verschärfenden Segregation

für die Bewohner/innen benachteiligter Wohn-
quartiere. Hingewiesen wird auf negative Quar-
tierseffekte zum Beispiel durch mangelnde
soziale, familiäre oder nachbarschaftliche Res-
sourcen, die für die Lebensbewältigung im All-
tag benötigt werden. Er betrachtet die Quar-
tiere besonders als Milieu für soziale Lernpro-
zesse, in denen die Aneignung gesellschaftlich
angepasster Verhaltensmuster zur Lösung
individueller Probleme erschwert werden kön-
nen. Andreas Farwick weist auch auf die nach-
teiligen individuellen Auswirkungen ›symbo-
lischer‹ Formen der Stigmatisierung und Dis-
kriminierung hin. Schließlich werden von ihm
Strategien der Stabilisierung beziehungsweise
zur Verminderung der räumlichen Polarisie-
rung und Konzentration sozial benachteiligter
Bevölkerungsgruppen benannt. 

Karl Schlichting 
vom Statistischen Landesamt untersucht im
ersten Teil seiner Analyse die Entwicklung der
Wohn- und ethnischen Segregation in Bremen
als Folge langfristig wirkender innerstädtischer,
regionaler und überregionaler Wanderungspro-
zesse, die für die Strukturen der sozialräumli-
chen Segregation prägend sind. Diese räumli-
che Mobilität führt zu einer sozialstrukturellen
Umschichtung in den Stadtteilen. Die ›Dynamik
der Segregation‹ trägt im Zusammenspiel einer
Abwanderung von Haushalten mit relativ gesi-
cherten Einkommen und einer Zuwanderung
einkommensschwacher Haushalte zu einer Her-
ausbildung von ›Armutsinseln‹ bei. Anhand aus-
gewählter empirischer Indikatoren – Einkom-
men, Erwerbstätigkeit, Transferleistungsbezug,
Bildungsbeteiligung – analysiert Karl Schlichting
die sozialstrukturellen Unterschiede innerhalb
der Stadt Bremen. Es zeigt sich das Profil einer
zwischen den Ortsteilen starken Einkommens-
segregation, die im Zeitverlauf noch zugenom-
men hat und sich fast mit der räumlichen Ver-
teilung der Armutsindikatoren deckt.

Paul M. Schröder, 
Leiter des Bremer Instituts für Arbeitsmarkt-
forschung und Jugendberufshilfe e.V. (BIAJ),
liefert in seinem Beitrag eine umfassende 
Analyse der Armutsentwicklung in Bremen und
Bremerhaven auf Basis der neusten statisti-
schen Daten und Kennziffern.

3 Vgl. Schlichting, Karl: Steuerpflichtige Einkommen und ihre 

regionale Verteilung in der Stadt Bremen; in: Statistisches 

Landesamt Bremen (Hg.), Statistische Hefte 1/2006, S. 3 ff.

4 Vgl. Kapitel 6 dieses Berichts, Tabellen 8.1 und 8.2, S. 134/136.

5 Vgl. Kapitel 6 dieses Berichts, Tabelle 8.1, S. 134.

6 Vgl. Schlichting, Karl: Zur Auswirkung von Armut und Status auf

die Bildungsbeteiligung bremischer Schüler; in: Arbeitnehmer-

kammer Bremen (Hg.): Armut in Bremen, Bericht 2005, Schwer-

punkt: ›Armut und Bildung‹, S. 30.

7 Vgl. Bremische Bürgerschaft, Landtag, Drucksache 16/1375 vom

12.04.07.

8 Vgl. Tempel, Günter: Die Auswirkungen sozialer Polarisierung. 

Zur Entwicklung der Lebenserwartung und Sterblichkeit in aus-

gewählten Bremer Wohngebieten, Gesundheitsamt Bremen (Hg.),

Bremen 07/2006.
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eine massive Bekämpfung der materiellen
Armut von Paaren, Ehepaaren und Alleiner-
ziehenden, die ihren Unterhalt aus eigenem
Einkommen bestreiten könnten, durch ihre
Kinder aber von Fürsorgeleistungen abhän-
gig werden; eine deutliche Erhöhung des
Kinderzuschlags nach § 6a des Bundeskin-
dergeldgesetzes bei gleichzeitiger Aufhe-
bung der Mindesteinkommensgrenzen, die
Einführung eines Mietzuschlags sowie eine
Überarbeitung der Wohngeldregelungen 
im Sinne der Betroffenen wären erste, wich-
tige Schritte;

eine Erhöhung der Regelsätze des Arbeits-
losengeldes II von 347 auf 420 Euro;

die Einführung eines gesetzlich geregelten,
bundesweit geltenden Mindestlohns in Höhe
von mindestens 7,50 Euro;

schließlich die Förderung eines ›zweiten 
Arbeitsmarktes‹, auf dem sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse
im öffentlichen Interesse entstehen können,
die insbesondere darauf abzielen, die 
durch Marktversagen entstandene Arbeits-
lücke in den regionalen Teilarbeitsmärkten
zu schließen.

Ein grundsätzlich richtiger Ansatz zur Bekämp-
fung der sozialen Spaltung auf regionaler
Ebene ist ohne Zweifel der Vorstoß, den die
neue Landesregierung in Bremen/Bremerha-
ven mit ihrer ›sozialintegrativen Stadtentwick-
lungspolitik‹ unternimmt. Zu Recht wird im
Koalitionsvertrag darauf verwiesen, dass das
Land Bremen zur Abwendung einer tief grei-
fenden sozialen Spaltung einen integrativen
Politikansatz entwickeln muss, der Mittel und
Maßnahmen zur Hilfe auf die besonders
gefährdeten Wohnquartiere konzentriert. Wich-
tig erscheint uns in diesem Zusammenhang,
dass die Integration der Teilpolitiken und die
Formulierung eines Gesamtprogramms vom
Standpunkt der sozialen Integration in den
Stadtteilen zügig vorangetrieben werden.
Wesentliche Bestandteile dieses Programms
müssen sein:

Die in Bremen und Bremerhaven durchge-
führten Stadterneuerungsprogramme (Sozia-
le Stadt/Wohnen in Nachbarschaften – WiN,
Städtebauliche Sanierung und Stadtumbau)
sind zu verstärken. Die dafür breitzustellen-
den Haushaltsmittel sind – auch unabhängig
von den vom Bund jährlich bereitgestellten
Mitteln – gemäß dem gestiegenen Bedarf
bedeutend aufzustocken.

Integrative Handlungskonzepte in den Stadt-
teilen sind erforderlich beziehungsweise
weiterzuentwickeln. Die verschiedenen 
Ressortplanungen für das Stadtgebiet sind
verbindlich auf die Aufgaben der sozialen
Stadtentwicklung zu verpflichten (Wirt-
schaft, Arbeit, Verkehr, Umwelt, Bildung,
Gesundheit, Inneres, Justiz).

Soziale Einrichtungen in den Ortsteilen sind
bedarfsgerecht zu modernisieren. Innerhalb
der kommenden Jahre müssen der Umbau
von Schulen zu Ganztagseinrichtungen und
die Integration vorschulischer Betreuungs-
angebote flächendeckend organisatorisch
und finanziell bewältigt werden.

Das Konzept des sozialen Quartiersmanage-
ments in benachteiligten Stadtteilen hat 
sich bewährt. Im Interesse der Nachhaltig-
keit der Programmförderung ist es dringend
erforderlich, das Quartiersmanagement 
auch unabhängig von einer WiN-Förderung in
problematischen Gebieten einzuführen.

Wegen der langfristigen Perspektive der
Planungen und Maßnahmen ist eine verbind-
liche, mehrjährige Programm- und Finan-
zierungsplanung für die Stadterneuerung
dringend erforderlich. 

Entscheidend für den Erfolg derartiger Pro-
gramme wird sein, ob es in Bremen und Bre-
merhaven gelingt, Instrumente und Zuständig-
keiten für ihre dezentrale Steuerung zu ent-
wickeln, eine realistische Berichterstattung
über Fortschritte und Mängel einzurichten,
schnelle, unbürokratische Entscheidungen zu
ermöglichen und den Fortschritt aller Maß-
nahmen nicht nur zu dokumentieren, sondern
auch systematisch evaluierend zu begleiten.

Die soziale Spaltung der Stadt10

Denn wenn beispielsweise in der Stadt 
Bremen bereits im städtischen Durchschnitt
knapp drei, in Bremerhaven sogar vier von
zehn Kindern in einem einkommensarmen
Haushalt aufwachsen, sind auch viele ›unter-
durchschnittliche‹ Kinderarmutsquoten in 
anderen Teilen kein Entwarnungssignal. 

34 Ortsteile von Bremen weisen einen Anteil
erwerbsfähiger Arbeitslosengeld-II-Empfänge-
r/innen auf, der über dem hohen Durchschnitts-
wert von 15,3 Prozent im März 2007 liegt.
Allerdings tritt dieses Armutsrisiko deutlich
stärker und verdichtet in wenigen Ortsteilen in
den Vordergrund. So lebt in der Stadt Bremen
rund die Hälfte der erwerbsfähigen hilfebedürf-
tigen Bezieher/innen von Arbeitslosengeld II
und Sozialgeld in zwanzig von 82 Ortsteilen. 
In einigen Ortsteilen ist dabei der Anteil von 
Sozialleistungsempfängern und -empfängerin-
nen in den vergangenen Jahren stärker als 
im restlichen Stadtgebiet gestiegen. 

Auf der Grundlage kleinräumiger Sozial-
raumanalysen lässt sich feststellen, dass bei
den deutlich einkommensschwächeren Ge-
bieten zwei Typen der Wohnbebauung im Vor-
dergrund stehen. Zum einen handelt es sich
um ältere, dicht bebaute industrie- und hafen-
nah gelegene Wohngebiete beziehungsweise
historische Arbeiterviertel, zum anderen um
Ortsteile, in denen Großsiedlungen dominie-
ren, die einen besonders großen Bestand an
Geschosswohnungen aufweisen. In den durch
höheren Wohlstand gekennzeichneten Orts-
teilen befinden sich größere Bestände an 
Einfamilienhäusern sowie Geschosswohnungen
höherer Qualität, und zwar sowohl in subur-
baner als auch citynaher Lage. 

Es zeigen sich enge Zusammenhänge 
zwischen den über Indikatoren abgebildeten
sozioökonomischen Merkmalen von Personen
und Haushalten mit ihrer Wohnsituation und
Wohnstandortwahl.9

Die Ursachen der sozialen Segregation sind
komplex, die Prozesse, die dabei ablaufen,
recht langwierig. Die soziale Aufspaltung der
Stadt muss immer auch im Zusammenhang
mit der Veränderung demografischer Struktu-
ren und sich differenzierender Lebens- und
Wohnformen betrachtet werden. Eine beson-
dere Rolle spielt dabei die starke Zuwande-
rung aus dem Ausland. 

Wie die vorliegenden Analysen deutlich
machen, ist das gegenwärtig entscheidende
Kennzeichen der sozialen Segregation eine
sozio-ökonomische Polarisierung, die sich
innerhalb der Stadt auch räumlich abzeichnet
und in einigen Gebieten zur Konzentration ein-
kommensschwacher Haushalte führt. Innerhalb
der Großstadt spiegelt sich damit die sozio-
ökonomische Polarisierung auf der Ebene des
Wohnungsmarkts: Haushalte mit besonders
geringen Einkommen werden tendenziell aus
höherpreisigen Wohnlagen verdrängt und 
ziehen bevorzugt in Wohngebiete mit verhält-
nismäßig preisgünstigem Wohnraum. Die Pola-
risierung zeigt sich auf der Seite der ›sozial
benachteiligten Stadtteile‹ besonders als 
Häufung der Haushalte von Geringverdienern
und Geringverdienerinnen und Transferleis-
tungsbeziehern und -bezieherinnen.

Alle Untersuchungen zum Thema der sozia-
len Spaltung und Polarisierung arbeiten aber
einen Aspekt sehr deutlich heraus: Die soziale
und räumliche Segregation beruht auf einem
Bündel von Ursachen; sie kann daher nicht
effektiv und effizient durch isolierte Einzelmaß-
nahmen bekämpft werden. Wenn es gelingen
soll, das ›Abgleiten‹ von Bevölkerungsteilen in
gefährdeten Stadtgebieten aufzuhalten oder
zu verhindern, dann müssen Instrumente einer
sozialintegrativen Stadtpolitik neu entwickelt
werden: Instrumente, die in der Zuständigkeit
des Bundes und im Kompetenzbereich der
Länder liegen.

Für den Bund gilt in diesem Zusammen-
hang, dass er seine Anstrengungen zur
Armutsbekämpfung, die unter anderem in 
Teil-Initiativen wie ›Kinder raus aus Hartz IV‹ 
figurieren, dringend zu einem umfassenden
Programm verschmelzen muss. Maßgebend
sollten dabei sein

9 Vgl. Dangschat, Jens: Segregation; in: Häußermann, Hartmut

(Hg.): Großstadt. Soziologische Stichworte, Opladen 2000, 

S. 209–213 sowie Häußermann, Hartmut/Siebel, Walter: 

Stadtsoziologie, Frankfurt/Main 2004.
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2.1 Soziale Polarisierung – 
Armut verfestigt sich

Fragt man nach den Gründen der damit vor
allem räumlich konzentriert zunehmenden
Armutsrisiken und -lagen in den Stadtteilen,
muss vor allem der Zusammenhang mit einer
auch gesamtgesellschaftlich wahrnehmbaren
sozio-ökonomischen Polarisierung gesehen
werden, die sich seit einigen Jahren mit stei-
genden Armutsquoten verbindet. 

Im Folgenden soll daher zunächst auf diese
Entwicklung eingegangen werden, die mit
einer zunehmenden Spreizung der Einkom-
men, aber auch mit einer Zunahme von Armut
und einer wachsenden Bedeutung der Nied-
riglohnbeschäftigung einhergeht.1

Im zweiten Schritt soll ein Blick auf Entwick-
lungen des Arbeitsmarkts geworfen werden,
die die Segregationstendenzen befördern. Ein
entscheidender Grund liegt in einer offensicht-
lich zunehmenden Spaltung des großstädti-
schen Arbeitsmarkts, der durch eine hohe
Zunahme niedrigentlohnter, flexibler, unsiche-
rer und prekärer Beschäftigungsverhältnisse
gekennzeichnet ist und nicht nur die Einkom-
menspolarisierung verstärkt, sondern eben
auch dazu führt, dass eine steigende Zahl von
Haushalten der Beschäftigten am Rande des
Existenzminimums lebt und häufiger arbeitslos
wird.

In einem dritten Schritt soll auf die zentra-
len Handlungsfelder eingegangen werden, die
im Hinblick auf eine Gegensteuerung und Ver-
meidung der sozialen Spaltung auf der Ebene
der Stadtentwicklungs- und Wohnungspolitik
zur Verfügung stehen. Segregationsfördernd
war besonders der Bedeutungsverlust der
Instrumente der sozialen Wohnraumförderung,
der sich in den 1990er Jahren vollzog. Gleich-
zeitig verschob sich der Schwerpunkt der
kommunalen Wohnungspolitik auf die Förde-
rung von Wohneigentum, auch um die Abwan-
derung einkommensstarker Haushalte ins
Umland zu vermeiden. 

Schließlich soll auf die zentralen Programme
im Bereich der Stadterneuerung eingegangen
werden, mit denen die Segregationsproblema-
tik seit Ende der 1990er Jahre im Rahmen
des politikfeldübergreifenden Handlungsansat-
zes der Maßnahmen der ›Sozialen Stadt‹
beantwortet wird. Die realen Handlungsmög-
lichkeiten zur ›Vermeidung der sozialen Spal-
tung‹ – wie manchmal das Ziel dieser Maßnah-
men verstanden wird – sollten realistisch ein-
geschätzt werden. Dringend notwendig
erscheint vor allem eine Einbindung der Maß-
nahmen einer sozialen Stadterneuerung in
eine koordinierte gesamtstädtische Strategie
der Armutsbekämpfung.

Entwicklung der Einkommensarmut

Verschiedene Untersuchungen zur Einkom-
mens- und Vermögensverteilung der letzten
Jahre kommen zu dem übereinstimmenden
Ergebnis, dass in Deutschland die ökonomi-
sche Ungleichheit seit der Jahrtausendwende
wieder deutlich zunimmt und damit ein wach-
sender Teil der Bevölkerung von Armutslagen
betroffen ist.

Relative Einkommensarmut liegt nach inter-
nationaler Konvention bei einem Pro-Kopf-Net-
toeinkommen vor, das maximal 60 Prozent
des durchschnittlichen bedarfsgewichteten
mittleren Nettoeinkommens beträgt. 

Die in relativer Einkommensarmut lebende
Bevölkerung nahm im Verlauf der 1990er
Jahre zunächst noch etwas ab, stieg dann
aber von 10,9 Prozent im Jahr 1997 bis 2005
auf 13,2 Prozent wieder an.2 Zu den Niedrig-
einkommen mit einer Höhe von bis zu 75 Pro-
zent des Nettoäquivalenzeinkommens gehörte
ein gutes Drittel der Haushaltseinkommen
(34,4 Prozent).

Soziale und räumliche Segregation im Lande Bremen12

1 Vgl. hierzu Heitmeyer, Wilhelm/Anhut, Reimund (Hg.): Bedrohte

Stadtgesellschaft, Weinheim 2000, S. 26 f.

2 Vgl. Statistisches Bundesamt (Hg.) in Zusammenarbeit mit dem

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB) und dem

Zentrum für Umfragen, Methoden und Analysen, Mannheim

(ZUMA): Datenreport 2006, Zahlen und Fakten über die Bundes-

republik Deutschland, Bonn 2006, S. 610 f.
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Höher ist die Betroffenheit, wenn man nicht
nur die Einkommensarmut, sondern damit 
häufig einhergehende Mangelsituationen, wie 
Wohnungsnot, niedriger Konsum (zum Beispiel
Möbel), Rücklagen und Arbeitslosigkeit einbe-
zieht. So betrachtet, ist rund ein Fünftel der
Bevölkerung von Armutslagen mindestens 
zeitweise oder wenigstens in einem zentralen
Lebensbereich tangiert. Nach Berechnungen
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung (DIW) lässt sich bei gut 8 Prozent der
Personen, die durchschnittlich nur über 43
Prozent des Durchschnittseinkommens verfü-
gen, eine Verfestigung der Armut konstatie-
ren.3 Darunter befinden sich besonders Arbei-
ter beziehungsweise Arbeiterfamilien mit
Migrationshintergrund und Familien mit mehre-
ren Kindern. Darüber befindet sich eine Zone
der Prekarität (10,1 Prozent), temporärer
Armut (5,7 Prozent) und einseitig bestimmter
Armut (3,8 Prozent), in denen es wechselnde
Zustände von relativer Armut und Wohlstand
gibt. ›Armutslagen dauern zunehmend länger
und sind durch mehrfache Notlagen, durch
Wohnungsprobleme, Konsumdefizite, Arbeits-
losigkeit oder fehlende Rücklagen geprägt.‹4

Und auch oberhalb der verfestigten Armut gibt
es eine weitgehend stabil große ›Zone der
Prekarität, in der sich die Armut noch nicht
verfestigt hat, die Drohung dauerhafter Armut
aber stets präsent ist‹5. 

In gesichertem Wohlstand leben nur 45,9
Prozent, in einem instabilen – gefährdeten –
Wohlstand 26,1 Prozent der Bevölkerung. 

Die Einkommen spreizen sich verstärkt –
auch bei den Beschäftigten. Das Einkommens-
gefälle zwischen den höchst- und am schlech-
testen bezahlten Arbeitnehmern und Arbeitneh-
merinnen stieg in Deutschland seit 1995
deutlich mehr als in der Mehrheit der übrigen
OECD-Staaten. Die zehn Prozent der Arbeit-
nehmer mit den höchsten Einkommen verdien-
ten im Jahr 2005 im Durchschnitt 3,1-mal 
so viel wie im untersten Zehntel. Dieser Faktor
lag 1995 noch beim 2,8-fachen. Nur in den
Transformationsländern Ungarn, Polen, Süd-
korea und Neuseeland entwickelten sich die
Löhne noch stärker auseinander.6 Die Markt-
einkommen (Löhne, Gehälter, Gewinne) sprei-
zen sich in Deutschland seit den 1990er 
Jahren zunehmend. Die Spitzeneinkommen

erhöhten sich stark, während sich das Durch-
schnittseinkommen kaum veränderte.7

Es erscheint wichtig, dass die objektive
ökonomische Lage von Personen mit niedri-
gem beruflichen Status auch zur eigenen
Wahrnehmung beiträgt, sich ökonomisch nicht
mehr in der Mitte der Gesellschaft, sondern
im ›Unten‹ zu befinden. Darauf deuten die
Ergebnisse einer von der Friedrich-Ebert-Stif-
tung der SPD in Auftrag gegebenen und von
Infratest Sozialforschung durchgeführten
repräsentativen Befragung von 3.000 wahlbe-
rechtigten Deutschen (!) zur gesellschaftlichen
Wahrnehmung übergreifender gesellschaftli-
cher Veränderungen in verschiedenen sozialen
Milieus der Bundesrepublik.8 Fast ein Drittel
der Befragten ordnet sich einem sozialen
Milieu zu, das durch ein sehr geringes Einkom-
men und einen niedrigen Bildungsstatus
gekennzeichnet ist, darunter ›selbstgenüg-
same Traditionalisten‹ (11 Prozent), ›auto-
ritätsorientierte Geringqualifizierte‹ (7 Prozent)
und ein sozial ausgeschlossenes und durch
Abstiegserfahrungen geprägtes ›abgehängtes
Prekariat‹ (8 Prozent), wozu auch Facharbei-
ter/innen, Angestellte und Arbeitslose zählen.
Oberhalb dieser Schichtungssegmente loka-
lisiert die Studie eine ›bedrohte Arbeitnehmer-
mitte‹ von 16 Prozent der Bevölkerung. 

Abbildung 1: 
Niedrigeinkommen und Armut
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3 Vgl. Groh-Samberg, Olaf: Armut in Deutschland verfestigt sich; in:

DIW-Wochenbericht, Heft 12/2007, S. 177–182.

4 Ebenda, S. 181.

5 Pressemitteilung des DIW Berlin vom 21.03.2007: Armut in

Deutschland: Zunehmende Verfestigung, aber keine Ausbreitung

auf die Mitte der Gesellschaft.

6 Vgl. OECD-Beschäftigungsausblick 2007: Die deutsche Situation

im Vergleich. www.oecd.org

7 Vgl. Bach, Stefan/Steiner, Viktor: Zunehmende Ungleichheit der

Markteinkommen: reale Zuwächse nur für Reiche; in: DIW-

Wochenbericht, Heft 13/2007, S. 193–198.

8 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung/TNS Infratest Sozialforschung:

›Gesellschaft im Reformprozess‹, Zusammenfassung der Ergeb-

nisse von Rita Müller-Hilmer, Berlin Juli 2006. Ebenso: Friedrich-

Ebert-Stiftung: Pressemitteilung ›Gesellschaft im Reformpro-

zess‹. Die Friedrich-Ebert-Stiftung untersucht Reformbereitschaft

der Deutschen, Juli 2006.
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Sie sieht sich in ihrer Gefährdetheit nicht vom
Staat unterstützt und zweifelt öfter an eigenen
Kräften, zum Beispiel mit Flexibilität und 
Leistung die sozialen Risiken bewältigen zu
können. Dies ist ein relativ sicheres Indiz
dafür, dass sich die soziale Spaltung der
Stadtgesellschaft erst dann vollendet, wenn
zunehmende Teile der Armutsbevölkerung
ihren materiellen Status als ›Schicksal‹ inter-
pretieren und als solches akzeptieren. Die
Betroffenen ziehen sich subjektiv aus der
Stadtgesellschaft zurück, betrachten sich
nicht als gleichwertigen Teil der sozialen
Gemeinschaft und schließen daraus, dass zur
Erfüllung ihrer Anliegen ›nichts mehr vorgese-
hen‹ sei. Ist dieser Punkt im Denken und Han-
deln einer Teilbevölkerung erreicht, dann ist
der Polarisierungsprozess abgeschlossen,
dann wird es ausgesprochen schwierig, das
Vertrauen der Betroffenen zurückzugewinnen.

Flexibler Arbeitsmarkt

Die Einkommensarmut in verschiedenen Stadt-
teilen ist vor allem durch einen für große Teile
der erwerbsfähigen Bevölkerung weitgehend
verschlossenen Arbeitsmarkt bedingt. 

Dass sich diese Situation für viele Arbeit-
suchende zu verfestigen scheint, lässt sich an
der stagnierenden Entwicklung der Zahl der
erwerbsfähigen Empfänger/innen von Leistun-
gen nach dem Sozialgesetzbuch II (SGB II)
erkennen. Sie verharrte bis zum Frühjahr
2007 auf dem hohen Niveau der beiden Vor-
jahre. Im März 2007 zählten 55.701 Perso-
nen, in Bremerhaven 17.130, zusammen 
also 72.831 Personen zu den erwerbsfähigen 
Hilfebedürftigen. 

Über einen längeren Zeitraum betrachtet,
müssen weit mehr Menschen, als die monat-
lich erfassten Bestandsdaten zum SGB-Leis-
tungsbezug ausdrücken, Transferleistungen in
Anspruch nehmen. Denn Tag für Tag scheiden
Leistungsempfänger/innen zum Beispiel durch
Renteneintritt, Aufnahme einer Qualifizierung
oder Beschäftigung aus dem Bestand aus,
während neue hilfebedürftig werden. Nach
einer aktuellen Untersuchung des Instituts 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) 
bezogen zwischen Januar 2005 und Dezem-
ber 2006 rund 10,25 Millionen Personen in

6,2 Millionen Bedarfsgemeinschaften wenigs-
tens zeitweilig SGB-II-Leistungen. Betroffen
waren damit deutlich mehr Bedarfsgemein-
schaften und Personen, als zum Beispiel im
Dezember 2006 erfasst wurden, als 7,28 Mil-
lionen Personen Leistungen bezogen. Zeitwei-
lig hilfebedürftig waren im betrachteten Zeit-
raum allein 6,39 Millionen Personen. Bemer-
kenswert hoch ist die Zahl von 1,87 Millionen
Bedarfsgemeinschaften mit 3,86 Millionen 
Personen, die während der gesamten Periode
auf Leistungen angewiesen blieben. 51 Pro-
zent der Alleinerziehenden, 32 Prozent der
Paare ohne Kinder und 36 Prozent der Paare
mit Kindern verblieben in den 21 Monaten 
im Leistungsbezug.9 In Bremen beträgt der
jährliche Zu- und Abgang aus dem Kreis der
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen nach einer
überschlägigen Schätzung rund ein Drittel des
monatlich erfassten Bestands. Ein großer Teil
der SGB-II-Leistungsempfänger/innen bleibt
auch über einen längeren Zeitraum hilfebedürf-
tig, ein anderer Teil ist mehrfach oder nur 
zeitweise betroffen. Darunter befinden sich im
Land Bremen rund 12.000 Arbeitnehmer/in-
nen, die trotz einer Erwerbstätigkeit Hartz-IV-
Leistungen beantragen müssen, da das Lohn-
einkommen nicht existenzsichernd ist. 

Die Beschäftigung ist im Bundesland in den
vergangenen Jahren zurückgegangen. In den
Umlandkreisen liegt die Arbeitslosenquote
circa um ein Drittel niedriger. Im Durchschnitt
des Jahres 2006 waren in der Stadt Bremen
36.428 Personen arbeitslos gemeldet, was
einer Arbeitslosenquote an allen abhängig 
zivilen Erwerbspersonen von 15,0 Prozent ent-
sprach. In Bremerhaven waren es 11.281
Personen bei einer Quote von 22,4 Prozent.  

Eine während der Laufzeit des bremischen
Sanierungsprogramms mit erheblichem Mittel-
einsatz betriebene Wirtschaftspolitik erreichte
nicht, wie erhofft, eine Zunahme der Beschäf-
tigung. 

9 Vgl. Graf, Tobias: Bedarfsgemeinschaften 2005 und 2006. Die

Hälfte war zwei Jahre lang durchgehend bedürftig; in: IAB Kurz-

bericht Nr. 17 / 12.09.2007 des Instituts für Arbeitsmarkt- und

Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit.
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Von rund 32.000 Kindern im Land Bremen,
die im März 2007 in SGB-II-Bedarfsge-
meinschaften lebten, befanden sich rund
15.000 beziehungsweise fast die Hälfte
(rund 47 Prozent) im Haushalt eines/einer
Alleinerziehenden (vergleiche Seite 130 
dieses Berichts, Tabelle 7).

Jugendliche, die bei der Suche nach einem
betrieblichen Ausbildungsangebot geschei-
tert sind, besonders wenn sie nur einen
Hauptschulabschluss oder keinen Schulab-
schluss haben – im Bundesdurchschnitt
(2004 7,4 Prozent der deutschen und 
18,1 Prozent der nichtdeutschen Schulent-
lassenen).13

Ausländische Jugendliche, die immer weni-
ger Zugang zur dualen Berufsausbildung
bekommen – in Bremen schwankt der Anteil
ausländischer Auszubildender in den letzten
Jahren um die 7 Prozent. 

Aussiedler und Ausländer

Wegen der hohen Bedeutung der Zuwande-
rung für die Segregationsentwicklungen soll
hier auf die Arbeitsmarktsituation von Auslän-
dern und Aussiedlern etwas näher eingegan-
gen werden. Besonders schwierig stellt sich
die Situation für Migrant/innen mit niedriger
Formalqualifikation oder – ein häufiges Pro-
blem von Aussiedlern – mit nach hiesigen
Maßstäben nicht anerkannten Abschlüssen
dar. Bezogen auf die abhängig zivilen Er-
werbspersonen betrug die Arbeitslosigkeit 
von Deutschen (ohne Spätaussiedler!) im 
Juni 2004 im Land Bremen 12,7 Prozent. Die
Arbeitslosigkeit von Spätaussiedlern war 
mit 38,2 Prozent dreimal, die der Ausländer 
mit 27,2 Prozent etwa doppelt so hoch 
wie die deutscher Erwerbstätiger. 

Eine vom Institut für Arbeitsmarkt und Berufs-
forschung der Bundesagentur für Arbeit (IAB)
durchgeführte Analyse mit Daten der ›Inte-
grierten Erwerbsbiografie (IEB)‹ gibt Angaben
zur unterschiedlichen Arbeitsmarktintegration
von Spätaussiedlern, Ausländern und Deut-
schen (ohne Aussiedler), die für den Zeitraum
von 2000 bis 2004 erhoben wurden.14 Erfasst
wurden alle Erwerbspersonen, mit Ausnahme
von Beamten und Selbstständigen. In diesem
Zeitraum war (mit leicht abnehmender Ten-
denz) nur gut die Hälfte der erfassten
Spätaussiedler sozialversicherungspflichtig
beschäftigt, von den Deutschen aber immer-
hin drei Viertel. Rund ein Zehntel der Deut-
schen und Spätaussiedler war geringfügig
beschäftigt. 

Bei den Ausländern waren im Jahr 2000
noch fast drei Viertel sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigt, vier Jahre später jedoch
nur noch zwei Drittel, während sich der Anteil
der geringfügigen Beschäftigung von 11,2 auf
13,4 Prozent erhöhte. 

Die Arbeitsmarktchancen von Aussiedlern
mit einem im Ausland erworbenen Hochschul-
abschluss sind – bemerkenswerterweise –
noch geringer als die von Facharbeitern und
Facharbeiterinnen. Dabei spielen Probleme der
Anerkennung entsprechender Zertifikate und
Diplome eine zentrale Rolle. 
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In Bremerhaven gingen stattdessen zwischen
1995 und 2006 rund 6.000, in der Stadt Bre-
men rund 15.000 sozialversicherungspflichti-
ge Arbeitsplätze verloren. Dabei wurde sogar
ein zunehmender Anteil der Vollzeitarbeitsplät-
ze durch Teilzeitbeschäftigung ersetzt. Die
Zahl der Vollzeitbeschäftigten sank von knapp
253.000 auf rund 220.000, das heißt um 13
Prozent, während die der Teilzeitbeschäftigten
von rund 40.000 um circa 30 Prozent auf
rund 52.000 im Jahr 2006 zunahm. Nicht nur
dies weist auf eine zunehmende Flexibilisie-
rung der Beschäftigung hin, sondern ebenso
die Zunahme von Leiharbeit und (ausschließ-
lich) geringfügig entlohnter Beschäftigung
(+37,1Prozent).10 Die Leiharbeit boomt, weil
Unternehmen bei der kurzfristigen Ausweitung
von Produktionskapazitäten dauerhafte
Beschäftigungsrisiken reduzieren wollen.

Es bleibt abzuwarten, ob eine mittlerweile
auch in Bremen feststellbare Zunahme der
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung
und Rückgang der gemeldeten Arbeitslosen
auch in höherem Maße als bisher eine stärke-
re Arbeitsmarkteingliederung erwerbsfähiger
Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen mit sich
bringt. Bis Mitte 2007 scheint sich eher eine
Stabilisierung des in den vergangenen Jahren
erhöhten Sockels der Langzeitarbeitslosigkeit
abzuzeichnen. Offensichtlich führt zwar die
bessere Konjunkturlage in der Bundesrepublik
gegenwärtig zu einer steigenden Arbeitskräf-
tenachfrage, die im Bund zum Beispiel an
einer anhaltenden Zunahme der gemeldeten
offenen Stellen ablesbar ist.11 Wie allerdings
eine Studie des Instituts für Makroökonomie
und Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böck-
ler-Stiftung12 belegt, hat der seit 2004 in
Deutschland wahrnehmbare Aufschwung zwar
bis vor kurzem zu einer Zunahme der Beschäf-
tigung beigetragen, die aber im Vergleich zum
Aufschwung von 1998 bis 2000 schwächer
auszufallen droht. Das Beschäftigungsvolumen
nahm zu, führte aber noch in deutlich zu
geringem Umfang zu mehr neuen Arbeitsplät-
zen als früher. So wurde im Durchschnitt vor
allem länger gearbeitet, was sich zum Beispiel
in Form längerer Arbeitszeiten von Teilzeitbe-
schäftigten niederschlug. Vor Neueinstellun-
gen nutzen die Unternehmen offenbar ver-
stärkt flexible Arbeit – wie Arbeitszeitkonten,

Leiharbeit – dazu, den konjunkturell bedingten
zusätzlichen Arbeitsanfall zu bewältigen. 

Problemgruppen

Die in Kapitel 6 dieses Berichts dargestellten
Informationen zur Struktur der Bedarfsgemein-
schaften und zu den Empfängern und Empfän-
gerinnen von Leistungen nach dem SGB II bie-
ten Informationen darüber, welche Haushalte
und Personen einem besonders hohen Armuts-
risiko ausgesetzt sind. 

Sie verweisen darauf, dass der für ver-
schiedene Arbeitnehmergruppen blockierte
Zugang zu einem langfristig existenzsichern-
den Arbeitsplatz die entscheidende Ursache
für eine zunehmende Einkommensarmut dar-
stellt. Dies gilt auch besonders mit Blick auf
die eklatant hohen Kinderarmutsquoten in den
Stadtteilen, die eine Armut der Elternhaushalte
widerspiegeln. 

Besondere Betroffenheiten ergeben sich 
für Haushalte mit Kindern, darunter besonders
die von Alleinerziehenden sowie für Ausländer,
Aussiedler und ihre Familien:

Der Anteil der Privathaushalte mit Kindern
betrug Ende 2006 in der Stadt Bremen
17,5 Prozent. Demgegenüber handelte es
sich bei 36,4 Prozent der SGB-II-Bedarfs-
gemeinschaften um Haushalte mit Kindern. 

Unter den Empfängerhaushalten von SGB-II-
Leistungen fällt ein hoher Anteil von Allein-
erzieher/innen auf, die vor allem ange-
sichts unzulänglicher Möglichkeiten der 
Kinderbetreuung einerseits, steigender 
Flexibilitäts- und Mobilitätsforderungen der
Arbeitgeber andererseits, besonders häufig
auf staatliche Transfers angewiesen sind.

10 Vgl. Arbeitnehmerkammer Bremen (Hg.): Statistisches Taschen-

buch 2007, S. 13.

11 Vgl. Kettner; Anja/Spitznagel, Eugen: Gesamtwirtschaftliches

Stellenangebot. Kräftige Konjunktur stärkt die Arbeitsnachfrage;

in: IAB Kurzbericht Nr. 11 / 23.5.2007. 

12 Vgl. Horn, Gustav/Logeay, Camille/Stapff, Diego: Viel Lärm um

nichts? Arbeitsmarktreformen zeigen im Aufschwung bisher kaum

Wirkung; in: IMK Report, Nr. 20, Juni 2007.

13 Vgl. Statistisches Bundesamt (Hg.): Datenreport 2006, a. a. O.,

S. 63.

14 Vgl. Brück-Klingberg, Andrea u.a.: Spätaussiedler mit höherer Bil-

dung sind öfter arbeitslos; in: IAB Kurzbericht, Nr. 8 / 2.4.2007.
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Gewerbeflächen im Umland, ist der Auspend-
leranteil geringfügig von 16 auf 18 Prozent
gestiegen. 

Offensichtlich sind Großstädte gegenwärtig
nicht nur ›Motoren‹ des ökonomischen Wachs-
tums, sondern häufig ebenso Zentren von
Arbeitslosigkeit und Sozialhilfebedürftigkeit.
Die offizielle Raumordnungsplanung spricht
von einer ›bipolaren‹ Entwicklung im Städte-
system, einer Gleichzeitigkeit von ›Schrump-
fung‹ und ›Wachstum‹, die innerhalb der Städ-
te zu einer Zunahme sozialer Ungleichheiten
führe. Da es vor allem in schrumpfenden 
Städten immer weniger Teilhabechancen auf
dem Arbeitsmarkt gäbe, verfestige sich die
Benachteiligung in einigen Stadtteilen und ver-
ringere damit die Chance zum wirtschaftlichen
und sozialen Aufstieg der Bewohner.15

Diese Entwicklungen lassen sich allerdings
auf den besonderen Charakter der gegenwär-
tigen großstädtischen Wachstumsbranchen
zurückführen. Besonders in den Metropolen
und Großstädten wächst seit längerem eine
moderne Dienstleistungsökonomie, die spezi-
ell auch auf hochgradig flexibler und unsiche-
rer Niedriglohnarbeit beruht, von einem seg-
mentierten Arbeitsmarkt profitiert und dessen
Aufspaltung vorantreibt. ›Die expandierenden
innerstädtischen Finanz- und Kommandozen-
tren, die High-Tech-Komplexe und dazugehöri-
gen spezialisierten Dienstleistungen ziehen
nicht nur hochqualifizierte Arbeitskräfte an, 
sie schaffen auch ein erweitertes Feld für die
Anwendung von Niedriglohn-Arbeit.‹16 In den
Großstädten konzentrieren sich nicht nur die
Wachstumssektoren, in denen besonders hohe
Einkommensunterschiede zwischen einzelnen
Branchen typisch sind. Die neuen Dienstleis-
tungsindustrien ›zeichnen sich durch größere
Einkommens- und Beschäftigungsunterschie-
de, schwache Gewerkschaften, einen wach-
senden Anteil unsicherer Beschäftigungs-
verhältnisse am unteren Ende der Einkom-
mensskala und einen steigenden Prozentsatz
hochbezahlter Tätigkeiten aus.‹17

Das Wachstum des Dienstleistungssektors
verband sich in der Vergangenheit besonders
mit einer seit den 1980er Jahren von Indus-
trieunternehmen vorgenommenen Auslagerung
von Teilen der internen betrieblichen Dienst-
leistungsproduktion (Outsourcing). Gleiches

vollzog sich unter dem Motto ›Besinnung auf
Kernaufgaben‹ bei öffentlichen Unternehmen
durch Aufgabenprivatisierung und zunehmende
Fremdvergabe von Leistungen (Entsorgung,
Bahn, Postdienste). Dies brachte eine deutli-
che Zunahme der Arbeitsplätze bei den unter-
nehmensbezogenen Dienstleistungen (zum 
Beispiel Wach- und Sicherheitsgewerbe, Reini-
gung, Wäscherei, Leiharbeit), in denen auch
das Lohnniveau schon seit langem relativ nied-
rig ist, mit sich. Auch mittlere Unternehmen
setzen verstärkt auf das Konzept der verrin-
gerten Fertigungstiefe und Ausgliederung von
Leistungen, nicht nur zur Abfederung perso-
neller Engpässe, sondern zur Verringerung
der Kosten bei personalintensiven Tätigkeiten.
So entwickelt sich die Konkurrenz der Auf-
tragnehmer und Nachunternehmer zunehmend
zu einem Lohnsenkungswettbewerb. 

Der hohe Dienstleistungsanteil in Großstäd-
ten beruht auch auf der Oberzentralität in der
Region. Der überörtliche Einzelhandelsabsatz,
Gastronomie, Messe, ›Events‹, Tagestouris-
mus werden von der offiziellen Stadtentwick-
lungspolitik gezielt gefördert. Gerade in die-
sen Bereichen werden einfache Arbeitstätigkei-
ten häufig niedrig entlohnt und sind nur kurz-
fristiger Natur.

Rund um einen Kern größtenteils stabiler
Beschäftigung in Dienstleistungs- und Indus-
triebranchen baut sich ein umfänglicher
Bereich prekärer Beschäftigung auf, der für
die Betroffenen unsichere ›Jobs‹ und überdau-
ernde Armutsrisiken bedeuten kann. Gleich-
zeitig macht die Verfügbarkeit einer hohen
Zahl von ›Working Poor‹ die Großstadt als
Wirtschaftsstandort für diese Form unterneh-
mensorientierter Dienstleistungsbranchen
besonders attraktiv, die quasi als moderne
›verlängerte Werkbänke‹ von Industrie- und
Bürobetrieben fungieren. 
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Rund zwei Drittel der sozialversicherungs-
pflichtig und vollzeitbeschäftigten männlichen
und weiblichen Spätaussiedler waren als Nicht-
facharbeiter/in tätig, aber nur rund ein Fünftel
der männlichen und ein Siebtel der weiblichen
deutschen Beschäftigten. Deutlich höher war
auch der Anteil der Nichtfacharbeiter/innen
unter den hier erfassten Ausländern, der bei
den Männern mehr als die Hälfte, bei den
Frauen die Hälfte ausmachte. Nur rund ein
Drittel der Aussiedlerinnen, knapp die Hälfte
der Ausländerinnen, aber fast 80 Prozent 
der weiblichen deutschen Beschäftigten war
als Angestellte tätig.

Hohe Arbeitsmarktzentralität
und Segregation

Das Land Bremen ist auf der einen Seite das
bedeutendste Arbeitsmarktzentrum der Nord-
westregion. Auf der anderen Seite verbindet
sich diese Zentralität nicht mit einer geringe-
ren, sondern höheren Arbeitslosigkeit als in
den Umlandkreisen. Die Unternehmen des Lan-
des rekrutieren ihr Personal (und Auszubilden-
de) in hohem Maß aus einem erweiterten 
Einzugsbereich von bis zu rund einer Million
Einwohner. Von einem besonders großen
Unternehmen wird zum Beispiel berichtet,
dass rund 70 Prozent der Auszubildenden aus

Niedersachsen kommen. Die Arbeitsplatznähe
des Wohnorts verbessert für Bewohner der
Städte kaum die Arbeitsmarktchancen. Die
Trennung von Wohnen und Arbeiten ist weit
vorangeschritten. Neben der Ausweitung des
Tagespendelbereichs ist auch die Zunahme
mobiler Arbeit daran beteiligt, dass ›feste‹
Arbeitsplätze in Wohnortnähe rar sind, zum
Beispiel durch die von Unternehmen und der
öffentlichen Hand bevorzugte Fremdvergabe
von Leistungen.

Nachdenklich macht die Tatsache, dass 
bei einer langfristig abnehmenden Zahl von
Arbeitsplätzen im Bundesland noch deutlicher
die Zahl der am Wohnort Beschäftigten
zurückgeht, während die Einpendlerzahl kon-
stant bleibt beziehungsweise sogar leicht
zunimmt. Mitte 2006 waren im Land Bremen
rund 272.000 sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte tätig, davon rund 115.000 Ein-
pendler überwiegend aus Niedersachsen. Ihre
Zahl ist gegenüber dem Jahr 2001 sogar noch
etwas gestiegen. Innerhalb des Landes wohn-
ten jedoch nur rund 156.500 sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte mit einem Arbeits-
platz innerhalb des Landes – das waren
15.643 oder 9 Prozent weniger als noch
2001. Wegen der einseitig auf die Oberzen-
tren ausgerichteten Verkehrsverbindungen und
einer überwiegend schlechten Anbindung von

Tabelle 1: Bildungsabschlüsse von Spätaussiedlern, Ausländern und Deutschen, 
30.Juni 2004
in Prozent

Tabelle 2: Stellung im Beruf, 30. Juni 2004
in Prozent

Spätaussiedler Ausländer Deutsche

ohne Berufsausbildung 36,2 42,2 13,9

mit Berufsausbildung 52,1 37,6 69,3

(Fach-)Hochschule 9,3 6,8 10,2

Ausbildung unbekannt 2,5 13,4 6,6

Spätaussiedler Ausländer Deutsche

Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen

Angestellte 5,1 28,0 18,9 45,9 43,9 79,2

Facharbeiter/Meister 23,4 7,7 23,9 6,0 35,2 8,0

Nicht-Facharbeiter 71,5 64,2 57,2 48,2 20,9 12,8

Quelle: IAB Kurzbericht Nr. 8 / 2.4.2007, S. 3–4.

15 Vgl. Gatzweiler, Hans-Peter u. a.: Herausforderungen deutscher

Städte und Stadtregionen; BBR-Online-Publikation, Nr. 8/2006,

S. 15, herausgegeben vom Bundesamt für Bauwesen und

Raumordnung, Bonn.

16 Krätke, Stefan: Strukturwandel der Städte, Städtesystem und

Grundstücksmarkt in der ‹post-fordistischen” Ära, Frankfurt/Main

1991, S. 76.

17 Sassen, Saskia: Metropolen des Weltmarkts – Die neue Rolle der

Global Cities, Frankfurt am Main/New York 1996, S. 156 f.
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betrieblicher Perspektive – in einem sozial-
versicherten Beschäftigungsverhältnis zu
erhalten.

All dies legt den Schluss nahe, dass die
gegenwärtige Orientierung der Arbeitsmarkt-
politik – ganz im Gegensatz zu ihrem
Anspruch – nicht dazu geeignet ist, entstande-
ne und entstehende Armutslagen nachhaltig
abzuwenden. Sie vermittelt daher auch nur
wenig Unterstützung bei der Verfolgung des
Ziels, die sozialräumliche Segregation der
Bevölkerung in den städtischen Ballungszen-
tren und die Polarisierung von Armut und
Reichtum effektiv und effizient zu bekämpfen.

2.2 Zielwandel Wohnungspolitik

Dass sich in einem Stadtteil eine sozialstruktu-
relle Umschichtung zugunsten einkommens-
schwacher Haushalte vollzieht, lässt sich –
wie in Kapitel 4 von Karl Schlichting ausführ-
lich dargestellt – als Ergebnis der Wohnstand-
ortwahl und Mobilität verschiedener Bevölke-
rungsgruppen kennzeichnen. 

Es sind städtebauliche Defizite und Mängel
der Wohnungen, die ein Wohnquartier unat-
traktiv machen. Eine sich verschlechternde
Wohnumfeldsituation motiviert Haushalte zur
Abwanderung, die zum Teil ins Umland der
Stadt erfolgt (Suburbanisierung). Es rücken
dann Haushalte mit geringerem finanziellen
Leistungsvermögen nach, darunter viele Aus-
länder und Aussiedler. Die soziale und ethni-
sche Segregation wird durch Suburbanisierung
verstärkt, auch weil vorwiegend nur deutsche
Haushalte abwandern.21

Die Abwanderung einkommensstarker Haus-
halte ins Umland trug in der Vergangenheit zu
einer zunächst rückläufigen Bevölkerungszahl
der Stadt Bremen bei, die allerdings seit eini-
gen Jahren bei rund 550.000 Einwohnern sta-
gniert. In Bremerhaven wird sich der kräftige
Bevölkerungsrückgang der vergangenen Jahre
noch weiter fortsetzen. Die Seestadt hat
gegenwärtig rund 116.000 Einwohner (Ende
2006), was einen Verlust von knapp 15.000
Einwohnern (beziehungsweise 11 Prozent) seit
1995 darstellt. 

Ganz anders verlief die Entwicklung in den
Umlandgemeinden des Zwei-Städte-Staats, die
im Rahmen des Suburbanisierungsprozesses

langfristig starke Zuwächse verzeichnen konn-
ten. Der Wanderungsverlust zwischen Bremen
und dem Umland betrug zwischen 1985 und
2000 rund 43.000 Einwohner/innen. 

Ausgeglichen wurde dieser Einwohnerver-
lust vor allem durch die Zuwanderung aus
dem Ausland, wobei sich nach Grenzöffnung
der osteuropäischen Länder vor allem der
Zuzug von Spätaussiedlern und Spätaussiedle-
rinnen positiv bemerkbar machte. Rund 28
Prozent, also fast jede/r dritte Bürger/in in
der Stadt Bremen hat einen – wie man sagt –
›Migrationshintergrund‹. 

Die ausführliche Analyse in Kapitel 4 dieses
Berichts zeigt, dass Bremen sich vor diesem
Hintergrund zu einem Einwanderungsland ent-
wickelt hat. Die Außenzuwanderung konzen-
triert sich dabei besonders auf einige Wohn-
gebiete. 

Vor diesem Hintergrund veränderte sich in
den vergangenen Jahrzehnten die Struktur der
Wohnhaushalte entscheidend. Die Haushalte
wurden durchschnittlich kleiner, unter anderem
durch die Veränderung der Altersstruktur, die
gestiegene Zahl kinderloser Paarhaushalte und
geringere Geburtenraten. So verringerte sich
zwischen 1990 und 2000 in Bremen die
durchschnittliche Zahl der Personen im Haus-
halt von 2,1 auf 1,86 Personen. Besonders
nahmen die Einpersonenhaushalte zu, und
zwar um rund 20.000 auf 137.000, in etwas
geringerem Umfang auch die Zweipersonen-
haushalte. Die Gesamtzahl der Wohnungen
erhöhte sich bis zum Jahr 2000 gleichläufig
mit der quantitativen Nachfrage von rund
275.000 auf 291.000, wobei aber die Ver-
schiebungen in der Nachfragestruktur – zum
Beispiel Trend zu kleineren und älteren Haus-
halten – deutlich zum Vorschein kommen.22

Der Niedriglohnsektor dehnt sich aus – so wie
es im Konzept der Agenda 2010 vorgesehen
war. Nach einer Schätzung des Instituts für
Arbeit und Technik arbeiten rund 6,9 Millionen
beziehungsweise ein Fünftel der Beschäftigten
(12 Prozent der Männer, 30 Prozent der Frau-
en) zu einem Lohn, der weniger als zwei Drit-
tel der mittleren Lohnhöhe beträgt.18 Nied-
riglöhne und flexible Arbeit werden von Unter-
nehmen genutzt, die Betriebszeiten kosten-
günstig auszuweiten und brachliegende Kapa-
zitäten besser auszulasten. 

Offenbar haben die Arbeitsmarktreformen,
arbeitsrechtliche Deregulierungen und die För-
derung atypischer Beschäftigung – wie Locke-
rung des Kündigungsschutzes, Erleichterung
der Befristung, Förderung von Leiharbeit – der
letzten Jahre noch erheblich zur Förderung
dieser Beschäftigungsstrukturen beigetragen,
indem bei den Unternehmen Anreize für 
mehr Beschäftigung im Niedriglohnsegment
geschaffen wurden und gleichzeitig mit Sank-
tionen der Druck auf Arbeitsuchende erhöht
wurde, jede Tätigkeit, unabhängig von der bis-
herigen Qualifikation oder Entlohnung anzuneh-
men. Druck wird vor allem auf Geringqualifi-
zierte und Arbeitnehmer mit erhöhten 'Vermitt-
lungsproblemen' ausgeübt. Arbeitsplätze mit
einfachen Qualifikationsanforderungen werden
aber zunehmend von qualifizierten Fachkräften
besetzt – was die Beschäftigungschancen ein-
fachqualifizierter Arbeitskräfte weiter verrin-
gert. 

Das Niedriglohnsegment soll nach regie-
rungsoffizieller Lesart im Rahmen dieser Stra-
tegien noch weiter ausgebaut werden. Eine
Aktivierung und ›berufliche Integration‹ von
Langzeitarbeitslosen läuft dabei mehr und
mehr ins Leere, weil damit fast nur noch die
Perspektive unsicherer, kurzzeitiger oder
miserabel bezahlter ›Jobs‹ gemeint ist. 

Die von der ›Hartzkommission‹ ursprünglich
beabsichtigte ›Brückenfunktion‹ dieser Jobs
ist kaum zu erkennen: Die Aufnahme einer
geringfügigen Beschäftigung, Teilzeitarbeit
oder eines Leiharbeitsverhältnisses erleichtert
kaum die Chancen, eine solide, besser bezahl-
te Vollzeitbeschäftigung aufzunehmen. Gleich-
zeitig bieten sich geringqualifizierten Arbeitsu-
chenden, Heranwachsenden ohne Schul- und
Berufsabschluss, ausländischen Arbeitsplatz-

bewerbern kaum noch Alternativen, die für
ihre Lage entscheidenden Qualifikationsdefizi-
te zu beseitigen. Niedriglohnarbeit erweist
sich zunehmend als Sackgasse.19 Trotz hoher
Beitragsüberschüsse der Bundesagentur für
Arbeit werden zum Beispiel kaum noch Ange-
bote zur außerbetrieblichen Erstausbildung
oder Umschulungsmaßnahmen mit qualifizie-
rendem Abschluss und zum Erwerb betriebli-
cher Schlüsselqualifikationen realisiert. Als ob
die Schwierigkeiten von Langzeitarbeitslosen
nur in ihrer fehlenden ›Aktivierung‹, mangeln-
den Berufsorientierung oder in fehlenden
Arbeitstugenden lägen, besteht das ›Bildungs-
angebot‹ für geringqualifizierte Arbeitsuchen-
de im Schwerpunkt aus Bewerbertraining,
Berufsorientierung, Informationsmaßnahmen
und Injobs (Ein-Euro-Jobs), Arbeitsgelegenhei-
ten auch mit Qualifizierungselementen. ›Trotz
des wohlklingenden Mottos ›Fördern und For-
dern!‹, das Leistungszusagen von Gegenleis-
tungen der Begünstigten abhängig macht,
bemüht man sich gar nicht mehr ernsthaft
darum, die Chancen von sozial Benachteiligten
zu verbessern, wie die Tatsache zeigt, dass
im Weiterbildungsbereich immer stärker kurze
Trainingsmaßnahmen dominieren.‹20 Statt
intensive Fortbildungsmaßnahmen zur Verbes-
serung der beruflichen Mobilität von arbeitslo-
sen Fachkräften zu forcieren, stehen Berufsin-
formationsveranstaltungen und ›betriebsnahe‹
Kurzzeitlehrgänge zur erleichterten Einarbei-
tung auf bestimmten Arbeitsplätzen auf dem
Programm. Schließlich bietet sich auch kein
relevanter ›zweiter Arbeitsmarkt‹ für Arbeitsu-
chende als zusätzliche Möglichkeit an, eine
vorhandene berufliche Qualifikation – mangels

18 Vgl. Kalina, Thorsten/Weinkopf, Claudia: Mindestens sechs Millio-

nen Niedriglohnbeschäftigte in Deutschland: Welche Rolle spielen

Teilzeitbeschäftigung und Minijobs?; in: IAT-Report 2006–03 des

Instituts Arbeit und Technik der Fachhochschule Gelsenkirchen.

19 Vgl. Oschmiansky, Frank/Mauer, Andreas/Schulze Buschoff,

Karin: Arbeitsmarktreformen in Deutschland – Zwischen Pfadab-

hängigkeit und Paradigmenwechsel; in: WSI-Mitteilungen 6/2007,

S. 291–297.

20 Butterwegge, Christoph: Krise und Zukunft des Sozialstaats,

Wiesbaden 2006, S. 336.

21 Vgl. Mäding, Heinrich: Raus aus der Stadt? Zur Erklärung und

Beurteilung der Suburbanisierung; in: Difu Aktuelle Information,

Januar 2004.

22 Vgl. Freie Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde), Der Senator 

für Bau und Umwelt, Amt für Wohnung und Städtebauförderung

(AWS) (Hg.): Wohnungsbericht der Stadt Bremen 2000/01, 

Bremen, November 2001.
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Im europäischen Vergleich ist die deutsche
Wohneigentumsquote extrem niedrig. Sie
stieg in Westdeutschland zwischen 1994
und 2004 von 39,5 auf 43,4 Prozent. Im
untersten Fünftel der Haushaltseinkommen
sank sie sogar, nämlich von 28,2 auf 26,2
Prozent. Im obersten Einkommensfünftel
war sie fast doppelt so hoch. Sie stieg von
50,8 Prozent auf 55,4 Prozent.

Die monatliche Mietbelastungsquote ist in
den westlichen Bundesländern von 1994
bis 2004 insgesamt von 24 Prozent auf
27,2 Prozent gestiegen. Im unteren Ein-
kommensfünftel ist sie weit höher. Sie stieg
von 37,1 Prozent auf 41,0 Prozent und lag
damit mehr als doppelt so hoch wie im
obersten Einkommensfünftel der Haushalte.
Bei den einkommenskräftigen Haushalten
wuchs die finanzielle Belastung in geringe-
rem Umfang, und zwar von nur 16,4 Pro-
zent auf 17,0 Prozent.

Durchschnittlich besonders hoch ist auch
die Mietbelastung von Alleinstehenden (32
Prozent), die 21 Prozent der Wohngeldemp-
fänger stellten, ebenso bei Ehepaaren mit
Kindern (25,1 Prozent). 

Die Wohnqualität ist besonders vom Rauman-
gebot und der Wohnfläche abhängig. 

Mieter mit knappem Budget verringern ihre
Wohnausgaben besonders durch die Wahl
einer kleineren, manchmal zu kleinen Woh-
nung. 

Die durchschnittliche Pro-Kopf-Wohnfläche
betrug 2004 im Westen Deutschlands bei
Eigentümern 49 Quadratmeter, bei Mietern 46
Quadratmeter. Im obersten Einkommensfünftel
lag sie bei stattlichen 64 Quadratmeter, im
untersten nur bei 35 Quadratmeter. Die Pro-
Kopf-Wohnfläche sinkt mit zunehmender Haus-
haltsgröße.

Für die Hartz-IV-Bedarfsgemeinschaften in
Bremen und Bremerhaven liegen Angaben
über die durchschnittliche Wohnfläche vor. Ein
Vergleich dieser Werte mit den genannten
Angaben zeigt eine relativ zur Gesamtbevölke-
rung im westlichen Bundesgebiet unterdurch-
schnittliche Wohnflächenversorgung. 

Soziale und räumliche Segregation im Lande Bremen24

Der Senat geht seit Anfang der 1990iger
Jahre von einem weitgehend entspannten Miet-
wohnungsmarkt aus. Die noch bis in die
1980er Jahre hohen Zahlen von Fertigstellun-
gen im Geschosswohnungsbau verringerten
sich stark. Der Schwerpunkt der Wohnungspo-
litik lag nicht mehr im sozialen Mietwohnungs-
bau, zumal der Bund seine Wohnfördermittel
immer mehr reduzierte. Um weitere erhebliche
Bevölkerungsverluste durch Suburbanisierung
(Abwanderung von Steuerzahlern) zu vermei-
den, wurden in den Stadtentwicklungspro-
grammen ›zielgruppenorientierte‹ Wohnungs-
angebote für gut verdienende Haushalte ent-
wickelt, nämlich zum Beispiel für ›berufsorien-
tierte Ein- und Zweipersonenhaushalte mit
dem Wunsch nach großzügigen, komfortabel
und möglichst individuell ausgestatteten Woh-
nungen zur Miete und zum Eigentum‹ oder
›höherwertige Wohnungen‹ für Senioren, jün-
gere Berufseinsteiger/innen mit Wunsch nach
zentraler Wohnlage. Zentrale ›Projekte‹ der
Wohnungsentwicklung konzentrierten sich auf
die Schaffung zielgruppengerechter ›Wohn-
adressen‹. Symbolisch standen dafür ›The-
men‹ wie Wohnen ›am Fluss‹, an ›urbanen‹
Standorten, ›Net-Living‹, ›kommunikatives
Wohnen‹ im Einfamilienhaus, in anspruchsvol-
len Altenwohnungen ›mit hohem Service‹.

Daneben wurde das Programm ›Bremer
bauen in Bremen‹ aufgelegt, das durch Bereit-
stellung von bauträgerfreiem Bauland und
sozial nicht gebundenen Zuschüssen zum Kauf
eines Eigenheims gekennzeichnet war. Zweifel-
los stand bei dieser Konzeption eher eine
Zweiteilung des Wohnungsmarkts vor Augen,
die mit der Verknüpfung von Zielgruppe 
und gehobenem Wohnmilieu die Segregation
explizit zum Stadtentwicklungsziel erhob. 

Bedeutungsverlust der 
sozialen Wohnraumförderung

Haushalte mit niedrigen Einkommen wohnen
häufiger in umwelt- und verkehrsbelasteten
Ortslagen, wo nicht nur das Mietniveau niedri-
ger, sondern auch das Wohnumfeld stärker als
in den attraktiveren Wohnlagen beeinträchtigt
wird und damit einhergehend der Ausstat-
tungsstandard der Wohnungen in der Regel
geringer ist als in teureren Wohnlagen.

Die Wohnstandortwahl von Privathaushalten ist
von durch die Lebenssituation bestimmten
Bedarfen und persönlichen Präferenzen, vor
allem aber vom verfügbaren Einkommen und
dem vorhandenen Angebot im entsprechenden
Wohnungsmarktsegment abhängig. 

Preisbestimmend auf der Seite des Ange-
bots ist neben der Wohnungsgröße und Aus-
stattung vor allem die Lage beziehungsweise
das Wohnumfeld. Mieten und Immobilienpreise
spiegeln nicht nur die Bauproduktions- und
Finanzierungskosten für Erschließung und
Gebäude, sondern besonders auch die nach
den wirtschaftlichen Ertragspotenzialen einer
›Lage‹ differierenden Bodenrenten. Sie ent-
sprechen weitgehend auch dem höheren oder
niedrigeren Gebrauchswert für die endgültigen
Nutzer. So kann die Immobilienwirtschaft bei
sonst gleicher Ausstattung und Bauqualität
eines Gebäudetyps an unterschiedlichen 
Standorten abweichend hohe Miet- oder Ver-
kaufserträge erzielen. 

Je weniger Boden- und Wohnungsmärkte
reguliert sind, desto eher werden daher wirt-
schaftlich schwache Haushalte von einkom-
mensstärkeren Haushalten aus Wohnlagen mit
höherem Nutzungswert verdrängt, in denen
das Mietniveau höher liegt. Mietpreissteigerun-
gen können sich infolge eines Nachfrageüber-
hangs in bestimmten Marktsegmenten von der
durchschnittlichen Steigerung der Einkommen
und Lebenshaltungskosten abkoppeln. Dies
kann zu einer finanziellen Überbelastung von
Haushalten mit geringen Einkommen führen,
weil die höheren Wohnausgaben den Verzicht
auf andere Konsumausgaben nötig machen.
Entsprechend problematisch erscheinen hohe
und steigende Mietbelastungsquoten, die bei
Haushalten mit niedrigen Einkommen festzu-
stellen sind. Ihre Wohnsituation ist durch eine
bedeutend geringere Wohnqualität bei einer,
relativ zum Einkommen, besonders hohen
finanziellen Belastung charakterisiert. Die
Unterschiede der Wohnqualität, die zwischen
den Beziehern höherer und niedriger Einkom-
men bestehen, scheinen in den westlichen
Bundesländern zuzunehmen.23

23 Vgl. Statistisches Bundesamt (Hg.): Datenreport 2006, a. a. O.,

S. 496–500.
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Die Zahl der sozial gebundenen Mietwohnun-
gen im Land Bremen sinkt seither drastisch,
und zwar gegenüber 1995 von circa 70.000
auf circa 18.000 Wohnungen (Bremen 
circa 14.500, Bremerhaven 3.500), auch for-
ciert durch die vorzeitige Tilgung von Woh-
nungsförderungsdarlehen, die Investoren ab
1996 ermöglicht wurde. 

Eine Folge auslaufender Mietpreis- und
Belegungsbindungen und des verringerten
Bestands an Sozialwohnungen ist eine Veren-
gung des für Bezieher niedriger Einkommen
zur Verfügung stehenden Wohnungsmarkts-
egments. Die nicht mehr sozial gebundenen
Wohnungsbestände unterliegen der Preisbil-
dung des freien Wohnungsmarkts. Zur preis-
günstigen Wohnraumversorgung einkommens-
schwacher und auf dem Wohnungsmarkt dis-
kriminierter Haushalte kommen deshalb vor
allem die reduzierten Bestände der Sozialwoh-
nungen und Wohnungen in weniger attraktiven
Gebieten in Frage. Darauf weisen auch aktuel-
le Wohnungsmarktuntersuchungen von GEWOS
zum preisgünstigen Wohnungsangebot in 
Bremen hin: Die größten Bestände mit durch-
schnittlichen und unterdurchschnittlichen Mie-
ten befinden sich in den Stadtteilen Osterholz,
Gröpelingen, Vahr, Blumenthal. Überdurch-
schnittlich ist das Mietniveau zum Beispiel in
Findorff, Horn-Lehe, Mitte und Östliche Vor-

stadt.26 Erwartungsgemäß liegen in den Stadt-
teilen mit dem niedrigeren Mietniveau auch 
die Ortsteile, in denen ein erhöhter Anteil der
Bevölkerung Sozialleistungen bezieht – wie
unter anderem Tenever und Gröpelingen.

Soziale und räumliche Segregation im Lande Bremen26

Die klassischen Instrumente sozialer Wohn-
raumförderung haben seit der deutschen Ein-
heit an Bedeutung verloren. Eingeleitet wurde
die Entwicklung mit wegfallenden Vorschriften
zur steuerlichen Begünstigung gemeinnütziger
Wohnungsunternehmen, was Unternehmen 
zu einer vorrangig von marktwirtschaftlichen
Interessen geleiteten, sprich renditeorientier-
ten, Unternehmensführung zwang. 

Gleichzeitig leitete dies in bundesweitem
Maßstab die Privatisierung beziehungsweise
den Ausverkauf großer Sozialwohnungsbestän-
de an private Firmen ein. Diese Bestände
unterliegen jetzt einem kosten- und ertragsori-
entierten ›Portfoliomanagement‹ privater Kapi-
talanleger, deren Interesse am kommunalen
Wohnungsmarkt sich in der Rendite von Einla-
gen erschöpft. Zurzeit werden große Woh-
nungsbestände für internationale Anleger
immer interessanter. Allein im Zeitraum von
1999 bis 2006 wechselten in Deutschland
1,277 Millionen Wohnungen in großen regiona-
len Wohnungsbeständen den Eigentümer, die
vorwiegend in den 1950er und 1960er Jahren
gebaut wurden. Das Umsatzvolumen betrug
34,7 Milliarden Euro. 57 Prozent wurden von
der öffentlichen Hand verkauft.24

Sofort nach dem Verkauf der früheren kom-
munalen ‚Bremischen Gesellschaft für Stadter-
neuerung, Stadtentwicklung und Wohnungs-
bau’ (31.000 Wohnungen), entwickelte diese
die ‚Optimierung’ beziehungsweise den An-
und Verkauf kommunaler Sozialwohnungsbe-
stände zu einem wesentlichen Geschäfts-
zweck. Kommunale Zielsetzungen der Stadt-
entwicklungspolitik und sozialen Wohnraumver-
sorgung spielen bei den Kapitalgesellschaften

nur dann eine Rolle, wenn sie von strategi-
schem Interesse sind.

Die noch von der öffentlichen Hand be-
herrschten Wohnungsunternehmen (GEWOBA
AG und STAEWOG) erfüllen vor diesem Hinter-
grund für Bremen und Bremerhaven eine
besonders wichtige wohnungs- und stadtent-
wicklungspolitische Funktion, wozu eine
besonders näher am kommunalen Bedarf aus-
gerichtete Planung, Bautätigkeit, Wohnungsbe-
wirtschaftung und eine sozial orientierte 
Wohnungsbelegungspraxis gehören. Zwischen
Unternehmen und Behörden besteht unter
anderem eine enge Zusammenarbeit im Rah-
men von Stadterneuerungs- und städtebauli-
chen Entwicklungsmaßnahmen. Internationale
Erfahrungen zeigen, dass auch Wohnungsbau-
genossenschaften eine wichtige Funktion im
Rahmen der kommunalen Stadterneuerung
und einer sozialen Wohnungsmarktentwicklung
übernehmen können.25

Die Finanzhilfen des Bundes zur Förderung
des sozialen Wohnungsbaus wurden in den
1990er Jahren zunehmend reduziert. Im Rah-
men der Föderalismusreform I wurde die
Zuständigkeit für die soziale Wohnförderung
schließlich auf die Länder übertragen, die
allerdings noch einige Jahre vom Bund Zuwei-
sungen, auch für bestehende Verpflichtungen
erhalten. 

Tabelle 3: Wohnfläche pro Quadratmeter in Bedarfsgemeinschaften (BG) in Bremen
und Bremerhaven – April 2007

Tatsächlich Insgesamt Ein-Personen-BG Alleinerziehende Lebensgemeinschaft Lebensgemeinschaft 
anerkannte ohne Kinder mit Kinder
Wohnkosten Bremen BHV Bremen BHV Bremen BHV Bremen BHV Bremen BHV

Anzahl BG 40.474 12.060 21.669 6.185 7.481 2.212 4.063 1.381 8.477 2.064

Wohnfläche pro Kopf 

der Wohngemeinschaft 28 29 41 43 25 26 31 31 19 20

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen.

24 Vgl. Veser, Jürgen/Thrun, Thomas/Jaedicke, Wolfgang: 

Veränderung der Anbieterstruktur im deutschen Wohnungsmarkt

und wohnungspolitische Impliklationen, Bonn 2007.

25 Vgl. Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (Hg.): 

Wohnungsgenossenschaften und Stadtentwicklung; 

in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 4/2007.

26 GEWOS Institut für Stadt-, Regional- und Wohnforschung GmbH

(Hg.): Preisgünstiger Wohnraum in Bremen – Analyse für die

Stadt Bremen – Endbericht, Hamburg/Bremen im September

2005, S. 29.
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2.3 Soziale Stadtentwicklung 
im Rahmen der Städtebauförderung 

Im Rahmen bremischer Stadterneuerungspro-
gramme wird schon seit langem auf die in Alt-
bauquartieren und Großsiedlungen durch
zunehmende Arbeitslosigkeit und Einwande-
rung auftauchenden ›sozialen Probleme‹ rea-
giert. Sie sind in der Regel zusammen mit
bedeutenden Nutzungs- und Funktionsmängeln
in den Gebieten verknüpft, die meist auch Aus-
löser städtebaulicher Untersuchungen und
Maßnahmen sind. 

Zur Durchführung entsprechender Maßnah-
men kann auf Grundlage des Baugesetzbuchs
(BauGB) auf verschiedene Instrumente der
Städtebauförderung zurückgegriffen werden,
die untereinander kombinierbar sind. Für
Stadterneuerungsmaßnahmen stehen den Län-
dern auf der Basis jährlicher Verwaltungsver-
einbarungen Bundeszuschüsse zur Verfügung: 

Das klassische Instrument einer behutsa-
men Stadterneuerung ist die städtebauliche
Sanierung, die zur Behebung städtebauli-
cher Missstände in Sanierungsgebieten
durchgeführt wird. Missstände liegen vor,
wenn ein Gebiet nach seiner Bebauung
oder Beschaffenheit den ›allgemeinen
Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhältnisse oder an die Sicherheit
der in ihm wohnenden oder arbeitenden
Menschen nicht entspricht‹ oder ›in der
Erfüllung der Aufgaben erheblich beein-
trächtigt ist, die ihm nach seiner Lage und
Funktion obliegen‹. (§ 136 BauGB)

Stadtumbaumaßnahmen, durch die in von
erheblichen städtebaulichen Funktionsver-
lusten (also zum Beispiel Wohn- oder Ar-
beitsfunktion) betroffenen Gebieten ›Anpas-
sungen zur Herstellung nachhaltiger städte-
baulicher Strukturen vorgenommen werden‹
(§ 171 a BauGB). Dazu gehört unter ande-
rem die bedarfsgerechte Anpassung der
Siedlungsstruktur an die Bevölkerungsent-
wicklung und den wirtschaftlichen Struktur-
wandel sowie der Rückbau von Anlagen.

Maßnahmen der Sozialen Stadt (§ 171 e
BauGB) werden zur ›Stabilisierung und Auf-

wertung von durch soziale Missstände
benachteiligten Ortsteilen oder anderen 
Teilen des Gemeindegebiets, in denen ein
besonderer Entwicklungsbedarf besteht‹
durchgeführt. ›Soziale Missstände‹ liegen
besonders dann vor, ›wenn ein Gebiet auf
Grund der Zusammensetzung und wirt-
schaftlichen Situation der darin lebenden
und arbeitenden Menschen erheblich
benachteiligt ist.‹ 

Das Bund-Länder-Programm ›Stadtteile mit
besonderem Entwicklungsbedarf – die Soziale
Stadt‹ wurde 1999 eingerichtet. Es wird in der
Stadt Bremen zusammen mit dem schon 1998
ins Leben gerufenen eigenen Konzept ›Woh-
nen in Nachbarschaften – WiN‹ in zehn Stadt-
teilen umgesetzt. Es versteht sich als Antwort
auf ›die unterschiedlichen Entwicklungen von
städtischen Quartieren mit der Gefahr einer
räumlichen Polarisierung der Lebensbedingun-
gen und ‚Spaltung der städtischen Gesell-
schaft‹28. Das hauptsächliche Ziel der Pro-
gramme besteht darin, die Lebenssituation
der Bewohner/innen im Stadtteil zu verbes-
sern und Stigmatisierungen zu verhindern. 

Im Vordergrund steht ein integrativer Hand-
lungsansatz zur Verringerung sozialer, ökono-
mischer und kultureller Disparitäten.29 Das Pro-
gramm ›Wohnen in Nachbarschaften‹ (WiN)
wird bisher nur in der Stadt Bremen durchge-
führt, soll allerdings in Zukunft auch in Bre-
merhaven in die Maßnahmen zum Stadtumbau
einbezogen werden. Im Zusammenhang mit
den Maßnahmen der sozialen Stadterneuerung
wird eine stattliche Zahl kleinerer und größe-
rer Projekte mit zusätzlichen Programmen
(zum Beispiel ›LOS – Lokales Kapital für sozia-
le Zwecke‹), auch in Verbindung mit Projekten
der EU-Sozial- und Strukturfondsförderung
finanziert (ESF/EFRE). 

Soziale und räumliche Segregation im Lande Bremen28

Die Zahl der Wohngeldempfänger/innen hat
sich seit der Umsetzung von ›Hartz IV‹ be-
trächtlich verringert. Sie sank im Land Bremen
nach Angaben des Statistischen Landesamtes
Bremen von 51.918 im Jahr 2004 auf nur
noch 7.742 Haushalte im Jahr 2005. Seit
dem 1.1. 2005 werden die Unterkunftskosten
von Hilfebedürftigen, soweit sie angemessen
sind, im Rahmen der Grundsicherung für
Arbeitsuchende vom kommunalen Träger der
Leistungen übernommen. Auch Arbeitnehme-
r/innen, die aufgrund eines besonders niedri-
gen Einkommens hilfebedürftig sind, können
daher statt eines nur anteilig gezahlten, 
geringeren Wohngeldzuschusses, Leistungen
nach dem SGB II beantragen. 

Kriterien und Richtwerte zur Feststellung
der angemessenen Höhe der Unterkunfts-
kosten sind im Rahmen von Verwaltungsrege-
lungen festgelegt. In Bremen gab es eine
monatelange öffentliche Auseinandersetzung
über eine offensichtlich zu niedrige Höhe dort
festgelegter Mietobergrenzen, die von einer
Vielzahl von Haushalten deutlich überschritten
wurden. Entsprechend wurden die Haushalte
aufgefordert, ihre Unterkunftskosten zu sen-
ken oder umzuziehen. Auf die Einzelheiten
braucht hier nicht näher eingegangen zu wer-
den, nachdem die Regelungen überarbeitet

und Richtwerte erhöht wurden.27 Grobe Orien-
tierungswerte zur Feststellung der Angemes-
senheit von Wohnkosten können sich zum 
Beispiel aus der sozialen Wohnförderung 
(Wohnungsgrößen) oder der Wohngeldtabelle 
(Mietobergrenzen) ergeben. Nach der Recht-
sprechung muss jedoch immer die Einzelfall-
betrachtung im Vordergrund stehen, wobei
besonders auch die örtliche Wohnungsmarkt-
situation und Miethöhe zu beachten ist. Örtlich
bedeutet in einer Großstadt letztlich auch,
dass stadtteilbezogene Mietpreisunterschiede
mit Zuschlägen berücksichtigt werden müs-
sen, was auch in der neuen Verwaltungsanwei-
sung geschieht. 

Mit einer Erhöhung und Vereinheitlichung
der Mietrichtwerte und Orientierung an den
lokalen Wohnungsmarktbedingungen dürfte
sich eine leistungsrechtlich mögliche Verdrän-
gung von SGB-II-Bedarfsgemeinschaften in 
die niedrigpreisigen Wohngebiete vermeiden
lassen, die eine deutlich segregationsfördern-
de Wirkung hat.

Abbildung 2: 
Bestandsentwicklung im sozialen Wohnungsbau
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27 Vgl. Arbeitnehmerkammer Bremen, Referat Regionale Struktur-

politik (Hg.): Umzüge von Alg-II-Empfängern. Einzelfall muss im

Vordergrund stehen, Bremen, im März 2007; 

www.arbeitnehmerkammer.de

28 Bremische Bürgerschaft, Stadtbürgerschaft, Drucksache 14 /

708 S, 09.12.98: Wohnen in Nachbarschaften (WiN) – Stadtteile

für die Zukunft entwickeln. Mitteilung des Senats vom 8. Dezem-

ber 1998.

29 Vgl. IWS – Institut für Wohnpolitik und Stadtökologie e.V./proloco

Stadt und Region, Planung und Entwicklung: Integrierte Hand-

lungskonzepte für die Programmgebiete der sozialen Stadtteil-

entwicklung in Bremen, Endbericht, Oktober 2006, S. 7.
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WiN versteht sich als ›Teil einer langfristig
angelegten integrierten Stadtentwicklungspoli-
tik für die Stadt Bremen, mit der die Spaltung
der städtischen Gesellschaft vermieden wer-
den soll‹30. Es handelt sich um ein integratives
Konzept, das die Zusammenarbeit verschiede-
ner Behörden auf unterschiedlichen kommunal-
politischen Handlungsfeldern erforderlich
macht. Es ermöglicht zusätzlich zur Bundes-
förderung erweiterte Spielräume zur Förde-
rung von Bewohneraktivitäten und Maßnahmen
für Kinder und Jugendliche. Es wird daher von
allen Senatsressorts gemeinsam getragen.
Entsprechend kommt es schwerpunktmäßig im
lokalen Bezug zu einer intensiven Zusammen-
arbeit auf folgenden Handlungsfeldern:

Wohnungsbestand und Neubau,
Städtebau,
Wirtschaft und lokale Ökonomie,
Bildung, Qualifizierung und Beschäftigung,
gemeinwesenbezogene Prävention
und Integration,
soziale, kulturelle Netzwerke/Förderung 
von Eigeninitiative und Selbstorganisation.

Zu den Gebieten, in denen Maßnahmen der
›Sozialen Stadt‹ durchgeführt werden, gehören
in Bremen: Grohn, Lüssum-Bockhorn, Gröpelin-
gen, Ohlenhof, Oslebshausen, Hemelingen,
Tenever, Sodenmatt, Kirchhuchting, Katten-
turm, in Bremerhaven der Ortsteil Wulsdorf-
Ringstraße.

Die Maßnahmen der Sozialen Stadt sind
nach Maßgabe der Bundesvorschriften
grundsätzlich befristet und sollen mit degres-
siver Förderung durchgeführt werden, wobei
ressortübergreifende Strategien organisiert
und Mittel unterschiedlicher Behörden sowie
verschiedener Förderungsgeber gebündelt
werden. Mit der degressiven Förderung wird
letztlich davon ausgegangen, dass die Kom-
mune in den Programmgebieten nachhaltige
Aktivitäten verankert und nach Abschluss der
Bundesförderung mit eigenen Mitteln fördert. 

Eine besonders hohe Bedeutung hat das
dezentrale Stadtteilmanagement in den WiN-
Gebieten. Darunter ist nicht nur eine Anlauf-
stelle für die Bewohner im Stadtteil zu verste-
hen. Denn das Stadtteilmanagement sorgt ins-
besondere für eine intensive Beteiligung der

Bewohner, der örtlichen Einrichtungen, Woh-
nungsunternehmen und Stadtteilgremien.
Erfahrungen zeigen, dass das Stadtteilmana-
gement auch bei einer Verringerung von
Gebietsproblematiken und beim Auslaufen der
WiN-Förderung meist unverzichtbar bleibt. 

Das Programm Stadtumbau wird zum Teil
gebietsbezogen mit dem Programm ›Soziale
Stadt‹ kombiniert durchgeführt. Die Maßnah-
men zielen in Bremen und Bremerhaven nicht
allein auf den Abriss von Geschosswohnungs-
bauten in großen Wohnanlagen mit hoher Leer-
standsquote (in Teilbereichen einiger Wohnge-
biete über 50 Prozent), sondern besonders
auf die Verbesserung des Umfelds (zum Bei-
spiel Erschließung, Freiflächen) und bedarfs-
gemäßen Anpassung der sozialen Infrastruk-
tur, eine umfassende Modernisierung des
Wohnungsangebots und zum Teil auch Bau
von Einfamilienhäusern auf frei werdenden
Bauflächen. 

Leerstände signalisieren die am wenigsten
attraktiven Wohnungsbestände. Sie bedeuten
für die Wohnungsunternehmen Ertragsein-
bußen und nicht refinanzierbare Betriebs- und
Bauunterhaltungskosten. Da abrissreife
Gebäude meist noch mit erheblichen Buchwer-
ten bilanziert sind, wird jedoch der Rückbau
als Deinvestition vermieden. 

Durch einen starken Bevölkerungsrückgang
ist die Leerstandsproblematik in Bremerhaven
besonders groß und dürfte sich in den kom-
menden Jahren nach den aktuellen Wohnungs-
marktprognosen noch verschärfen (Schwer-
punkte: Grünhöfe, Leherheide). Ende 2002
betrug der Leerstand rund 3.700 Wohnungen.
Nach der Wohnungsmarktprognose betrüge
der Angebotsüberhang in Mehrfamilienhäusern
im Jahr 2015 ohne entsprechende Gegenmaß-
nahmen circa 11.500 Wohnungen. Bisher 
wurden rund 1.500 Wohnungen zurückgebaut.
Zu den Gebieten des Stadtumbaus in Bremen
gehören Lüssum-Bockhorn und Tenever, in
Bremerhaven Grünhöfe, Leherheide, Bürger-
park, Wulsdorf und Lehe.

Bei den Stadtumbaumaßnahmen wird mit
den Wohnungsunternehmen eng kooperiert,
die sich mit eigenen hohen Investitionen betei-
ligen.

30 Bremische Bürgerschaft: Drucksache 14 / 708 S, a. a. O.

Tabelle 4: Ortsteile der Programme Soziale Stadt und Stadtumbau

Tenever

Neue Vahr Nord

Neue Vahr Südwest

Neue Vahr Südost

Hemelingen

Gröpelingen

Ohlenhof

Oslebshausen

Sodenmatt

Kirchhuchting

Mittelshuchting

Kattenturm

Burgdamm

Grohn

Lüssum-Bockhorn

Wulsdorf-Dreibergen

Goethestraße

Grünhöfe

Leherheide-West

Bürgerpark

● ● 35,6 60,0 23,9 24,8

● 30,6 58,7 19,3 25,0

● 25,4 47,1 16,1 22,8

● 25,9 45,1 17,8 21,7

● 21,7 38,4 22,6 5,0

● 31,9 56,3 24,5 3,4

● 30,2 47,0 27,7 3,2

● 19,3 39,6 15,0 6,9

● 22,5 41,9 15,1 13,5

● 20,9 43,3 13,9 9,7

● 20,7 39,3 15,6 10,9

● 24,6 47,7 19,6 10,8 

● 21,0 37,5 11,3 18,2

● 17,4 39,5 29,6 6,2

● ● 24,1 42,3 12,7 9,0

● ● 18,0 32,7 17,2 K .A.

● 43,4 64,6 22,5 K .A.

● 36,5 55,9 24,1 K .A.

● 39,3 63,5 6,5 K .A.

● 21,0 37,9 8,8 K .A.

Ortsteile/ Entstehungszeitraum Erwerbsfähige

der Programmgebiete Hilfebedürftige*)

bis 1945     1945–1959            1960–1979             Soziale Stadt      Stadtumbau                                           Angaben für gesamten Ortsteil in %

Quellen: Vgl. Kapitel 6, Tabellen 8.1, 8.2, S. 134, 136 dieses Berichts; Statistisches Landesamt Bremen, 

Seestadt Bremerhaven, Statistisches Amt und Wahlamt, eigene Berechnungen.

*) März 2007; **) 1.1.2006 

nicht erwerbsfähige

Hilfebedürftige 

unter 15 Jahren*)

Anteil 

Ausländer*

Anteil

Aussiedler**)
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schienen optische Monotonie und soziale 
Anonymität nur noch stärker auf die Spitze
getrieben. 

Einzelne Probleme großer Wohnanlagen,
über die in städtebaulichen Konzeptionen
berichtet wird, ergeben sich zum Beispiel in
folgenden Bereichen: 

typische Stadtrandlage und fehlende bezie-
hungsweise geringe Zentralität,
Defizite der Einzelhandelsversorgung,
mangelhaft an demografische Entwicklun-
gen angepasste soziale Infrastruktur (Kin-
der- und Jugend-, Alteneinrichtungen, Schu-
len, Kindergärten),
›Ghettoeffekte‹ durch hohe bauliche
Geschlossenheit der Wohnanlage (zum 
Beispiel Grohner Düne, Wohlers Eichen),
Mängel der ÖPNV-Verkehrsanbindung 
(Nah- und Regionalverkehr),
Umweltbeeinträchtigungen, zum Beispiel
durch Lärm und Trennungseffekte des 
Verkehrs,
nicht nachfragegerechte Wohnungsgrößen,
veralteter Raumzuschnitt, ungenügende
Barrierefreiheit (Mobilität für ältere und
behinderte Bewohner), fehlende Fahrstühle
bei mehrstöckigen Gebäuden. 

Die zentrale Problematik der Gebiete wird im
WiN-Konzept gegenwärtig vor allem darin
gesehen, dass eine schlechte Wohnbausub-
stanz, Infrastruktur, Mangel an öffentlichen
und privaten Dienstleistungen und negative
physische Umweltqualitäten die materiellen
Lebensbedingungen einkommensschwacher
Bewohner verstärkt. Die sozialen Lebensbedin-
gungen werden nicht nur durch stigmatisieren-
de symbolische Beeinträchtigungen negativ
beeinflusst, sondern auch, ›wenn sie soziale
Kompetenz und Selbstwahrnehmung der
Bewohner/innen in Frage stellen, unzuverlässi-
ge und wenig leistungsfähige informelle sozia-
le Netze bieten, das dichte Nebeneinander
unterschiedlicher Kulturen die Nachbarschaf-
ten belastet und in diesem sozialen Netz Bil-
dungszugang und Bildungschancen reduziert
sind‹32. Spezifische Probleme machen sich
durch eine ›Instabilität von Bewohnerstruktu-
ren beziehungsweise Mieterfluktuation, Belas-
tungen durch gewaltsame Konflikte, Krimi-

nalität, Vandalismus sowie spezifischen Pro-
blemlagen einzelner Bewohnergruppen‹
bemerkbar.33

Die Großwohnanlagen waren entsprechend
der Wohn- und Arbeitsstrukturen einer vollbe-
schäftigten Wirtschaft geplant. Sie basierten
auf einer stadtökologisch wünschenswerten
scharfen räumlichen Trennung von Wohnen
und Arbeiten. Der stabil beschäftigte ›Indus-
triearbeiter‹, ›mittlere Angestellte‹, ›Lehrling‹
oder die ›mitverdienende Hausfrau mit Kin-
dern‹, über die die Stadtsoziologie der 1960er
Jahre nachdachte, suchte nach getaner Arbeit
vor allem Ruhe und Entspannung und trat den
Rückzug ins Private an. Mit dem Fortzug ein-
kommensstärkerer Haushalte in die Reihen-
haus-Suburbans, mit steigender Arbeitslosig-
keit und Sozialhilfebedürftigkeit von Bewoh-
nern, die meist auch eine hohe Zahl der neu
einziehenden Migrant/innen betrafen, verän-
derte sich die Lage entscheidend. Besonders
für Zuwanderer verschloss sich der Arbeits-
markt immer mehr. Die soziale Infrastruktur
und örtliche Betreuungsangebote waren nicht
auf soziale Integrationsprobleme jeglicher 
Art eingestellt. Gleichzeitig gerieten bereits
Jugendfreizeitheime, Altentreffs, Bürgerhäu-
ser, Stadtteilbibliotheken, Weiterbildungs-
büros, Erziehungsberatungsstellen und so wei-
ter unter den Rotstift der Haushaltskonsolidie-
rungspolitik. 

Die Bewältigung der ›sozialen Probleme‹ in
den Stadtteilen war für die seit Anfang der
1980er Jahre häufiger durchgeführten Maß-
nahmen zur ›Nachbesserung‹ in den seit 1945
errichteten Großwohnsiedlungen ein zentrales
Anliegen. Beispiele dafür bieten die 1988 in
das Städtebauförderprogramm des Bundes
aufgenommenen Wohngebiete in Kattenturm,
Zentrum Grohn (›Grohner Düne‹), Bremen-Bur-
glesum (Marßeler Feld), Osterholz-Tenever,
Lüssum-Bockhorn (›Neuenkirchener Weg‹),34

dann Kirchhuchting und Sodenmatt. 
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Benachteiligte Stadtteile

Zu den Schwerpunktgebieten der Stadterneue-
rungsprogramme gehören einige ältere indu-
strie- beziehungsweise hafennahe Wohngebie-
te, in denen bereits Ende der 1970er Jahre
mit der Krise des altindustriellen Kerns und
steigenden Arbeitslosenquoten soziale und
städtebauliche Probleme aufbrachen. So traf
der Beschäftigungsrückgang in den Häfen und
die Schließung der AG Weser 1983 (Verlust
von rund 13.000 Arbeitsplätzen) besonders
den durch einen hohen Anteil türkischer Arbeit-
nehmer geprägten Stadtteil Gröpelingen, wo
Geschäftsleerstände einen Zentralitätsverlust
signalisierten, bis schließlich die städtebauli-
che Sanierung eingeleitet wurde. Ähnlicher
Handlungsbedarf ergab sich in einer Reihe
anderer industrienaher Wohngebiete, die unter
einem zeitweise krisenhaft in Erscheinung tre-
tenden Abbau industrieller Arbeitsplätze litten.
Die Wohnumfeldqualität dieser Gebiete ist oft
durch Umweltbelastungen gekennzeichnet,
besonders aber durch ein bedeutendes Defizit
an Freiflächen, wie Spielflächen für Kinder. 

Neben diesen Gebieten ergab sich seither
hoher Handlungsbedarf in verschiedenen
Großwohnanlagen. Bereits in den Nachkriegs-
jahren wurde mit ihrem Bau durchaus das Ziel
verfolgt, verhältnismäßig preisgünstige Woh-
nungen für breite Bevölkerungsschichten mit
einem modernen Wohnstandard in sozial
durchmischten Quartieren zu schaffen. Die bis
Ende der 1960er Jahre errichteten Anlagen
waren von dem schon nach dem Ersten Welt-
krieg im Städtebau favorisierten Leitbild der
›aufgelockerten und gegliederten Stadt‹
bestimmt. Wohngebäude in Großsiedlungen
wie Bremerhaven-Grünhöfe überschritten sel-
ten fünf Geschosse und sollten mit ihren
durchgrünten Abstandsflächen ›Licht, Luft,
Sonne‹ im Wohnquartier gewährleisten. Das
herausragende Beispiel für den aufgelocker-
ten Städtebau bot das Großvorhaben der
›Neuen Vahr‹, das für 27.000 Einwohner mit
rund 9.000 Wohnungen geplant wurde. Es
wurde bei diesen Planungen von vornherein
auf eine gemischte soziale Struktur geachtet.
Solche Gebiete wurden mit drei- bis fünfge-
schossigen Wohnblöcken, Reihenhäusern
ebenso wie wenigen Hochhäusern (für kinder-

lose Haushalte) bebaut. Der räumlichen Pla-
nung lag ein Konzept von Nachbarschaftsein-
heiten mit Gemeinschaftsanlagen, dezentralen
Versorgungseinrichtungen und bedarfsgerech-
ten sozialen Einrichtungen zugrunde. 

Der Bau von Osterholz-Tenever sowie kom-
pakter Hochhausanlagen (Grohner Düne, 
Wohlers Eichen) folgte den in den 1970er Jah-
ren gewandelten städtebaulichen Vorstellun-
gen zur Entwicklung von Neubaugebieten. Nun
hieß das Motto ›Urbanität durch Dichte‹. Dies
verstand sich einerseits als städtebauliche
Alternative zu einer angeblich ›eintönigen‹
›aufgelockerten‹ Stadt, die wegen ihrer gerin-
gen Dichte zu wenig für die Kommunikation
der Bewohner untereinander beitragen
würde.31 Andererseits kamen sichtlich ökono-
mische Interessen der Finanzierungs-, Pla-
nungs- und Bauunternehmen zum Tragen.
Schon während der Bauphase erkannten aller-
dings die verantwortlichen Politiker die offen-
sichtlichen Mängel des verdichteten Städte-
baus. Die hohe bauliche Dichte beziehungswei-
se große Anzahl zusammenhängender Wohn-
hochhäuser war wegen der höheren Gebäu-
debetriebskosten auch wirtschaftlich wenig
sinnvoll. Es wurden dabei zum Beispiel anony-
me Straßenräume geschaffen, die keinen
Bezug zu Wohnhäusern hatten. Eine Korrektur
der Bevölkerungsprognose und die zurückge-
hende Wohnungsnachfrage boten schließlich
Anlass, einem ersten Bauabschnitt von Tene-
ver keinen zweiten folgen zu lassen. 

Städtebauliche Probleme einiger Großwohn-
anlagen offenbarten sich meist schon kurz
nach ihrer Fertigstellung. Den Wohngebieten
der 1950er/60er Jahre der ›aufgelockerten
und gegliederten Stadt‹ wurde zum Beispiel
eine zu hohe Gleichförmigkeit, zu geringe
Dichte und mangelnde Lebendigkeit der Quar-
tiere (Schlafstadt) nachgesagt. In den nach
dem Leitbild der ›Urbanität durch Dichte‹ der
in den 1970er Jahren konzipierten Gebieten

31 Vgl. Strubelt, Wendelin: Großsiedlungen in Deutschland zwischen

Anspruch und Wirklichkeit, zwischen Akzeptanz und Widerspruch.

Ein eher persönlicher Rückblick; in: Bundesamt für Bauwesen

und Raumordnung (Hg.), Informationen zur Raumentwicklung,

Heft 3/4.2006, S. 139–154.

32 IWS – Institut für Wohnpolitik und Stadtökologie e.V./proloco

Stadt und Region, Planung und Entwicklung: a. a. O., S. 7.

33 Vgl. ebenda. S. 7.

34 Vgl. Freie Hansestadt Bremen: Städtebauförderungsprogramm

1988–1990, Juni 1989.
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Das Verfahren wird gegenwärtig zu einem
›Stadtteilmonitoring‹ weiterentwickelt, um früh-
zeitig und kontinuierlich Hinweise darüber zu
erhalten, in welchen Gebieten Fehlentwicklun-
gen auftreten könnten (›Vermutungsgebiete‹)
und bietet sich als Datenbank für die Sozial-
raumplanung an. Eine Auswertung ergibt, dass
sich unter den zwanzig im Jahr 2005 als hoch-
rangig 'sozial benachteiligt' bewerteten Orts-
teilen 17 befinden, die bereits im Jahr 1991
entsprechend eingestuft wurden. Sie gehören
überwiegend auch zu den Ortsteilen, in denen
gegenwärtig die höchsten Anteile von Trans-
ferleistungsempfänger/innen ermittelt werden.

Halten wir fest: Die materielle Lage der
Bevölkerung hat sich in diesen Gebieten seit-
her durchschnittlich verschlechtert. Offensicht-
lich nahm auch in den letzten Jahren in den
'sozial benachteiligten' Wohngebieten die Zahl
der Empfänger/innen von Leistungen nach
dem SGB II stärker zu als im restlichen Teil
der Stadt Bremen.37

Dass sich die Situation der Bewohner/innen
trotz mehrerer Jahre der Förderung auch in
den ›WiN‹-Gebieten schlechter als früher dar-
stellt, sollte allerdings nicht als Misserfolg des
Programms bewertet werden, das 1998 mit
dem Anspruch aus der Taufe gehoben wurde,
die ›Spaltung der Stadt zu vermeiden‹. Von
einer Verringerung der sozialen und ethni-
schen Segregation kann nicht die Rede sein,
die sich mit WiN und anderen Programmen
auch kaum bewältigen lässt. Gemessen an
den hauptsächlichen Zielsetzungen zur Verbes-
serung der Lebensbedingungen in den Pro-
grammgebieten sind die positiven Wirkungen
der Maßnahmen unbestritten, was durch 
Evaluierungsstudien bestätigt wird.38

Offensichtlich sind jedoch bezüglich des
Anspruchs der Maßnahmen der Sozialen
Stadt, ›der drohenden sozialen Polarisierung
in den Städten Einhalt zu gebieten‹39, einige
Einschränkungen vorzunehmen. 

In den Bremer Ortsteilen Tenever, Gröpelin-
gen, Neue Vahr Nord beziehungsweise Südost
und Südwest, Ohlenhof, Blockdiek und Linden-
hof bezieht mittlerweile mehr als ein Viertel
der erwerbsfähigen Bevölkerung Arbeitslosen-
geld II. In 14 Ortsteilen liegt die Quote der
Kinderarmut oberhalb von 40 Prozent. Eine
eigene Auswertung ergab umgekehrt, dass die

sich leicht verbessernde Arbeitsmarktsituation
zwischen März 2006 und 2007 in diesen
Gebieten keineswegs von einem erhöhten
Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit begleitet
war. Offenbar sind diese Wohngebiete die
ersten, in denen eine negative, aber nicht
zugleich auch die ersten, in denen eine positi-
ve Arbeitsmarktentwicklung spürbar wird.

Zunächst ist festzustellen, dass es sich bei
den Programmen WiN und Soziale Stadt um
städtebauliche Fachprogramme handelt, die
entsprechend der rechtlichen Definition einen
besonderen Entwicklungsbedarf voraussetzen.
Dies bedeutet, ›dass hier eine Situation ein-
getreten ist oder einzutreten droht, die ohne
vielfältige und abgestimmte Intervention von
außen zu einer weiteren Verschlechterung 
des Gebiets und der Lage der Menschen in
dem Gebiet führt. Es muss darüber hinaus 
ein besonderer Handlungsbedarf für ein fest
umrissenes Gebiet bestehen, der ein poli-
tikfeldübergreifendes Handeln in der Kombina-
tion investiver und nicht-investiver Maßnahmen
nötig macht.‹40

Die unter diesen Voraussetzungen festge-
legten zehn WiN-Gebiete in der Stadt Bremen
repräsentieren daher allenfalls die Ortsteile
mit besonderem Entwicklungs- und Handlungs-
bedarf, die eine spezifische (auch städtebauli-
che) Problemkonstellation aufweisen, die mit
Maßnahmen zur ›Stabilisierung und Aufwer-
tung‹ (§ 171 e Absatz 2 BauGB) beantwortet
werden sollen. Dass nur eine beschränkte Zahl
von Gebieten gefördert wird, hängt offenbar
vor allem von dem durch die Bundesförderung
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Diese Gebiete sind bis heute Gegenstand von
Stadterneuerungsmaßnahmen, an denen sich
die Wohnungswirtschaft des Landes – insbe-
sondere die GEWOBA und STAEWOG Bremer-
haven, vor der Privatisierung auch die Bremi-
sche Gesellschaft für Stadterneuerung – mit
hohen eigenen Investitionen beteiligt. 

Es zeigte sich frühzeitig, dass in benachtei-
ligten Stadtteilen eine enge fachübergreifende
Zusammenarbeit zwischen verschiedenen
Behörden (insbesondere Bau- und Sozialbehör-
de) und den wohnungswirtschaftlichen Unter-
nehmen auf verschiedenen Handlungsfeldern
nötig war. So wurden in verschiedenen Maß-
nahmekonzeptionen neben Gebäudemaßnah-
men die Handlungsfelder Wohnung, Wohnum-
feld, Verkehr, Grün- und Freiflächen (Spielplät-
ze, Schulhofgestaltung et cetera), soziale
Infrastruktur und nachbarschaftliches Zusam-
menleben (Gründung eines Stadtteilcafés,
Schuldnerberatung, Gesundheitstreffpunkt,
Jugendtreff), Einzelhandelsversorgung,
Beschäftigungs- und Qualifizierungsmaßnah-
men, Ausbildungs- und Qualifizierungsberatung
genannt. Notwendig erschien eine Einbezie-
hung und aktive Beteiligung der Bewohner.35

2.4 Chancen einer 
›sozialen Stadtentwicklung‹

Betrachtet man die zur sozialstrukturellen Ent-
wicklung und zum Ausmaß sozialer Benachtei-
ligung in den stadtbremischen Ortsteilen seit
langem erhobenen Daten des ›Benachteili-
gungsindexes‹36 etwas genauer, ist eine
bemerkenswerte Kontinuität festzustellen, mit
der sich seit langem bei einer Reihe von Orts-
teilen Tendenzen der sozialen und ethnischen
Segregation abzeichnen. Der ›Benachteili-
gungsindex‹ wird seit 1982 aufgestellt und
basiert auf 24 Indikatoren zu Arbeitslosigkeit,
Sozialhilfebezug, Nationalität, Altersgruppen,
Fallzahlen sozialer Dienste und so weiter. 37 Vgl. GEWOS Institut für Stadt-, Regional- und Wohnforschung

GmbH: Preisgünstiger Wohnraum in Bremen 2006/07, Analyse

für die Stadt Bremen, Bericht Hamburg August 2007, S. 26.

38 Vgl. IfS Institut für Stadtforschung und Strukturpolitik GmbH/

Forschungsinstitut Stadt und Region ForStaR: Evaluation der 

Programme ›Wohnen in Nachbarschaften – WiN‹ und ›Stadtteile

mit besonderem Entwicklungsbedarf – die soziale Stadt‹ in 

Bremen, August 2004.

39 Bauministerkonferenz (Konferenz der für Städtebau, Bau- und

Wohnungswesen zuständigen Minister und Senatoren der Länder,

ARGEBAU): Leitfaden zur Ausgestaltung der Gemeinschaftsinitia-

tive ›Soziale Stadt‹, Stand 29.8.2005, www.is-argebau.de

40 Battis, Ulrich/Krautzberger, Michael/Löhr, Rolf-Peter: Baugesetz-

buch – BauGB-Kommentar, München 2005, § 171 e, 6.

35 Vgl. Freie Hansestadt Bremen: Nachbesserung von Großsiedlun-

gen, Blockdiek (Vorbereitende Untersuchung, Kurzbericht, Juni

1994), Marßel (Werkberichte, Oktober 1995), Sodenmatt (sozial-

räumliche Untersuchung, November 1997).

36 Vgl. Der Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und

Soziales, Referat 12, bearbeitet von Wolfgang Denker: Sozialin-

dikatoren 2005, Volume 7, Aktualisierung der Sozialindikatoren,

Bremen, im April 2006 sowie Bremische Bürgerschaft, Landtag,

Drucksache 15/704 vom 08.05.01: Armut und Reichtum in 

Bremen, Anlage 4: Tabelle ›Sozialindikatoren für die Stadtge-

meinde Bremen 1991 und 2000‹.
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Wie es das Deutsche Institut für Urbanistik
(Difu) kürzlich formulierte, sind Segregation
und sozialräumliche Ausdifferenzierung eher
als ein ›Normalfall‹ der städtischen Entwick-
lung zu bewerten. Die Möglichkeiten zur kurz-
fristigen Verringerung der sozialen und ethni-
schen Segregation erscheinen mit den gege-
benen Instrumenten der Städtebauförderung
äußerst begrenzt. Vordringlicher müsse dem-
gegenüber die Beseitigung konzentrierter
Armut und sozialer Benachteiligung in den
Stadtteilen in Angriff genommen werden, die
als das Kernproblem zu betrachten ist. Dies
würde allerdings einen bedeutsamen ›Perspek-
tivwechsel‹ in der Stadtentwicklungspolitik 
mit sich bringen, auch im Umgang mit der 
ethnischen Segregation.42

Nicht die Zuwanderer, Arbeitslosen und
Bezieher/innen von Sozialleistungen kenn-
zeichnen die Problematiken segregierter
Stadtteile, sondern die damit konzentrierten
Armutslagen. Maßnahmen zum Rückbau in
Großwohnsiedlungen, zur Wohnumfeldverbes-
serung, Förderung von Bewohneraktivitäten
und Verbesserung ihrer Möglichkeiten, die All-
tagsanforderungen zu bewältigen, zur Förde-
rung eines gutnachbarschaftlichen Zusammen-
lebens von Einheimischen und Zuwanderern
sowie zur Beseitigung eines stigmatisierenden
Stadtteilimages sind unverzichtbar. Was aber
offensichtlich benötigt wird, ist ein fachlich
integriertes und solche Strategien integrieren-
des gesamtstädtisches Programm zur Armuts-
bekämpfung, in das diese lokalen ›integrierten
Handlungskonzepte‹ eingebunden werden kön-
nen und mit dem die verschiedenen kommuna-
len Verwaltungsressorts zu einem konkreten
Vorgehen verbindlich verpflichtet würden.

In den gesamtstädtischen Konzeptionen der
Städtebauförderung hatte die soziale Stadter-
neuerung jedoch bisher sichtbar nur eine flan-
kierende Funktion neben vordringlicheren
Schwerpunkten einer auf die Wirtschaftsförde-
rung und Gewinnung einkommensstarker Steu-
erzahler (›Bremer bauen in Bremen‹) ausge-
richteten Stadtentwicklung zu erfüllen. So
führte die ›soziale Stadt‹ gewissermaßen nur
eine ›unverzichtbare‹ Koexistenz neben einer
›City of science‹, ›kreativen Stadt‹, ›airport-
stadt‹, der ›Call-Center-City‹, der ›Übersee-
stadt‹, ›Stadt am Fluss‹ und so weiter. Stadt-

entwicklung sieht sich dabei vorrangig als
Standortpolitik in der Konkurrenz mit anderen
Kommunen um Investoren und Arbeitsplätze. 

Die Wachstumsszenarien dieser Politik ver-
schweigen, dass die Armut in den Großstäd-
ten zunimmt. ›Segregierte Armut entsteht
unter bestimmten Wohnungsmarktbedingun-
gen, ist aber auch eine Folge einer Stadtent-
wicklungsplanung, die der Bevölkerungsent-
wicklung und den Bedürfnissen der Bevölke-
rung nicht in ausreichendem Masse Rechnung
trägt und sowohl sozio-ökonomische als 
auch sozial-räumliche Spaltungen befördert.‹43

Die vom Stadtforscher Thomas Sieverts schon
anlässlich der Diskussionen zum Bremer
Stadtentwicklungskonzept 1999 ausgespro-
chene Warnung vor einer solchen Entwicklung
war deswegen keine überzogene Dramatisie-
rung: ›In den Wohngebieten, die in den letzten
Jahrzehnten für eine vollbeschäftigte Industrie-
arbeiterschaft gebaut wurden, brechen heute
Voraussetzungen für gute Lebensverhältnisse
in einer Geschwindigkeit weg, die wir uns 
zu wenig klarmachen. Die Arbeitslosigkeit ist
hoch, die Arbeitsplätze sind unsicher, die 
Aussicht, sozial abgesichert weiterzuleben, ist
für große Gruppen gering. Es setzt eine innere
Verelendung ein.‹44

Soziale und räumliche Segregation im Lande Bremen36

begrenzten Finanzrahmen der Programme ab.
Es wäre allerdings höchst fragwürdig, sich 
bei einer Politik gegen ›die soziale Spaltung‹,
Armut und soziale Ausgrenzung allein auf
diese Gebiete konzentrieren zu wollen. Allein
in 14 Ortsteilen der Stadt Bremen, in neun der
Stadt Bremerhaven, liegt die Quote der Kin-
derarmut oberhalb von 40 Prozent. 

Die ›sozial benachteiligenden‹ Strukturen im
Bildungssystems und auf dem Arbeitsmarkt
erscheinen in den lokalen integrativen Hand-
lungskonzepten weitgehend nur als ›externe‹
Rahmenbedingungen, die örtlich nicht be-
einflusst werden können. Im Vordergrund steht
der Aspekt der Wiederbelebung der sozialen
Funktionen des Quartiers sowie die Mobilisie-
rung der Fähigkeiten der Bewohner/innen 
zur Bewältigung der Probleme im Stadtteil.
Dieser Ansatz entspricht dem Grundgedanken
einer aktivierenden Sozialpolitik, der die 
Eigeninitiative betont. 

Hinsichtlich der objektiven Verbesserung
der materiellen Lage von armen Haushalten in
den Stadtteilen sehen sich die Programme in
erster Linie nur in einer Ergänzungsfunktion zu
staatlichen Regelaufgaben. Die integrierten
Handlungskonzepte sind darüber hinaus nur
›auf einen bestimmten Anwendungszweck und
eine begrenzte Dauer ausgerichtet‹ – die viel-
leicht wünschenswerten ›vollständigen 'Pro-
blemlösungen'‹ bieten sie nicht. Grundlegende
Rahmenbedingungen von Arbeitsmarkt oder
Konjunkturentwicklung entziehen sich weitge-
hend jeder Beeinflussung durch die lokalen
und kommunalen Akteure und Akteurinnen.
Wenn daher im Handlungsfeld ›Beschäftigung‹
von einer Verbesserung des Zugangs zum
ersten und zweiten Arbeitsmarkt die Rede ist,
wird darin nur eine ›ergänzende, gebietsbezo-
gene Aufgabe‹ gesehen.41

Ähnlich lässt sich diese Beschränkung auf
eine Ergänzungsfunktion in den Bereichen 
Bildung und Ausbildung, Wirtschaft oder Ver-
kehr erkennen. Im Mittelpunkt stehen dabei
Regelaufgaben der öffentlichen Hand, die
eigentlich von externen Fachbehörden umfas-
send wahrgenommen und finanziert werden. 

So können auf der Stadtteilebene Förde-
rungsmaßnahmen für Arbeitslose initiiert wer-
den, deren Realisierung jedoch nicht nur 
von geeigneten Trägern, sondern besonders

von den unbeeinflussbaren Entscheidungen
anderer Stellen abhängig ist, zum Beispiel von
der Bundesagentur für Arbeit. Bildung im
Stadtteil obliegt hauptsächlich den Schulen,
deren Bildungsangebot mit zusätzlichen Pro-
jektmitteln unterstützt werden kann. Und auch
im Handlungsfeld ›Verkehr‹ berühren zum 
Beispiel Fragen der Schulwegsicherung oder
ÖPNV-Anbindung stadtteilexterne behördliche
Zuständigkeiten, von denen eine Problem-
lösung abhängt. 

Die integrativen Handlungskonzepte er-
scheinen so nicht in ein verbindliches gesamt-
städtisches Konzept der ›sozialen Stadtent-
wicklung‹ eingebunden, das diese Ressorts
auch übergreifend zu konkreten Maßnahmen in
den Stadtteilen verbindlich verpflichtet. So
sind die darin formulierten Leitbilder und Ziele
der Stadtteilentwicklung im Wesentlichen als
ein Appell an externe Aufgabenträger zu ver-
stehen, sich der Probleme des Stadtteils anzu-
nehmen und an den Lösungen mitzuwirken.

2.5 Fazit

In offiziellen bremischen Städtebau- und Woh-
nungsprogrammen werden Wohnsegregation
und Armutsentwicklungen gerne verklärend
unter dem Stichwort des ›demografischen,
wirtschaftlichen und sozialen Strukturwandels‹
abgehandelt und damit als gesellschaftliches
Problem verschwiegen. Segregation wird häu-
fig nur als ungenügende soziale ›Mischung‹
von Wohngebieten betrachtet, die sich vorran-
gig durch den Abriss von Hochhäusern und
deren Ersatz durch ›Reihenhäuser für ›junge
Familien‹ verringern ließe. Manchmal scheint
nur die Überzahl bestimmter (ungeliebter)
Bevölkerungsgruppen oder das ›Image‹ des
Gebiets als des ›Pudels Kern‹ begriffen zu
werden – wenn zum Beispiel in einer sozial-
räumlichen Analyse ›ein hoher Anteil Arbeits-
loser, Ausländer/innen und Sozialhilfeempfän-
ger/innen‹ in einem bestimmten Stadtteil
schlicht als ›eine Verschlechterung der Sozial-
struktur‹ kategorisiert wird. 

41 Vgl. IWS/proloco: Integrierte Handlungskonzepte, a. a. O., S. 20.

42 Vgl. Reiman, Bettina/Schuleri-Hartje, Ulla-Kristina: Integration

und sozialräumliche Segregation sind kein Widerspruch!; 

in: Difu-Berichte 1/2006.

43 Vgl. Dangschat, Jens S.: Sozial-räumliche Differenzierung in

Städten: Pro und Contra; in: Harth, Annette u. a.: Stadt und

soziale Ungleichheit, Opladen 2000, S. 155.

44 Sieverts, Thomas: Leitziel Urbanität; in: Der Senator für Bau 

und Umwelt, Bremer Stadtentwicklungskonzepte, Bremen im

Dezember 1999, S. 11 f.
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Seit Mitte der 1970er Jahre vollzieht sich in
den westlichen Industrieländern ein ökonomi-
scher und gesellschaftlicher Wandel, der ins-
besondere in den Großstädten eine deutliche
Verschärfung der sozialen Ungleichheiten
innerhalb der Bevölkerung zur Folge hat. So
führt der Abbau von Industriearbeitsplätzen zu-
gunsten neuer produktionsorientierter Dienst-
leistungen zu deutlichen Einkommensdisparitä-
ten, einer steigenden Arbeitslosigkeit und
Armut. Aufgrund von Prozessen der Individuali-
sierung und Pluralisierung von Lebensformen
verändern sich die Familien- und Haushalts-
strukturen mit der Folge einer Schwächung
verwandtschaftlicher Unterstützungsnetz-
werke. Insbesondere für Alleinstehende und
alleinerziehende Eltern steigt damit das Risiko
von Armut und der Abhängigkeit von staatli-
chen Transfers. Die Zunahme der Bevölkerung
mit Migrationshintergrund trägt zu einer 
wachsenden ethnischen Heterogenität und im
Zuge dessen zu einer Erhöhung der sozialen
Distanz in den Städten bei. Die vielfach gerin-
gere schulische und berufliche Qualifikation
der Migranten führt zu einer weiteren Verfesti-
gung sozialer Disparitäten. 

Die beschriebenen Entwicklungen verweisen
auf Tendenzen zu einer sozialen Spaltung der
Gesellschaft, die sich innerhalb der Städte
auch räumlich in Form einer zunehmenden
Polarisierung sozialer Gruppen in den Wohn-
quartieren zeigt. Aufgrund verschiedener
Mechanismen des Wohnungsmarktes bilden
sich in bestimmten städtischen Teilgebieten
räumliche Konzentrationen von sozial benach-
teiligten Bevölkerungsgruppen heraus, die
sich aufgrund der sozialen Problematik und
der vielfach auch ethnischen Heterogenität
der Bewohner zu sehr konfliktreichen Milieus
entwickeln können und zunehmend als ›über-
forderte Nachbarschaften‹1 beschrieben wer-
den. Die Brisanz derartiger Problemgebiete
besteht insbesondere darin, dass sie auf die
Bewohner, über deren individuelle Benachteili-

gung – zum Beispiel eine geringe berufliche
Qualifikation – hinaus, aufgrund negativer
Effekte des Wohnumfelds zusätzlich benach-
teiligend wirken. Das Wohnquartier trägt somit
zu einer Verfestigung der oftmals prekären
sozialen Lage der Bewohner bei. Derart nega-
tive Quartierseffekte konnten in Bezug auf die
Dauer von Armutslagen2 beziehungsweise auf
das Ausmaß von Jugenddelinquenz3 im Rah-
men empirischer Studien aufgezeigt werden.

Dieser Beitrag beschreibt die Ursachen,
Ausprägungen und sozialen Folgen einer
zunehmenden räumlichen Polarisierung sozia-
ler Ungleichheit, die innerhalb der sozialwis-
senschaftlichen Stadtforschung als soziale
Segregation bezeichnet wird. Zur besseren
Einordnung der gegenwärtigen Entwicklungen
wird das Phänomen der sozialen Segregation
zunächst in eine historische Perspektive
gestellt. Anschließend werden die Prozesse
einer fortschreitenden sozialen Spaltung der
Gesellschaft umrissen, um nachfolgend näher
auf die Ursachen, Entwicklungen und sozialen
Konsequenzen der zunehmenden räumlichen
Polarisierung innerhalb der Städte einzugehen.
Abschließend werden Strategien zur Stabili-
sierung beziehungsweise Verminderung der
räumlichen Konzentrationen sozial benachtei-
ligter Bevölkerungsgruppen benannt.

3.1 Soziale Segregation 
im historischen Verlauf

Die soziale Segregation verschiedener Bevöl-
kerungsgruppen in den Städten ist kein neues
Phänomen. Schon immer haben sich soziale
Ungleichheiten innerhalb der Gesellschaft auch
in den räumlichen Strukturen der Städte wider-
gespiegelt. So bestand in der vorindustriellen
Bürgerstadt eine deutliche räumliche Trennung
der verschiedenen sozialen Gruppen zum 
Beispiel in Viertel der Kaufleute und der Hand-
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1 Vgl. Krings-Heckemeier/Pfeiffer 1998.

2 Vgl. Farwick 2001.

3 Vgl. Oberwittler 2004.

Dr. Andreas Farwick ❘ Universität Bremen, Institut für Geographie
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(11 Prozent für Gesamtdeutschland) im Jahr
2006 an.15 Großstädte wie Bremen, Dortmund,
Essen und Köln erreichten trotz des im 
Jahr 2006 einsetzenden wirtschaftlichen 
Aufschwungs immer noch Spitzenwerte von 
13 bis 18 Prozent.

Geringe Einkommen, hohe Arbeitslosigkeit,
aber auch die zunehmende Zahl von Einperso-
nen- und Alleinerziehenden-Haushalten mit
schwach ausgebildeten familiären Unterstüt-
zungsnetzwerken, tragen dazu bei, dass
immer mehr Menschen auf staatliche Transfer-
zahlungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
angewiesen sind. So stieg der Anteil der
Sozialhilfebezieher (Hilfe zum Lebensunterhalt
außerhalb von Einrichtungen, im Folgenden
HLU a. E.) an der Bevölkerung von 1,4 Prozent
im Jahr 1980 auf 3,5 Prozent im Jahr 2004
an.16 In Großstädten wie Berlin, Bremen und
Dortmund beliefen sich die Sozialhilfequoten
auf über 8 Prozent.17 Insbesondere allein-
lebende Männer, alleinerziehende Frauen
sowie Kinder und Jugendliche beziehungswei-
se kinderreiche Familien und die ausländische
Bevölkerung sind in hohem Maße von Armut
betroffen.18 Mit der Einführung des Gesetzes
zur Modernisierung des Arbeitsmarktes (Hartz
IV) sowie der Reformen des Sozialgesetzbu-
ches (SGB XII) im Jahr 2005 fallen große Teile
der von Arbeitslosigkeit betroffenen Bevöl-
kerung aus dem System der Arbeitslosenver-
sicherung heraus. Folglich stieg die Quote der
Bezieher von staatlichen Transferleistungen
zur Sicherung des Lebensunterhalts19 bis zum
Jahr 2006 deutlich an und erreichte in den
Städten Bremen und Dortmund Höchstwerte
von 15 beziehungsweise 16 Prozent, in Berlin
sogar 19 Prozent.20
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werker.4 Innerhalb der Handwerkerquartiere
gab es wiederum eine räumliche Trennung der
verschiedenen Zünfte in einzelnen Straßen und
Gassen. Insbesondere die stark wachsende
industrielle Stadt des ausgehenden 19. Jahr-
hunderts war durch eine scharfe räumliche
Separation zwischen den großzügig gestalte-
ten Wohnvierteln des städtischen Bürgertums
sowie der Industriellen in privilegierter 
Lage und den meist in Fabriknähe gelegenen
›schlechten Vierteln‹ der Arbeiterklasse5

geprägt. Mit der rapiden Zunahme des Indus-
trieproletariats spitzten sich die sozialen und
hygienischen Zustände in den Elendsquartie-
ren immer weiter zu, bis schließlich sozial-
politisch engagierte Bewegungen gegensteu-
erten und der Staat strengere bauliche 
Mindeststandards sowie stadtplanerische
Regelungen durchsetzte. 

Mit der schrittweisen Verringerung der Klas-
sengegensätze im Zuge der Sozialreformen
des ausgehenden 19. Jahrhunderts und auf-
grund der wachsenden Bildungsbeteiligung
der Arbeiter hatte sich das Ausmaß von Armut
in den Städten bis zum Beginn des 20. Jahr-
hunderts deutlich verringert und auch die
soziale Segregation zwischen den Bevölke-
rungsgruppen nahm ab.6 Insbesondere der
nach dem Ersten Weltkrieg einsetzende öffent-
lich geförderte soziale Wohnungsbau, der mit
dem Ziel antrat, bezahlbare Wohnungen ›für
die breiten Bevölkerungsschichten‹ bereitzu-
stellen, trug zur Verminderung des krassen
Gegensatzes zwischen den wohlhabenden und
den ärmlichen Wohnquartieren bei. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg brachte das
im Zuge des Wiederaufbaus einsetzende, lang
anhaltende Wirtschaftswachstum der 1950er
und 1960er Jahre den sozialen Aufstieg für
weite Teile der Bevölkerung und führte zusam-
men mit der enormen Ausweitung wohlfahrts-
staatlicher Leistungen zu einer weiteren
Angleichung der sozialen Schichten. Bereits
kurz nach dem Krieg wurde der soziale Woh-
nungsbau zur Bekämpfung der Wohnungsnot
massiv ausgebaut. Zudem wurde im Verlauf
der 1960er und 1970er Jahre in vielen Groß-
städten eine radikale Flächensanierung ver-
nachlässigter innerstädtischer Altbauquartiere
durchgeführt, infolgedessen die überwiegend
sozial schwachen Bewohner dieser Gebiete zu

großen Teilen in die neu entstandenen Groß-
wohnsiedlungen an den Rändern der Städte
umsiedelten.7 Sowohl die ökonomischen und
sozialstaatlichen als auch die städtebaulichen
Entwicklungen trugen zu einer weiteren 
Verringerung der sozialen Segregation bei.
Armut galt nur noch als das sozialpolitisch
beherrschbare Problem einer vernachlässigbar
kleinen Randgruppe. 

Ab Mitte der 1970er Jahre zeigten sich
jedoch die ersten wirtschaftlichen Krisen der
Nachkriegszeit und spätestens seit den
1980er Jahren griffen Arbeitslosigkeit und
Armut wieder um sich. Erneut mehrten sich
die Anzeichen einer sich verfestigenden räum-
lichen Konzentration sozial benachteiligter
Bevölkerungsgruppen.8 Beschleunigt wurde
die soziale Segregation durch die seit den
1960er Jahren anhaltende Suburbanisierung.
Während die wohlhabenderen Haushalte zu-
gunsten eines Eigenheims im Grünen verstärkt
aus den innerstädtischen Altbauquartieren
sowie den Großwohnanlagen des sozialen
Wohnungsbaus fortzogen, blieben die soge-
nannten ›A-Gruppen‹ (Arbeitslose, Arme, Alte,
Ausländer) aufgrund ihrer geringeren finanziel-
len Mittel in diesen Gebieten zurück.

Vor dem Hintergrund der lang anhaltenden
historischen Phase abnehmender sozialer
Ungleichheiten bis Mitte der 1970er Jahre
erscheinen die seit einiger Zeit beobachtbaren
Prozesse einer erneut zunehmenden Polarisie-
rung der städtischen Bevölkerung als ein
Rückfall in Richtung einer sozial und räumlich
gespaltenen Gesellschaft, die lange Zeit als
überwunden galt.9 Im Folgenden wird näher
auf die Ursachen und Tendenzen dieser 
gesellschaftlichen Spaltung eingegangen.

4 Vgl. Schäfers 2000, 67 ff.

5 Vgl. von Saldern 2000, 81 f.

6 Vgl. Harth/Herlyn/Scheller 1998, 14 f.

7 Vgl. Harth/Herlyn/Scheller 1998, 18.

8 Vgl. Farwick 2001, 74 ff.

9 Vgl. Häußermann/Kronauer/Siebel 2004, 10.

3.2 Ursachen und Entwicklung der
neuen sozialen Spaltung

Der ökonomische Strukturwandel von der In-
dustrie- zur Dienstleistungsgesellschaft bildet
eine der wesentlichen Ursachen der voran-
schreitenden sozialen Polarisierung. Im Verlauf
dieses anhaltenden Tertiärisierungsprozesses
gehen aufgrund des massiven Abbaus von
Industriearbeitsplätzen vor allem Erwerbsmög-
lichkeiten für unqualifizierte Arbeiter verloren.
Gerade die relativ gesicherten industriellen
Arbeitsplätze mit geringen Qualifikationsanfor-
derungen haben in der Vergangenheit der
schlechter ausgebildeten Bevölkerung einen
sozialen Aufstieg ermöglicht. In den neu ent-
stehenden Dienstleistungsbereichen der Medi-
en- und Kommunikationsbranche sowie den
unternehmensorientierten Dienstleistungen
(zum Beispiel der Finanz- und Rechtsberatung)
werden vor allem Arbeitsplätze für höherqua-
lifizierte Bevölkerungsgruppen geschaffen.
Demgegenüber sind Geringqualifizierte ver-
stärkt auf Arbeitsplätze im Bereich der haus-
haltsorientierten Dienstleistungen, der so-
genannten ›McJobs‹ verwiesen, die sich durch
geringe Einkommen und unsichere Arbeitsver-
hältnisse auszeichnen.10

Die Auswirkungen des Wandels der Wirt-
schaft zeigen sich in wachsenden Einkommen-
sunterschieden.11 Während die Einkommen in
den oberen Bereichen der Einkommensskala
seit Anfang der 1990er Jahre deutlich anstie-
gen, ist innerhalb der Gruppe der Geringver-
diener ein starker Rückgang zu verzeichnen.12

Insbesondere die Zunahme von geringfügigen
und Teilzeitbeschäftigungsverhältnissen, vor
allem bei Frauen, hat zu derartigen Verlusten
im unteren Einkommenssegment beigetra-
gen.13 Immer häufiger reichen die durch Arbeit
erzielten Einkommen nicht mehr aus, um den
erwerbstätigen Haushalten ein Leben oberhalb
der Armutsgrenze von 60 Prozent des nach
Haushaltsgröße und Zusammensetzung
gewichteten Nettoeinkommens (Nettoäquiva-
lenzeinkommen) zu sichern.

Ein weiterer Effekt des ökonomischen Wan-
dels besteht in der seit längerem anhaltenden
strukturellen Arbeitslosigkeit.14 So stieg die
Arbeitslosenquote in Westdeutschland von
unter 4 Prozent im Jahr 1980 auf 9 Prozent

10 Vgl. Häußermann/Siebel 1995, 82 ff.

11 Vgl. BMAS 2005, 16 ff.; Goebel/Habich/Krause 2006, 609.

12 Vgl. Alber/Fliegner 2006, 23.

13 Vgl. BMAS 2005, 17 ff.

14 Vgl. Statistisches Bundesamt 2006, 97.

15 Vgl. Bundesagentur für Arbeit 2007, 2.

16 Vgl. BMAS 2005, 17; Statistisches Bundesamt 2005.

17 Vgl. Statistisches Landesamt Bremen 2006, 277.

18 Vgl. BMAS 2005, 60 ff. und Anhangtabelle II.5.

19 Vgl. SGB II, HLU nach SGB XII, Grundsicherung nach SGB XII.

20 Vgl. Con_Sens 2007, 8.
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Ein zusätzlicher Indikator für das Abrutschen
von Teilen der Bevölkerung in prekäre Lebens-
verhältnisse ist der Anstieg der Fälle von
Überschuldung. So hatte sich die Zahl der
überschuldeten privaten Haushalte von 1,2
Millionen im Jahr 1989 auf 3,4 Millionen im
Jahr 2006 nahezu verdreifacht.21 Allein zwi-
schen 2004 und 2006 erhöhte sich die Zahl
der überschuldeten Personen um 10 Prozent
auf einen Wert von 7,2 Millionen Personen.
Somit war im Jahr 2006 jede zehnte Person
über 18 Jahre überschuldet. In den größeren
Städten Berlin, Düsseldorf und Duisburg
erreichte die Schuldnerquote Werte von über
15 Prozent.22 Demgemäß stieg auch die Zahl
der Verbraucherinsolvenzen nach Einführung
eines entsprechenden Verfahrens im Jahr
1999 von circa 1.600 auf 92.000 Fälle im
Jahr 2006 an.23

Insgesamt verweisen die beschriebenen
Prozesse auf eine deutliche Entwicklung in
Richtung einer sozial gespaltenen Gesell-
schaft: Während die Zahl der Reichen steigt,
nimmt gleichzeitig auch die Zahl der Armen
deutlich zu. 

3.3 Ursachen der zunehmenden 
räumlichen Polarisierung

Die wachsende soziale Ungleichheit innerhalb
der Gesellschaft spiegelt sich in den Wohn-
standortmustern der verschiedenen gesell-
schaftlichen Gruppen in den Städten wider.
Die soziale Segregation von Haushalten ergibt
sich generell aus einem Zusammenspiel von
Akteuren auf der Angebots- sowie auf der
Nachfrageseite des Wohnungsmarktes.24

Grundeigentümer, Investoren, Kreditinstitute,
Architekten, Wohnungsbauträger, Vermieter
und Makler entscheiden innerhalb der gesetz-
lichen Bestimmungen über die Herstellung und
Verteilung von Wohnraum und geben damit
das Angebot an Wohnungen vor. Im Bereich
des freien Mietwohnungs- beziehungsweise
Eigentumsmarktes werden die Wohnungen
nach wirtschaftlichen Kriterien je nach Qualität
und Lagegunst zu einem bestimmten Mietzins
beziehungsweise Immobilienpreis angeboten.
Im Falle des öffentlich geförderten sozialen
Wohnungsbaus, der sich durch eine Mietpreis-
und Belegungsbindung der kommunalen Woh-

nungsämter auszeichnet, sind die Marktme-
chanismen hingegen aufgrund eines herunter-
subventionierten Mietzinses bis zu einem
gewissen Grad außer Kraft gesetzt. 

Die Angebotsseite bestimmt somit den 
Rahmen, in dem sich die privaten Haushalte
als Akteure der Nachfrageseite gemäß ihrer
spezifischen Präferenzen, aber auch der ihnen
auferlegten Restriktionen mit Wohnraum ver-
sorgen.25 Während sich die Präferenzen der
Nachfrager unter anderem nach Stellung im
Lebenszyklus, Haushaltszusammensetzung,
ethnischer Zugehörigkeit und Lebensstil unter-
scheiden, ergeben sich die Restriktionen vor
allem aus ihren ökonomischen Ressourcen.
Zudem können auch kulturelle Kompetenzen
der Nutzung verschiedener formeller Informa-
tionsquellen sowie das sich durch informelle
Informationskanäle auszeichnende soziale
Kapital bei der Suche einer Wohnung von
Bedeutung sein. Schließlich bilden Mechanis-
men der Wohnungsverteilung zum Beispiel
durch kommunale Wohnungsämter sowie 
Formen sozialer Diskriminierung bestimmter
Bevölkerungsgruppen weitere Einschränkun-
gen beim Zugang zu Wohnraum. 

Das auf einzelne Nachfragegruppen zielen-
de, räumlich gegliederte Wohnungsangebot
kanalisiert die Haushalte in bestimmte Wohn-
quartiere. Einkommensstarke Haushalte, die
aufgrund nur geringer Restriktionen ihren
Wohnstandort weitgehend nach den eigenen
Präferenzen auswählen, wohnen folglich – frei-
willig segregiert – in privilegierter Lage. Ein-
kommensschwache und/oder verstärkt sozia-
ler Diskriminierung ausgesetzte Haushalte 
finden sich demgegenüber – infolge einer
überwiegend erzwungenen Segregation – ent-
weder in Wohnquartieren wieder, in denen 
sich aufgrund einer unattraktiven Lage sowie
der geringen Qualität der Wohnungen nur 
ein geringer Mietzins erzielen lässt. Oder sie
konzentrieren sich in Beständen des sozialen
Wohnungsbaus, in denen die kommunalen

21 Vgl. BMAS 2005, 50; Creditreform 2006, 3.

22 Vgl. Creditreform 2006, Anhangtabelle.

23 Vgl. Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 2007, 38.

24 Vgl. Farwick 2001, 54 ff.

25 Vgl. Farwick 2001, 57 f.
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ten werden aufgrund der sozialen Probleme
der Bewohner zunehmend durch soziale
Distanz sowie ein hohes Maß an Konflikten
geprägt.32 Aus den ehemaligen einkommens-
schwachen, aber noch sozial stabilen Gebie-
ten, entwickeln sich Armutsgebiete, deren
Wohnumfeld die Bewohner zusätzlich benach-
teiligt. Ein wesentlicher Aspekt der Entstehung
von Armutsgebieten besteht also in der sozia-
len Abwärts-Mobilität der in den betroffenen
Quartieren bereits wohnenden sozial schwa-
chen Bevölkerung.33 Dieser sogenannte ›Fahr-
stuhleffekt nach unten‹34 ist das Resultat eines
sich seit längerem vollziehenden Prozesses
der generellen Entmischung der städtischen
Bevölkerung, in deren Verlauf sich Bevölke-
rungsgruppen mit einem hohen Risiko des
sozialen Abstiegs in bestimmten Teilgebieten
der Städte konzentrieren.

Verstärkt wird die Abwärtsentwicklung von
Quartieren durch Prozesse der selektiven
Migration. Nehmen die sozialen Konflikte 
zwischen den Bewohnern zu, treten Verwahr-
losungserscheinungen im öffentlichen Raum
immer offener zu Tage und verändert sich
zudem das Angebot an Läden und Dienstleis-
tungsbetrieben im Qualitätsniveau nach unten,
ziehen sozial besser integrierte Haushalte –
vor allem mit Kindern – fort.35 Die sozial
schwachen Bevölkerungsgruppen bleiben
zurück oder sie ziehen vermehrt sogar noch
in die Gebiete zu, da sie in anderen Quartieren
wegen der hohen Mieten oder aufgrund von
Prozessen der sozialen Diskriminierung keine
Wohnungen finden. Derartige Prozesse der
selektiven Migration zeigen sich besonders in
Städten mit einem entspannten Wohnungs-
markt, da unter diesen Bedingungen eine
zunehmende Zahl von Haushalten mit ausrei-
chendem Einkommen gemäß ihrer Präferenzen
ohne große Preiszuschläge zwischen immer
mehr Standortoptionen wählen und sozial
benachteiligte Wohnquartiere verlassen kann.36

Da aufgrund des demografischen Wandels 
in vielen Städten mit einer weiterhin vermin-
derten Nachfrage nach Wohnungen zu rech-
nen ist, wird sich bei fortschreitenden Polari-
sierungstendenzen innerhalb der Gesellschaft
das Ausmaß der räumlichen Konzentration
sozial benachteiligter Bevölkerungsgruppen in
diesen Städten zunehmend verschärfen. 

3.4 Entwicklungen einer 
zunehmenden sozialen Segregation

Das Ausmaß der ungleichen Verteilung von
Bevölkerungsgruppen in städtischen Teilge-
bieten lässt sich mithilfe eines Indexes der
Segregation (IS) auf der gesamtstädtischen
Ebene erfassen. Dieser Segregationsindex
kann (Prozent-)werte zwischen null und 100
annehmen und beschreibt den Anteil einer
betrachteten Bevölkerungsgruppe, der umzie-
hen müsste, um – gemessen an der restlichen
Bevölkerung – eine Gleichverteilung über das
gesamte Stadtgebiet hinweg zu erreichen. 
Ein Wert von null steht somit für eine vollstän-
dige Mischung, während ein Wert von 100
eine vollständige Segregation bedeutet. 

Bei der Interpretation der Indexwerte ist zu
beachten, dass diese stark von der zugrunde
gelegten Untergliederung der Gesamtstadt in
einzelne Teilgebiete abhängen. So gilt allge-
mein, je größer die Teilgebiete, desto inhomo-
gener stellen sie sich in Bezug auf die räum-
liche Verteilung der zu untersuchenden Bevölke-
rungsgruppe dar und desto kleiner fällt der
Segregationsindex aus. Aus diesem Grund sind
die Segregationsindizes verschiedener Städte
nicht unmittelbar miteinander vergleichbar.37

Im Folgenden wird mithilfe des Indexes der
Segregation das Ausmaß der sozialen Segrega-
tion anhand der Ungleichverteilung der Gruppe
der Sozialhilfeempfänger (HLU a. E.) bis zum
Jahr 2004 sowie der Empfänger staatlicher
Transferleistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhalts (SGB II, HLU nach SGB XII, Grundsiche-
rung nach SGB XII) für das Jahr 2005 beschrie-
ben. Die in Tabelle 1 ausgewiesenen Indizes 
entstammen zweier Analysen vom Institut für
Landes- und Stadtentwicklungsforschung in
Kooperation mit dem Zentrum für interdiszipli-
näre Ruhrgebietsforschung38 sowie von Klagge
(1999 und 2005) und werden durch Berechnun-
gen auf der Basis eigener Erhebungen ergänzt.
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Wohnungsämter Belegungsrechte haben. 
Allgemein zeigt sich hinsichtlich des Aus-
maßes der sozialen Segregation, dass sowohl
die wohlhabendsten als auch die ärmsten
Bevölkerungsgruppen am stärksten segregiert
leben, während sich die mittleren Einkom-
mensgruppen am wenigsten räumlich abson-
dern.26

Die grundsätzlich benachteiligte Situation
einkommensschwacher Bevölkerungsgruppen
wird seit einiger Zeit durch zwei Entwicklun-
gen verschärft. So ist seit dem Ende der
1970er Jahre in bestimmten innerstädtischen
Quartieren ein deutlicher Trend der Aufwer-
tung bisher preisgünstigen Wohnraums zu
beobachten. Dieser, als Gentrification be-
schriebene Prozess, bezieht sich auf einkom-
mensstarke und gut ausgebildete kinderlose
Single- und Zwei-Personenhaushalte, die auf-
grund eines spezifischen Lebensstils und
bestimmter Konsumgewohnheiten die zumeist
innenstadtnahen nutzungsgemischten gründer-
zeitlichen Quartiere der Städte wiederent-
decken und die bisher dort wohnenden unte-
ren Einkommensgruppen verdrängen.27 In den
letzten Jahren deutet sich zudem ein breiterer
Trend der Wertschätzung urbanen Wohnens 
in kleinteilig gemischten Strukturen an, der
nun auch von jungen Familienhaushalten und
der aufgrund des demografischen Wandels
bedeutsamer werdenden Gruppe der ›aktiven
Alten‹ getragen wird.28

Das Angebot preisgünstiger Wohnungen
verringert sich zusätzlich durch den seit
Anfang der 1980er Jahre zu beobachtenden
Rückzug des Staates aus dem sozialen Woh-
nungsbau.29 So wird der Bau neuer Sozialwoh-
nungen von staatlicher Seite kaum noch geför-
dert, während gleichzeitig die bestehenden
Wohnungen durch das sukzessive Auslaufen
der Mietpreis- und Belegungsbindung in
großer Zahl aus dem Sozialwohnungsbestand
herausfallen. In der Folge ist die Anzahl der
Sozialwohnungen von ehemals 4,0 Millionen
(1987) auf 2,1 Millionen (2003) gesunken.30

Über diese beiden Entwicklungen hinaus
führt die seit einiger Zeit zu beobachtende 
Privatisierung von kommunalen Wohnungsbau-
gesellschaften, verbunden mit dem Bestre-
ben der neuen Eigentümer, weite Teile ihres
Bestands durch Einzelverkäufe an die Mieter

gewinnbringend zu veräußern, zu einem 
weiteren Verlust an preisgünstigen Wohnun-
gen. Da von diesen Verkäufen in der Regel nur
die attraktivsten Bestände betroffen sind, 
konzentrieren sich die für die sozial schwa-
chen Bevölkerungsgruppen weiterhin zugäng-
lichen Wohnungen räumlich zumeist in weniger
attraktiven Lagen.31

Aufgrund des immer weiter schrumpfenden
Segments preisgünstiger innerstädtischer
Wohnungen sowie mietpreis- und belegungs-
gebundener Sozialwohnungen auf der einen
Seite und des durch die gesellschaftliche Pola-
risierung wachsenden Nachfragedrucks auf
diesen Bestand auf der anderen Seite, sind
die einkommensschwachen Haushalte in
immer stärkerem Maße auf diejenigen Woh-
nungsbestände verwiesen, die von der übrigen
Bevölkerung aufgrund ihrer geringen Wohnqua-
lität weitgehend gemieden werden. Zum einen
sind dies Bereiche traditioneller innerstädti-
scher Arbeiterquartiere, die sich aufgrund
nahegelegener Gewerbegebiete oder Haupt-
verkehrsstraßen durch hohe Luftverschmut-
zung sowie Lärmbelästigung auszeichnen.
Zum anderen handelt es sich um die monoton
gestalteten und durch eine mangelnde private
Infrastruktur sowie schlechte verkehrliche
Anbindungen gekennzeichneten Bestände der
peripher gelegenen Großwohnanlagen des
sozialen Wohnungsbaus der 1960er und
1970er Jahre. In diesen zwei Gebietstypen ist
seit längerem eine deutliche Konzentration
sozial schwacher Bevölkerungsgruppen zu
beobachten. 

Die in den beiden Quartierstypen wohnende
Bevölkerung ist von den beschriebenen ökono-
mischen und sozialen Transformationen beson-
ders betroffen. Dementsprechend nimmt in
diesen Gebieten das Ausmaß von Arbeitslosig-
keit und Armut überdurchschnittlich zu. Es
kommt zu einer Verminderung der Kaufkraft,
Geschäfte müssen schließen, Nachbarschaf-

32 Vgl. Häußermann/Kapphan 2004, 214.

33 Vgl. Farwick 2001, 106.

34 Vgl. Häußermann/Siebel 2004, 160.

35 Vgl. Häußermann/Kapphan 2004, 213 f.

36 Vgl. Häußermann/Kapphan 2004, 215; ILS/ZEFIR 2003, 10.

37 Vgl. Janßen 2004.

38 Vgl. ILS/ZEFIR 2003.

26 Vgl. Harth/Herlyn/Scheller 1998, 19 f.

27 Vgl. Friedrichs/Kecskes 1996.

28 Vgl. DIFU 2006.

29 Vgl. Häußermann/Siebel 1996, 157.

30 Vgl. IWU 2005, 12.

31 Vgl. Häußermann/Siebel/Kronauer 2004, 32.
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Abgesehen von einer Sonderentwicklung Mitte
der 1980er Jahre bis zum Beginn der 1990er
Jahre, die durch Zuweisungen von Aussiedlern
und Asylbewerbern in Stadtgebiete mit zuvor
geringeren Sozialhilfeempfängeranteilen
geprägt war, verdeutlichen die Indizes, dass in
nahezu allen der aufgezeigten Beispielstädte –
mit der Ausnahme von Hannover – seit den
1980er Jahren und insbesondere seit Mitte
der 1990er Jahre ein Anstieg der sozialen
Segregation von Sozialhilfeempfängern statt-
gefunden hat. Und auch in Bezug auf die weit-
aus größere Zahl von Empfängern staatlicher
Transfers stellt sich für das Jahr 2005 eine
deutliche räumliche Ungleichverteilung heraus,
die in ihren Ausmaßen – wenngleich leicht
abgeschwächt – mit der sozialen Segregation
der ehemaligen Sozialhilfebezieher vergleich-
bar ist und in den Städten Bremen sowie
Essen bis zum Jahr 2006 einen weiteren
Anstieg zu verzeichnen hatte.

Da die Indizes der Segregation keine Aus-
sagen über die Ausprägungen der räumlichen
Verteilung von Sozialhilfeempfängern innerhalb
der Stadtgebiete erlauben, bleibt zu fragen, 
in welchem Maße die oben beschriebenen 
Prozesse innerhalb der Städte den Anstieg
der sozialen Segregation bewirkt haben. Ein-
zeluntersuchungen des ILS/ZEFIR (2003) und
insbesondere von Klagge (2005) verdeutli-
chen, dass ein großer Teil des Zuwachses an
sozialer Segregation durch innerstädtische
Polarisierungsprozesse verursacht wurde.39

So haben einerseits in bevorzugten, status-
höheren Wohnquartieren Anteilsrückgänge der
Sozialhilfebezieher stattgefunden, die in
Zusammenhang mit Gentrificationsprozessen
und dem Auslaufen von Bindungen im Bestand
kleinteiliger innerstädtischer Sozialwohnungen
der 1950er und 1960er Jahre stehen.40 Ande-
rerseits hat die Konzentration von Sozialhilfe-
empfängern in den unattraktiven, zumeist in
der Nähe von Gewerbe- und Industrieansied-
lungen gelegenen Beständen der traditionellen
Arbeiterquartiere aufgrund von Verarmungs-

prozessen und selektiver Migration deutlich
zugenommen.41 Derartige innerstädtische
Polarisierungsprozesse zeigen sich auch in
der Stadt Bremen (vergleiche Abbildung 1).
Während sich in den attraktiven innerstädti-
schen Gebieten entlang der Weser (Altstadt,
Ostertor, Fesenfeld, Steintor und Peterswer-
der) und in weiten Teilen Schwachhausens die
ohnehin schon unterdurchschnittlichen Anteile
an Sozialhilfebeziehern (HLU a. E.) an der
gesamten Wohnbevölkerung im Zeitraum von
1999 bis 2004 weiter verringerten, stiegen in
Gebieten wie der Bahnhofsvorstadt, Utbre-
men, Osterfeuerberg sowie in den traditionel-
len Arbeiterquartieren Gröpelingen, Woltmers-
hausen und Hemelingen die überdurchschnitt-
lichen Sozialhilfebezieheranteile weiter an
(vergleiche Abbildung 1). 

In den seit längerem durch hohe Sozial-
hilfebezieheranteile gekennzeichneten zumeist
peripher gelegenen Gebieten des sozialen
Wohnungsbaus zeichnete sich demgegenüber
eine geringe und teilweise gegensätzliche
Dynamik ab. So waren in einigen Großwohn-
siedlungen mit besonders hohen Konzentratio-
nen von Sozialhilfebeziehern Anteilsrückgänge
zu verzeichnen. Diese sind auf eine gezielte
Belegungspolitik der De-Segregation von 
Seiten der Wohnungsämter beziehungsweise
Wohnungsbaugesellschaften zurückzuführen42,
aber auch, wie zum Beispiel im stadtbremi-
schen Ortsteil Tenever (vergleiche Abbildung
1), durch den Abriss von Wohngebäuden mit
vormals hohen Leerstandsquoten verursacht.
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39 Vgl. Klagge 2005, 217 ff.

40 Vgl. auch Farwick 2001, 91.

41 Vgl. Klagge 2005, 217.

42 Vgl. Klagge 2005, 224 f.

Tabelle 1: Segregationsindizes (IS) zur Beschreibung des Ausmaßes der sozialen Segregation von 
Sozialhilfebeziehern (HLU a. E.) bzw. Beziehern von staatlichen Transferleistungen zur Sicherung des Lebens-
unterhalts (SGB II, HLU nach SGB XII, Grundsicherung nach SGB XII) für ausgewählte Städte (1982 bis 2006) 
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22,6

-

-

24,12)

-

-

-

-

-

ISSozialhilfebezieher

ISTransferleistungs-
bezieherStadt
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-

-

21,12)

24,22)

13,92)

21,72)

-
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-
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-
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-

-

-
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-
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-
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22,3

-

-

-

-
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-
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-
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-
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-

-

1996

-
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-
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-

-
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1999

24,3

-

-
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-

-

-

-

-
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24,3

-

22,4

25,7

16,1

21,0

27,2

21,6

25,7
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24,8

26,9

-

-

-

-

27,3

-

25,6

2002

24,9

-

-

-

-

-

-

-

26,1

2003

25,1

-

-

-

-

-

-

-

27,1

2004

26,3

28,4

23,3

27,1

17,4

21,6

27,9

22,3

26,8

2005

25,1

27,6

22,3

25,6

21,5

27,0

21,8

2006

25,4

27,6

-

26,0

-

21,4

-

-

-

Bremen (77)*

Dortmund (62)*

Düsseldorf (48)*

Essen (50)*

Frankfurt (45)*

Hannover (48)*

Köln (85/84)*

Stuttgart (112)*

Wuppertal (69/64)*

* Werte in Klammern = Anzahl der Raumeinheiten.

IS-Werte bis 1993 beziehen sich auf jahreskumulierte Sozialhilfeempfängerdaten, 

IS-Werte ab 1995 auf Jahresendzahlen 

(zur Vergleichbarkeit der beiden Statistiken vgl. Farwick (2001, 189 f.).

Quellen: 1) ILS/ZEFIR (2003: 101); 2) Klagge (1999: 39); 3) Klagge (2005: 75); 

Erhebungen bei den Statistischen Ämtern der Städte, eigene Berechnungen.

Daten von Klagge (1999 und 2005) sowie eigene Berechnungen umfassen 

nur Stadtteile mit durchgehend mehr als 1.000 Einwohnern.
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In der überwiegenden Zahl der Siedlungen
fand jedoch eine weitere Zunahme der Anteile
von Sozialhilfeempfängern statt, die sowohl
durch Verarmungsprozesse der ansässigen
Bevölkerung als insbesondere auch durch
einen verstärkten Zuzug von Sozialhilfebezie-
hern mit Migrationshintergrund zu begründen
ist. In der Stadt Bremen zählen zu diesen
Quartieren die Großwohnanlagen in Katten-
turm, Huchting, Marßel und Grohn (vergleiche
Abbildung 1).

In einigen der analysierten Städte war ein
Neubau beziehungsweise eine Neuausweisung
von Sozialwohnungen mit Mietpreis- und Bele-
gungsbindung zu verzeichnen.43 Da die ent-
sprechenden Sozialwohnungen allesamt in
Gebieten mit nur geringen Sozialhilfeempfän-
geranteilen geschaffen wurden, haben sie auf
der Ebene der Gesamtstadt eine segregati-
onsverringernde Wirkung. In den statushohen
Stadtrandbereichen einiger Städte wurde in
den letzten Jahren zudem verstärkt Bauland
für Ein- und Zweifamilienhäuser ausgewiesen,
so dass sich, aufgrund des Zuzugs von ein-
kommensstärkeren Bewohnergruppen in diese
Gebiete, das Ausmaß der sozialen Segregati-
on innerhalb der Gesamtstadt zusätzlich ver-
größerte. In Bremen ist ein derartiger Prozess
vor allem im Ortsteil Borgfeld zu beobachten
(vergleiche Abbildung 1).

3.5 Soziale Folgen 
der räumlichen Polarisierung

Mit der sich weiter verschärfenden sozialen
Segregation in den Städten gewinnt die Frage
nach den sozialen Konsequenzen der räum-
lichen Konzentration von Problemgruppen
zunehmend an Bedeutung. Auch wenn auf-
grund verschiedener methodischer Probleme
bei der Analyse von Wohnumfeldeffekten44

bisher nicht endgültig gesagt werden kann,
auf welche Weise und in welcher Intensität
benachteiligende Effekte von segregierten
Wohnquartieren ausgehen, so gibt es doch
eine Reihe von Annahmen, wie diese Effekte
vermittelt sein können. Eine generelle Ausein-
andersetzung mit der Thematik der Hand-
lungsrelevanz von Wohnquartieren zeigt, dass
negative Quartierseffekte im Wesentlichen
durch drei Aspekte bedingt sein können45:

erstens durch eine geringe Ressourcenaus-
stattung aufgrund schwacher sozialer Netze
sowie fehlender sozialer Infrastruktur; zwei-
tens durch das Lernen von Handlungsmustern
und Normen, die Lebensmöglichkeiten beein-
trächtigen, und drittens durch stigmatisieren-
de und diskriminierende Einflüsse benachtei-
ligter Wohnquartiere. Im Folgenden werden die
drei Faktoren näher beschrieben.

Das Wohnquartier als Ort 
mangelnder Ressourcen

Insbesondere für Bevölkerungsgruppen mit
einer lokal orientierten Lebensweise, wie dies
tendenziell für statusniedrige Bevölkerungs-
gruppen gilt46, ist die Nachbarschaft, das 
lokale Netz von Verwandten, Freunden und
Bekannten aufgrund der daraus resultierenden
Unterstützungsleistungen als wichtige hand-
lungsrelevante Ressource zur alltäglichen
Lebensbewältigung anzusehen. Gleiches gilt
für die Nutzungsmöglichkeit quartiersnaher
sozialer Infrastruktureinrichtungen. So haben
Einrichtungen der sozialen Dienste im Wohn-
quartier eine wichtige kompensatorische
beziehungsweise flankierende Funktion für feh-
lende oder unzureichende individuelle Selbst-
hilfepotenziale.47

Hinweise auf schwache soziale Netzwerke
der Bevölkerung in benachteiligten Quartieren
gibt eine Untersuchung von Tobias und Boett-
ner (1992). Als typisch traditionelles Arbeiter-
viertel ist das von ihnen analysierte Problem-
gebiet durch eine hohe Interaktionsdichte 
geprägt. Dennoch sind die Kontakte häufig 
unverbindlich. Oftmals wird versucht, sich von
Personen, mit denen man im Alltag regen 
Kontakt pflegt, durch Diffamierung und soziale
Ächtung dieser Personen gegenüber Dritten
zu distanzieren. Ein solches Verhalten ist 
auch durch andere Untersuchungen belegt.

43 Vgl. Klagge 2005, 222 f.

44 Vgl. Farwick 2001, 117.

45 Vgl. ebenda, 143 ff.

46 Vgl. Friedrichs/Blasius 2000.

47 Vgl. Herlyn/Lakemann/Lettko 1991.

Abbildung 1: Räumlich polarisierende Entwicklung der Anteile von Sozialhilfebeziehern (HLU a. E.) 
in den Ortsteilen der Stadt Bremen von 1999 –2004
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Quellen: Statistisches Landesamt Bremen, eigene Berechnungen.

Die Benennung der Gebietstypen 

siehe Seite 68, Abbildung 7, dieses Berichts.
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Das Wohnquartier als Ort von 
Stigmatisierung und Diskriminierung

Die identitätsbildende Bedeutung des symboli-
schen Gehalts von Wohnquartieren für verschie-
dene Formen der Identifikation ist unbestritten.
Insbesondere die Prozesse der Selbst-Identifi-
kation und des ›Identifiziert-Werdens‹ mit dem
Wohnquartier sind in Bezug auf die Hand-
lungschancen benachteiligter Bevölkerungs-
gruppen relevant. So kann die diskreditierende
symbolische Bedeutung von Problemquartieren
aufgrund einer Identifikation mit dem Wohnquar-
tier die Selbstidentität der Bewohner nachhaltig
negativ beeinflussen. Infolge des ›Identifiziert-
Werdens‹ mit dem symbolischen Gehalt von
Problemgebieten kann es vonseiten der außen-
stehenden Bevölkerung zu Diskriminierungsak-
ten kommen, die sich für die Quartierbewohner
zum Beispiel in Form negativer Sanktionshand-
lungen äußern und diese aus wichtigen Rele-
vanzbereichen des Lebens ausschließen. Eine
anhaltende Stigmatisierung von außen kann
darüber hinaus rückwirkend wiederum die Ver-
änderungen der Selbstidentität der Quartiersbe-
wohner nach sich ziehen.

Der symbolische Gehalt eines Wohnquar-
tiers wird – über die Personen- oder Verhal-
tenssymbolik der Bewohner hinaus – verstärkt
auch durch objektbezogene Merkmale wie
schlechte Wohnverhältnisse, verwahrloste
öffentliche Plätze oder mit Graffiti beschmier-
te Häuserwände bestimmt.56 Da Objekte des
Wohnquartiers eindeutiger wahrnehmbar sind,
zeigt ihr symbolischer Gehalt eine höhere 
Übereinstimmung und ist oft nachhaltiger als
der von Personen- oder Verhaltenssymbolen.
Inwieweit sich die Bewohner benachteiligter
Wohnquartiere der negativen Bewertung oder
sogar Diskriminierung ihres Quartiers bewusst
sind, wird durch verschiedene Untersuchungen
belegt. Demnach fallen die bei Freunden und
Bekannten vermuteten Bewertungen des 
eigenen Wohnquartiers deutlich schlechter aus
als die eigenen und die der übrigen Bevölke-
rung der Stadt noch einmal schlechter als die
der Freunde und Bekannten.57

Es ist anzunehmen, dass die beschriebenen
Effekte in den Problemgebieten nicht isoliert
auftreten. Stattdessen ist von Überlagerun-
gen, Wechselwirkungen und gegenseitigen

Verstärkungen auszugehen. Trotz der zuneh-
menden Bedeutung derartiger Quartierseffek-
te existieren bisher kaum empirische Untersu-
chungen, die einen Effekt der räumlichen Kon-
zentration sozialer Probleme im Wohnquartier
auf die Lebenslagen der Bewohner empirisch
belegen. Eine Untersuchung zum Einfluss von
Wohnquartieren auf die Dauer von Armutsla-
gen in den Städten Bremen und Bielefeld
konnte allerdings unter Berücksichtigung ver-
schiedenster personenbezogener Merkmale
beziehungsweise Merkmalskombinationen zei-
gen, dass mit dem Anstieg der räumlichen
Konzentration von Armut im Quartier auch die
Dauer von Armutslagen signifikant zunimmt.58

3.6 Strategien der Vermeidung extre-
mer Ausprägungen einer räumlichen
Polarisierung von Problemgruppen

Aufgrund der vielfältigen Problemlagen in den
segregierten Gebieten sind rein bauliche 
Maßnahmen, wie sie bisher im Rahmen der
Stadtteilsanierung als klassisches Instrument
der Stadtentwicklungspolitik durchgeführt wur-
den, nicht mehr adäquat. Vielmehr müssen
quartiersbezogene integrierte Ansätze greifen,
die die Wechselwirkungen der baulichen und
sozialen Problematik berücksichtigen und
diese durch ressortübergreifende Handlungs-
programme umfassend bearbeiten. Schon zu
Beginn der 1990er Jahre wurden in den Bun-
desländern Berlin, Bremen, Hamburg und
Nordrhein-Westfalen derartige quartiersbezo-
gene Stadtentwicklungsprogramme aufgelegt,
bevor im Jahr 1998 das Bund-Länder-Pro-
gramm ›Stadtteile mit besonderem Entwick-
lungsbedarf – die Soziale Stadt‹ gestartet
wurde. Die im Rahmen dieses Programms
durchgeführten Projekte konnten insgesamt
eine deutliche Verbesserung sowohl der bau-
lichen als auch der sozialen Situation in den
Quartieren bewirken59 und haben dazu beige-
tragen, die sich selbst verstärkende Abwärts-
spirale selektiver Migration in den Problem-
gebieten aufzuhalten und einer fortschreiten-
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Herlyn, Lakemann und Lettko sehen in der
sozialen Distanzierung von Seiten der Befrag-
ten den Versuch, durch Abgrenzung gegenüber
(vermeintlich) stärker marginalisierten Perso-
nengruppen die eigene Randgruppenerfahrung
zu kompensieren.48 Persönliche Probleme 
werden in einem solchen Wohnmilieu verstärkt
nur mit den nächsten Familienangehörigen und
der Verwandtschaft besprochen. Bei finanziellen
Problemen versucht man sich selbst zu helfen.49

Auch Keim und Neef (2000) beschreiben
ein wenig integriertes Milieu in einem groß-
städtischen Armutsquartier. Sie stellen fest,
dass die Familien- und Verwandtschaftsbezie-
hungen der deutschen Bevölkerung im Quar-
tier in vielen Fällen sporadisch, angespannt
und konfliktbeladen sind: ›... oft ist der Part-
ner die einzig verlässliche Bezugsperson,
ansonsten gibt es allenfalls Beziehungen zu
Angehörigen in gleich schlechter Situation‹.50

Die zahlreichen Freundesbeziehungen von
Armut Betroffener werden als marginal und
dürftig bezeichnet. Von diesen Kontakten
seien nur wenig gegenseitige materielle Hilfen
zu erwarten. Aufgrund der hohen Fluktuation
im Quartier und verschiedener Konflikte in der
Hausbewohnerschaft (wie zum Beispiel nächt-
licher Lärm, mangelnde Sauberkeit in gemein-
schaftlich genutzten Wohnbereichen, Sprach-
barrieren aufgrund unterschiedlicher Nationa-
litäten) sind auch die sozialen Beziehungen zur
Nachbarschaft deutlich eingeschränkt.

Das Wohnquartier als Ort des Lernens
abweichender Handlungsmuster

Die sozialen Beziehungen in lokalen Netzwerk-
en sind aber nicht nur auf ihre unterstützen-
den Funktionen hin zu bewerten. Insbesondere
wenn sich Kontakte auf Personen in gleich
schlechter Lage beschränken, besteht die
Gefahr der Übernahme abweichender Normen
und Handlungsmuster, die dazu führen, dass
sich benachteiligte Bevölkerungsgruppen
immer mehr von der ›Normalgesellschaft‹ ent-
fernen. Nachteile entstehen, wenn beispiels-
weise Personen aufgrund vorherrschender
Handlungsmuster ›... Chancen auf dem
Arbeitsmarkt auch dann nicht mehr ergreifen
können, wenn diese objektiv wieder gegeben
sind‹51.

Eine wesentliche Voraussetzung der Weiter-
gabe ›destruktiver‹ Handlungsmuster ist die
soziale Interaktion mit Personen, von denen
diese Muster übernommen werden können.
Diesbezüglich ist zunächst festzustellen, dass
aufgrund der höheren räumlichen Konzentra-
tion von Problemgruppen in der näheren 
Wohnumgebung, bei einer insgesamt hohen
Interaktionsdichte, die Wahrscheinlichkeit des 
Kontakts mit Personen gleicher sozialer Lage
steigt. Für diese These sprechen die Ergeb-
nisse der Studie von Herlyn, Lakemann und
Lettko, die zeigen, dass Beziehungen zu
Freunden und Bekannten im Quartier häufig
durch Ähnlichkeiten in der Lebenslage zustan-
de kommen.52 So wird von vielen der befrag-
ten Personen angemerkt, dass Kontakte ent-
standen seien, weil die entsprechenden Per-
sonen ebenfalls arbeitslos seien beziehungs-
weise Sozialhilfe bezögen. Auch Friedrichs
und Blasius zeigen, dass Arbeitslose über-
durchschnittlich mit Arbeitslosen verkehren.53

Bisher liegen für deutsche Städte nur 
wenige Studien zur wohnquartiersabhängigen 
Weitergabe von abweichenden Handlungsmus-
tern vor. So können Friedrichs und Blasius
Wohnquartierseffekte des ›sozialen Lernens‹
insofern nachweisen, als dass die Toleranz
der befragten Personen gegenüber deviantem
Verhalten – unabhängig von ihren individuellen
Merkmalen – mit dem Anteil der von Armut
betroffenen Bevölkerung im Wohnquartier
ansteigt. Dieser Effekt stellt sich insbeson-
dere bei Personen ein, die ›... überdurch-
schnittlich viel Zeit im Wohnquartier verbrin-
gen und die wenige Netzwerkpersonen
haben‹54. Auf der Grundlage einer umfangrei-
chen Untersuchung in den Städten Köln und
Freiburg hat darüber hinaus Oberwittler55 einen
deutlichen Zusammenhang zwischen der 
räumlichen Konzentration von Sozialhilfeemp-
fängern im Wohnquartier und dem Ausmaß
schwerer Jugenddelinquenz aufgezeigt. 

48 Vgl. Herlyn/Lakemann/Lettko 1991.

49 Vgl. Tobias/Boettner 1992, 39.

50 Keim/Neef 2000, 35.

51 Häußermann 2000, 19.

52 Vgl. Herlyn/Lakemann/Lettko 1991.

53 Vgl. Friedrichs/Blasius 2000.

54 Ebenda, 193.

55 Vgl. Oberwittler 2004.

56 Vgl. Vaskovics 1976, 63.

57 Friedrichs/Blasius 2000.

58 Farwick 2001, 123 ff.

59 Vgl. BMVBW 2004; Farwick/Petrowsky 2005.
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den Segregation von sozial schwachen Bevöl-
kerungsgruppen entgegenzuwirken. 

In Bezug auf den monotonen Geschosswoh-
nungsbau des sozialen Wohnungsbaus der
1960er und 1970er Jahre hat sich allerdings
gezeigt, dass die Abwärtsspirale von baulichen
Mängeln, sozialer Problematik, Fortzug und
hohen Leerständen mit den herkömmlichen Sta-
bilisierungsmaßnahmen kaum mehr aufzuhalten
ist. Auch vor dem Hintergrund einer im Zuge
des demografischen Wandels in vielen Städten
weiterhin schrumpfenden Nachfrage am Woh-
nungsmarkt stellen Rückbaumaßnahmen in
Kombination mit der Modernisierung des ver-
bleibenden Wohnungsbestands auch aus
betriebswirtschaftlichen Gründen häufig die ein-
zige Strategie dar, dem fortschreitenden Nie-
dergang der Quartiere Einhalt zu gebieten.60 Ein
im Anschluss an den Rückbau zu realisierender
Neubau von Wohnungen auf den frei werdenden
Flächen kann durch die Attraktion sozial ge-
mischter Bewohnergruppen zu einer weiteren
Stabilisierung der Quartiere beitragen. Beispiele
eines gelungenen Rückbaus von Großwohnan-
lagen finden sich seit einiger Zeit in den Nieder-
landen, wo durch den Bau von Einfamilien-, 
Reihen- und niedriggeschossigen Apparte-
menthäusern, zusammen mit der Errichtung
neuer Infrastruktur- und Dienstleistungseinrich-
tungen, eine Wohnangebotsvielfalt geschaffen
wurde, die eine sozial stabile Bevölkerungs-
struktur sicherstellt. Auch in Deutschland zei-
gen sich zunehmend gute Beispiele für die
Nachnutzung von Abbruchflächen mit einer
attraktiven kleinteiligen Wohnbebauung.61

In vielen Fällen werden bauliche Aufwer-
tungs- und soziale Stabilisierungsmaßnahmen
durch positive Imagekampagnen begleitet, die
helfen, die erreichten Verbesserungen auch
über die Grenzen des Quartiers hinaus
bekannt zu machen und damit Prozesse der
Stigmatisierung und Diskriminierung von
außen abzubauen.62 Als gutes Beispiel steht
die wiederum aus den Niederlanden stammen-
de Strategie des ›Neighbourhood Branding‹.
Hier wurde im Anschluss an bauliche Erneue-
rungen und Wohnumfeldverbesserungen unter
Einbezug der Bewohner zunächst eine Stär-
ken- und Schwächenanalyse durchgeführt, um
auf dieser Grundlage das Wohnquartier durch
zielgerichtete Projekte auf ein spezifisches

Profil – eine Marke – hin zu entwickeln.63

Allerdings erweisen sich derartige Strategien
zur Verbesserung des Images als wenig 
nachhaltig, wenn sie nicht auf substanziellen
Verbesserungen in den Quartieren beruhen. 

Auch die Wohnungswirtschaft selbst kann
durch ein sozial ausgewogenes Belegungsma-
nagement stabile nachbarschaftliche Strukturen
erhalten und entwickeln. Dieses sollte jedoch
nicht mit festgelegten, diskriminierenden Quo-
tierungen in Bezug auf Bevölkerungsgruppen,
die als sozial problematische Mieter gelten,
operieren, sondern auf der Basis einer einzel-
fallorientierten Überprüfung der Verträglichkeit
unterschiedlicher sozialer Gruppen unter Beteili-
gung der betroffenen Mieterschaft erfolgen.64

Darüber hinaus sind Kooperationsverträge zwi-
schen der Wohnungswirtschaft und der Kommu-
ne denkbar, auf deren Grundlage bestehende
und zumeist an Wohnungen im Bestand von
Großwohnanlagen gebundene Belegungsrechte
innerhalb der Wohnungsbaugesellschaften auf
bisher ungebundene Wohnungen übertragen
werden können. Somit wird der zuvor auf weni-
ge Wohnquartiere konzentrierte und für einkom-
mensschwache Gruppen so wichtige Bestand
an belegungsgebundenen Wohnungen gleich-
mäßiger über das Stadtgebiet verteilt.65

Ziel der aufgezeigten Maßnahmen kann nicht
sein, die fortschreitende soziale Segregation
innerhalb der Städte grundsätzlich zu verhin-
dern. Diese hat ihre Ursachen vorrangig in den
sozialen Spaltungstendenzen der Gesellschaft
und ist durch lokale Maßnahmen innerhalb der
Städte nicht zu beseitigen. Da aber die soziale
Segregation nicht nur Ausdruck von sozialer
Ungleichheit, sondern in ihrer extremen Form
aufgrund der damit verbundenen negativen
Quartierseffekte auch deren Ursache darstellt,
sollte auf der Grundlage der skizzierten Strate-
gien alles unternommen werden, um besonders
problematische Ausmaße der räumlichen Polari-
sierung sozial schwacher Bevölkerungsgruppen
abzuschwächen beziehungsweise zu vermeiden.

60 Vgl. ILS/ZEFIR 2003, 169 ff.

61 Vgl. Ruland 2006, 173 ff.

62 Vgl. ILS 2006.

63 Vgl. Zimmer-Hegmann/Fasselt 2006, 209.

64 Vgl. ILS/ZEFIR 2003, 135.

65 Vgl. ILS 2004, 29 ff.
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4.1 Demografie und Segregation 
in der Stadt Bremen

Die räumliche städtische Segregation ist eine
historische Erscheinung, die eng mit der
Stadtentwicklung verbunden ist, deren Wahr-
nehmung aber Schwankungen unterworfen
war. In allen Kulturkreisen und besonders im
Mittelalter war die Stadt in soziale, berufliche
Räume (Kaufleute und Handwerker) segregiert.
Auch ethnische und religiöse Viertel (zum 
Beispiel das jüdische Ghetto) wiesen klare
Trennungen auf, die zu dieser Zeit noch durch
sozial geprägte allgemeine Bekleidungsvor-
schriften präzisiert wurden.1

In ausgeprägten Einwanderungsgesellschaf-
ten, wie den Vereinigten Staaten, finden sich
noch heute in den großen Städten Viertel, in
denen bestimmte Einwanderergruppen oder
Kulturkreise dominieren. Die räumliche Struk-
tur der Stadt lässt sich wie eine Landkarte
lesen, auf der ihre ethnische und Sozialstruk-
tur ausgebreitet ist. 

Auch die städtische Gliederung Bremens
wies im Nachkriegsdeutschland in vielen Orts-
teilen klar dominierende Statusgruppen auf,
die eine weitgehende Einteilung in bürgerliche
Viertel und Arbeiterviertel ermöglichte.
Während der Aufschwungphase bis zum ein-
setzenden wirtschaftlichen Abschwung Mitte
der 1970er Jahre wurden diese Unterschiede
allerdings in Begriffen wie der nivellierten 
Mittelstandsgesellschaft gedeutet.2 In diesen
Jahren der hohen Prosperität, dem ›goldenen
Zeitalter des Kapitalismus‹ der industrialisier-
ten Länder des Jahrhunderts der Extreme 
fühlten sich Teile Deutschlands auf dem Weg
zu einer sozial gerechten und kulturell inte-
grierten Gesellschaft.3 Die wirtschaftliche und
gesellschaftliche Entwicklung stützte eine 
Politik, die sich den Abbau der sozialen
Ungleichheit zum Ziel gesetzt hatte. Mit der
Zunahme der Arbeitslosigkeit, und hier beson-
ders der Langzeitarbeitslosigkeit, nahm die
gesellschaftliche Polarisierung wieder ihren
alten Stellenwert ein, und die kompensatori-
schen Ansätze bei den dominierenden Partei-
en traten in den Hintergrund.

Unter dem Blickwinkel der relativen Vollbe-
schäftigung waren diese Unterschiede auf-
grund der vergleichsweise stabilen sozialen
Lage verdrängt worden. Nach ihrem Ende
schrumpfte das Produzierende Gewerbe 
bundesweit. Eine wachsende Zahl der häufig
geringqualifizierten Arbeitslosen fand keine
neue Beschäftigung. Dauerarbeitslose, wirt-
schaftlich ausgegrenzte Bürger konzentrierten
sich in bestimmten Gebieten der Stadt und
prägten zunehmend dessen Bild. Dieser Kern
an ausgegrenzten Langzeitarbeitslosen wurde
flankiert durch eine wachsende Zahl an
Erwerbstätigen in prekären Beschäftigtenver-
hältnissen.4

In den letzten beiden Jahrzehnten nahm die
Aussagefähigkeit der Analyse der gesellschaft-
lichen Statusgruppen durch die zunehmende
Erosion der klassischen Beschäftigungsver-
hältnisse, besonders der Angestellten und
Selbstständigen, weiter ab.5 Dadurch gewann
die Segregation als eine ›Projektion sozialer
Strukturen in den Raum‹ wieder deutlich an
Gewicht.6

1 In der Einleitung seines Lehrbuches über ›Soziale Ungleichheit in

Deutschland‹, Wiesbaden 2005, dokumentiert Stefan Hradil

historische Erscheinungsformen der sozialen Ungleichheit wie

der Kleiderordnung, Hochzeitsordnung und anderes mehr. 

2 So die von Helmut Schelsky beschriebene ›nivellierte Mittelstands-

gesellschaft‹; in: Auf der Suche nach Wirklichkeit. Gesammelte

Aufsätze zur Soziologie der Bundesrepublik, München 1979.

3 Vgl. Hobsbawm, Eric: Das Zeitalter der Extreme, Kapitel 9.

4 Vgl. Castel, Robert: Metamorphosen der sozialen Frage, Konstanz

2000. Brinkmann, Ulrich/Dörre, Klaus/Röbenack, Silke: Prekäre

Arbeit, Bonn 2006.

5 Vgl. Pongratz, Hans J./Voß, G. Günter: Arbeitskraftunternehmer –

Erwerbsorientierungen in entgrenzten Arbeitsformen, Berlin

2003 sowie Schlichting; Karl: Zur Auswirkung von Armut und

Status auf die Bildungsbeteiligung bremischer Schüler; in: Armut

in Bremen, Bericht 2005, Schwerpunkt: ›Armut und Bildung‹,

Arbeitnehmerkammer Bremen (Hg.), S. 20.

6 Vgl. Häußermann, Hartmut/Siebel, Walter: Integration und 

Segregation – Überlegungen zu einer alten Debatte; in: Deutsche

Zeitschrift für Kommunalwissenschaften, Bd. I/2001, S. 70.
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Die kleinräumliche Auswertung der Ungleich-
verteilung der verschiedenen gesellschaftli-
chen Gruppen erfolgt auf der Basis der regio-
nalen Register. Neben den Einwohnerregis-
tern, mit all ihren Merkmalsausprägungen, 
stehen auf der Einkommensseite die Daten
der Finanzämter über die Lohn- und Einkom-
mensteuerpflichtigen sowie die der Transfer-
leistungsempfänger/innen (Arbeitslosengeld I,
Arbeitslosengeld II und Sozialhilfeempfänge-
r/innen) zur Verfügung, allerdings in abwei-
chender Aktualität. Flankiert werden können
diese Auswertungen über die unterschiedli-
chen Bildungschancen der gesellschaftlichen
Gruppen aus den Schülerindividualdaten.7

Allein die Daten über die Ungleichverteilung
der Bevölkerungsstruktur (hier im Besonderen
die Auswertung der Verteilung der Migranten-
gruppen) ermöglichen schon grundlegende
Aussagen über die unterschiedlichen Milieus in
den Stadtgebieten. Heute ist die Segregation
wieder Ausdruck der sozialen Ungleichheit
sowie der ethnisch-kulturellen Differenz und
wird vorrangig als solche wahrgenommen.

Der gesellschaftsstrukturelle Wandel wird in
der Bevölkerungsstatistik im zeitlichen Verlauf
durch Veränderungen der Altersstruktur sowie
der Haushaltsgröße skizziert. Die Dynamik der
Entwicklung wird dagegen eher langfristig
durch die natürliche Bevölkerungsbewegung
festgelegt, aber im Wesentlichen durch die
Veränderungen der Wanderungsbewegung
bestimmt.

Altersstrukturelle Häufungen signalisieren
bestimmte Gebietstypen. Überdurchschnittli-
che Anteile älterer Menschen können speziell
in bürgerlichen Wohngebieten als Wohnzufrie-
denheit gewertet werden. Allerdings ist in 
diesem Milieu auch die Geburtenhäufigkeit ver-
gleichsweise niedrig.8

Auch in der Neuen Vahr lebt ein überdurch-
schnittlicher Anteil alter Menschen. Hier wurde
allerdings das ganze Gebiet bei seiner Entste-
hung durch junge Familien besiedelt, die mitt-
lerweile im Rentenalter angekommen sind.
Neben der vertrauten Umgebung und ihrem
Milieu spielt bei diesen älteren Menschen
sicherlich das unterdurchschnittliche Mietni-
veau eine Rolle. Dies ist ein nicht zu vernach-
lässigender Grund bei niedrigen Rentenein-
kommen. Allerdings korreliert trotz stagnieren-

der Renteneinkommen bei vielen älteren Men-
schen ihr Ruhestand mit höherem Einkommen
und einem beträchtlichen Vermögen. Noch nie
ging es der Mehrheit der alten Menschen so
gut wie heute.9 Dies wird aber nicht von Dauer
sein. Langzeitarbeitslosigkeit und deutlich
niedrigere Einkommen eines wachsenden Teils
der Erwerbsbevölkerung werden der Altersar-
mut wieder ihre Bedeutung zurückgeben.

Menschen im mittleren Alter korrelieren
zwangsläufig mit Kindern und stehen im
Gegensatz zu Wohngebieten mit hohen Antei-
len an Einpersonenhaushalten. Die Ein- und
Zweipersonenhaushalte dominieren in den zen-
tralen Wohngebieten Bremens, während Famili-
en, die zwangsläufig größere Wohnungen
benötigen, häufig in den dezentralen Gebieten
zu finden sind. Haushaltsgrößen korrelieren im
Raum also sehr stark mit zentralen und dezen-
tralen Wohngebieten. Reichtum und Armut ver-
teilen sich dagegen auf alle Haushaltsgrößen. 

In der Rushhour des Lebens konkurriert bei
den Frauen die Realisierung des Kinderwun-
sches mit ihrer Berufstätigkeit. Berücksichtigt
man, dass berufstätige Frauen, besonders die
mit überdurchschnittlichem Einkommen oder
akademischem Abschluss, allein aus berufli-
chen Gründen den Kinderwunsch hinausschie-
ben oder ganz negieren,10 so leitet sich dar-
aus die Erkenntnis ab, dass Familien mit
zunehmender Kinderzahl eher von Armut
betroffen sind als die anderen Haushalte. Dies
hat auch eindeutige Konsequenzen für die
Wohnentscheidung. Haushalte mit unterdurch-
schnittlichem Einkommen, hier besonders 
alle Transferleistungsempfänger/innen, sind
bei ihren Gebietspräferenzen auf Ortsteile 
mit unterdurchschnittlichem Mietniveau ange-
wiesen. 

Die bestehenden gesetzlichen Regelungen für
Transferleistungsempfänger/innen schränken
deshalb zumindest ihre Möglichkeiten in 
Wohngebieten mit hohem Wohneigentum und
überdurchschnittlichem Mietniveau ein, auch
wenn das Sozialressort durch eine Anpassung
der Mietobergrenzen die große Zahl der von
Umzug betroffenen Bedarfsgemeinschaften
reduzierte. Mit dieser Anpassung soll einer
Ghettobildung vorgebeugt, aber auch der
erhebliche Aufwand reduziert werden.11

Möglicherweise reichte auch der verfügbare 
preiswerte Wohnraum nicht aus, da die Leis-
tungsempfänger/innen am Wohnungsmarkt
mit Studierenden und Rentnern mit niedrigem
Einkommen konkurrieren. 

4.2 Wanderungsströme beeinflussen 
die Segregation

Wanderungsströme verleihen der sozialen
Polarisierung die räumliche Prägung 

Die durchschnittliche natürliche Bevölkerungs-
entwicklung verläuft seit annähernd drei 
Jahrzehnten relativ konstant.12 Seit mehreren
Jahren reduziert die stabile geringe Geburten-
rate von circa 1,3 Kindern je Frau die in 
Bremen ansässige Bevölkerung in etwa einer
Generation um circa ein Drittel. Für eine
gleich bleibende Bevölkerung wäre jedoch
eine durchschnittliche Geburtenrate von circa
2,1 Kindern je Frau nötig. Ein Ausgleich dieser
Verluste ist nur über Wanderungsgewinne
möglich, die sich vor allem im Austausch mit
dem Ausland, der Binnenfernwanderung sowie
dem Umland ergeben. Zuwanderungswellen
aus dem Ausland, durch Aussiedler aus Polen
(1980er Jahre) und dem Gebiet der Sowjet-
union (1990er Jahre) sowie Asylsuchenden
aus den Konfliktzonen Europas und der Welt
sorgten für den Ausgleich der Verluste. 
Nur die Wanderungsverluste ins bremische
Umland, deren Verlauf durch die wirtschaft-
liche Konjunktur gelenkt wurde,13 führten in
vielen Jahren erneut zur Abnahme der Bevöl-
kerung Bremens. 

Die Dynamik der räumlichen Segregation ist
im Wesentlichen auf die Wanderung zurückzu-
führen. Mittelständische, familiäre Haushalte
mit überdurchschnittlichem Steuereinkommen
wandern häufig ins Umland ab und sozial
schwächere Haushalte bleiben in den Kern-
städten zurück. So kommt es zu einer ›sozial
selektiven Entdichtung der Kernstädte‹.14

Nach Krummacher führt die Schrumpfung 
vieler Städte zu einer Überalterung der Bevöl-
kerung. Damit werden Migranten mit ihren
überwiegend jüngeren Zuwanderern zu einer
wichtigen, wachsenden Großstadtbewohner-
gruppe und somit auch zu einer wichtigen
Zielgruppe zukünftiger Stadtentwicklung.15

7 Vgl. Schlichting, Karl: Zur Auswirkung von Armut und Status auf

die Bildungsbeteiligung bremischer Schüler, a. a. O.

8 Vgl. Kröhnert, Steffen/van Olst, Nienke/Klingholz, Reiner:

Deutschland 2020. Die demografische Zukunft der Nation, Berlin

2004, S. 12.

9 Vgl. Münnich, Margot: Einnahmen und Ausgaben von Rentner- 

und Pensionärshaushalten; in: Wirtschaft und Statistik, 

Heft 6/2007, S. 593 ff.

10 Vgl. Berlinpolis: Wie sozial sind die Länder, Berlin 2006, S. 36.

11 Vgl. ›Nein zu pauschaler Erhöhung‹; in: Weser-Kurier vom 8.

September 2007.

12 Vgl. Höhn, Charlotte: Geburtenentwicklung in Deutschland 

im langfristigen Vergleich (Pressemitteilung des Statistischen

Bundesamtes vom 17.03.2006); in: BIB-Mitteilungen 1/2006, 

S. 13 ff.

13 Vgl. Schlichting, Karl: Bevölkerungsentwicklung im Lande 

Bremen bis zum Jahre 2050; in: Statistische Monatsberichte 3/4

2000, S. 71.

14 Vgl. Krummacher, Michael: Zuwanderung, Migration; in: Häußer-

mann, Hartmut (Hg.): Großstadt – Soziologische Stichworte,

Opladen 2000, S. 23.

15 Vgl. ebenda, S. 19.
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Abbildung 1: 
Zu- und Fortgezogene der Stadt Bremen nach Altersjahren
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Heranwachsende und junge Erwachsene wan-
dern nach Bremen und in die anderen Groß-
städte ein und hier besonders in die pulsieren-
den innerstädtischen Gebiete. Die Abbildung 1
zeigt für Bremen einen ausgeprägten Wande-
rungsüberschuss bei Männern und Frauen
über 18 bis circa 30 Jahren. Diese jungen
Zuwanderer ziehen häufig als Einzelpersonen
in die an die Innenstadt grenzenden Stadtteile
Östliche Vorstadt, Neustadt, Walle und Fin-

dorff. Wobei die Neustadt am stärksten von
der Hochschule Bremen profitiert. Signifikant
ist hier auch der am stärksten ausgeprägte
Wanderungsüberschuss bei den Frauen 
zwischen 20 bis 25 Jahren.

Die bei vielen folgende Familiengründung
führt zum Bedarf nach größerem Wohnraum
und zur Wanderung in die Wohngebiete in
Randlage mit dem entsprechenden Wohnungs-
zuschnitt oder darüber hinaus in das Umland.

Abbildung 2: Zu- und Fortgezogene der Stadt Bremen nach Altersjahren, 
Umlandwanderung Deutsche
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Quelle: Treffenfeld, Frank: Bevölkerungsentwicklung der Städte Bremen und Bremerhaven

2001–2006, in: Statistische Hefte des Statistischen Landesamtes Bremen.

Quelle: Treffenfeld, Frank: Bevölkerungsentwicklung der Städte Bremen und Bremerhaven

2001–2006, in: Statistische Hefte des Statistischen Landesamtes Bremen.
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Deindustrialisierung und der damit einherge-
hende Verlust von Arbeitsplätzen mit niedrigen
Qualifikationsanforderungen im Produzieren-
den Gewerbe betrifft neben niedrig qualifizier-
ten einheimischen Arbeitnehmern vor allem
Migranten, denn ›Gastarbeiter‹ wurden
hauptsächlich in Arbeitsbereichen eingesetzt,
in denen geringe Qualifikationsanforderungen
bestanden: in der industriellen Massenferti-
gung, Schwerindustrie und dem Baugewerbe.
Gerade diese Segmente des Arbeitsmarktes
sind seit längerer Zeit von ökonomischen
Schrumpfungen betroffen.22 Ein niedriger 
Qualifikationsstatus erschwert zudem die
Suche nach alternativen Beschäftigungsmög-
lichkeiten.

Strukturelle Veränderungen des Arbeits-
marktes und die abnehmende industrielle
Standortbedeutung führen zur Erosion der
Industriestadt, in der sich über die ›Spaltung
der Städte‹ zunehmend dichotomische räum-
liche Strukturen herausbilden.23

Aufgrund des überwiegend niedrigen Quali-
fikationsniveaus der Ausländer aus Anwerbe-
ländern, darunter die große Gruppe aus der
Türkei, sind sie von diesem industriellen
Schrumpfungsprozess am stärksten betroffen.
Lag die Arbeitslosenquote aller Ausländer in
Bremen im Juni 2007 bei 26,9 Prozent, so
waren es bei der gesamten Bevölkerung nur
12,6 Prozent. Während der Arbeitsmarkt in
der Vergangenheit als zentrale Instanz für die
soziale Integration und der wirtschaftlichen
Bestätigung der ausländischen Bürger bestim-
mend war,24 schwindet diese Funktion zuneh-
mend. Ohne Teilnahme am Arbeitsmarkt und
den damit verbundenen niedrigeren Einkom-
men verschlechtern sich die Integrationschan-
cen der Zuwanderer. 

Ihre soziale Integration über den Arbeitsmarkt
wird somit weiter eingeschränkt. Verschiedene
Untersuchungen belegen, dass Migranten aus
den Anwerbeländern und hier besonders aus
der Türkei vom Strukturwandel des Arbeits-
marktes besonders betroffen sind, während
hochqualifizierte Migranten aus den Industrie-
ländern weiterhin gute Bedingungen auf dem
deutschen Arbeitsmarkt vorfinden. Es ist also
analytisch wenig hilfreich, die Ausländer in
ihrer Gesamtheit als eine Gruppe zu betrach-
ten. Eine Unterscheidung nach ihrer sozialen
Herkunft ist für die Zuordnung in der bundes-
deutschen Gesellschaft von grundlegender
Bedeutung.

Legt man für die Veränderungen im Stadt-
gebiet die Wanderung zugrunde (in der Folge
sind die Wanderungsdaten der Jahre 2001
bis 2005 für Bremen zusammengefasst), so
resultieren die sozialstrukturellen Veränderun-
gen im Wesentlichen aus drei saldierten 
geografischen Herkunftsbereichen, und zwar
aus dem Umland, Deutschland und dem Aus-
land. Darunter ist der saldierte Verlust der
deutschen Bevölkerung ins Umland am 
höchsten und über alle Jahre mehr oder weni-
ger defizitär. Dagegen stehen Zuzüge der
Deutschen aus der Binnenfernwanderung
Deutschlands, vor allem aus den östlichen
Bundesländern sowie deutsche Aussiedler aus
dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion, 
die mit einem deutschen Pass in den Aufnah-
meeinrichtungen registriert werden. Die dauer-
haft stärkste saldierte Zuwanderung erfolgte
somit aus dem Ausland. 
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Im Wesentlichen ist dieser Zyklus die Ursache
für die erheblichen Wanderungsverluste des
Landes Bremen an das Umland, die nur durch
ein ausreichend preiswertes Angebot an ent-
sprechendem Wohnraum reduziert werden
können.16

Auch das Auslaufen der Mietpreisbindung
von Sozialwohnungen beeinflusst die Segrega-
tion. Nach der Rückzahlung staatlicher Förde-
rungen kann die Sozialwohnung auf dem Woh-
nungsmarkt veräußert werden. Da viele dieser
Wohnungen aus den 1950er und 1960er 
Jahren stammen und mittlerweile für den Woh-
nungsmarkt freigegeben sind, erfolgte ein
kontinuierlicher Abbau von Sozialwohnungen,
allerdings überwiegend außerhalb der sozialen
Brennpunkte, denn nur hier besteht ein merk-
liches Kaufinteresse zahlungsfähiger Interes-
senten.

Die Liberalisierung des Wohnungsmarktes
und der damit einhergehende Verlust von 
günstigem Wohnraum geht in diesen Wohnge-
genden zulasten der unteren Einkommens-
gruppen. Dies hat zur Folge, dass sich sozial
benachteiligte Gruppen in den Gebieten inner-
halb der Stadt konzentrieren, deren Miet-
preise für sie finanzierbar sind. Diese Gebiete
besaßen häufig eine vernachlässigte Bausub-
stanz, wie zum Beispiel ehemalige Kasernen
oder Altbaugebiete mit nicht modernisierten
Wohnungen. Im Zuge der Aufwertung anderer
Stadtgebiete werden diejenigen mit günstigem
Wohnraum jedoch immer seltener. Hier spitzen
sich die Problemlagen in den Vierteln zu.
›Hand in Hand mit einer Stabilisierung von
Wohnquartieren geht somit eine Abwertungs-
spirale in anderen Vierteln.‹17

Segregative räumliche Muster werden so
als die ›Spaltung der Städte‹ oder ›Sozial-
raumspaltung‹ wahrgenommen.18 Die zuneh-
mende räumliche Trennung ist Ausdruck einer
polaren Gesellschaft, also keineswegs ein
neues Phänomen.

Neben der Polarisierung auf den Arbeits-
märkten formiert sich eine Gruppe der so-
genannten ›Überflüssigen‹.19 Diese Gruppe
umfasst erwerbsfähige Personen, die auf dem
Arbeitsmarkt dauerhaft nicht mehr gebraucht
werden. Selbst in Zeiten einer wieder pros-
perierenden Wirtschaft schrumpft diese Grup-
pe nicht in einem nennenswerten Ausmaß. 

Ausgelöst wurden diese Entwicklungen durch
die veränderten Rahmenbedingungen der 
globalisierten Wirtschaft, die nach den ›Stand-
ortpräferenzen des Kapitals‹ ihre Produktions-
standorte aus den Städten der Industrieländer
in Niedriglohngebiete verlagerte. Für die 
industriell geprägten Städte hatten diese Ent-
wicklungen erhebliche Auswirkungen.20

Der alternative Dienstleistungssektor ist,
wegen seiner größeren Mobilität, ebenfalls
weniger an städtische Standorte gebunden.
Resultat dieser Entwicklung ist die ›Suburbani-
sierung der Erwerbstätigkeit‹ und der Bevöl-
kerung, die der Erwerbsarbeit räumlich folgt. 
So verlagerten viele bremische Betriebe 
des Verkehrssektors ihre Standorte aus den
Häfen an die Autobahnen, häufig außerhalb
der bremischen Grenzen.21

16 Vgl. Schlichting, Karl: Bevölkerungsentwicklung im Lande 

Bremen bis zum Jahre 2050, a. a. O., S. 74.

17 Kecskes, Robert: Sozialräumlicher Wandel in westdeutschen

Großstädten. Ursachen, Folgen, Maßnahmen; in: Friedrichs, 

Jürgen (Hg.): Die Städte in den 90er Jahren. Opladen 1997, 

S. 228.

18 Vgl. Häußermann, Hartmut/Kapphan, Andreas: Berlin: Von der

geteilten Stadt zur gespaltenen Stadt? Opladen 2000.

19 Vgl. Kronauer, Martin: Armut, Ausgrenzung, Unterklasse; in:

Häußermann, Hartmut (Hg.): Großstadt – Soziologische Stich-

worte. Opladen 2000, S. 22 f.

20 Vgl. Schlichting, Karl: Öffentliche und private Dienstleistungen in

den Hansestädten Bremen und Hamburg; in: Statistische

Monatsberichte, Heft 6/1990.

21 Vgl. Schlichting, Karl: Strukturwandel in der Region Bremen, Teil

3, Entwicklung von Arbeitsstätten und Beschäftigung im Umland

der Stadt Bremen; in: Statistische Monatsberichte, Heft

11/1994, S. 309.

22 Vgl. Bender, Stefan/Seifert, Wolfgang: Zur Bedeutung der loka-

len Arbeitsmärkte für ausländische Arbeitskräfte in Deutschland;

in: Thränhardt, Dietrich (Hg.): Integrationspolitik in föderalis-

tischen Systemen: Jahrbuch Migration 2000/2001, Münster

2001, S. 41.

23 Vgl. Häußermann, Hartmut/Kapphan, Andreas: Berlin: Von der

geteilten Stadt zur gespaltenen Stadt, Opladen 2000.

24 Vgl. Krummacher, Michael u.a.: Soziale Stadt, Sozialraumorien-

tierung, Quartiersmanagement, Opladen 2003, S. 20.
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Kreis Wesermarsch

Abbildung 3:
Wanderungssaldo zwischen der Stadt Bremen und dem Umland 2001–2005
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Quelle: Treffenfeld, Frank: Bevölkerungsentwicklung der Städte Bremen und Bremerhaven

2001–2006, in: Statistische Hefte des Statistischen Landesamtes Bremen.
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Der saldierte Wanderungsgewinn in dem Fünf-
jahreszeitraum betrug 15.249, davon waren
11.804 Ausländer und 3.445 Deutsche. 
Allerdings wurde das Wachstum der deutschen
Bevölkerung kompensiert durch die annähernd
gleich große Zahl der Aussiedler aus der 
ehemaligen Sowjetunion. Dies bedeutet, der
Wanderungsgewinn Bremens kommt aus dem
Ausland. 

Im Wanderungssaldo mit dem Umland sum-
mierten sich die hohen Verluste von über
8.038 Deutschen, unter denen sich kaum Aus-
siedler befanden. Abgesehen von den Stadt-
teilen Mitte und Schwachhausen verloren alle
anderen Stadtteile. Die stärksten Verluste
summierten sich aus den Stadtteilen mit ver-
dichtetem Wohnungsbau und den alten Arbei-
tervierteln wie Hemelingen, dem Westen und
dem Norden Bremens. Der geringfügig positi-
ve Wanderungssaldo der Ausländer mit dem
Umland (186) ist zu vernachlässigen, drückt
aber die allgemeine Wanderungstendenz aus.

Die Binnenfernwanderung erhöhte die Zahl
der Deutschen in Bremen (einschließlich der
Aussiedler) um 12.000 und die der Ausländer
um gut 1.000. Bezogen auf das Zuwande-
rungsvolumen von 54.497 Deutschen und
9.886 Ausländern war das ein bemerkenswer-
ter Saldo. Deutsche wanderten nach dem
Saldo am häufigsten nach Burglesum (2.350),
Neustadt (2.075), Schwachhausen (1.268),
Horn-Lehe (1.091) und Mitte (1.055) zu. Domi-
nierten unter den Zuwanderern in die Neustadt
und Mitte sowie abgeschwächt auch Horn-
Lehe und Schwachhausen junge Menschen,
darunter sicher viele Studenten, so waren es
in Burglesum eher deutsche Aussiedler. 

Von dem positiven Zuwanderungssaldo der
Ausländer aus der Binnenfernwanderung profi-
tierten zur Hälfte Burglesum und Gröpelingen
mit seinem schon sehr starken türkischen
Bevölkerungsanteil. Dieser hohe türkische
Bevölkerungsanteil erleichtert den Zuwande-
rern durch parallelgesellschaftliche Strukturen
den Eintritt in eine neue Umgebung und für 
die mit der deutschen Gesellschaft Vertrauten
die Integration. 

Bei einem Wanderungsvolumen von rund
30.298 Zuwanderern und 20.387 Rückwande-
rern weist die Auslandswanderung einen nega-
tiven Saldo von rund 600 deutschen Auswan-
derern aus. Dem gegenüber steht ein positi-
ver Saldo von weit über 10.000 ausländischen
Zuwanderern. Dies beleget, dass Bremen ein
Zuwanderungsland von Ausländern ist und
deutlich abgeschwächt ein Auswanderungs-
land für Deutsche. In bürgerlichen Wohngebie-
ten nimmt seit mehreren Jahren die Zahl jun-
ger Menschen zu, die ein Studium im Ausland
aufnehmen und zumindest vorübergehend
Deutschland verlassen, so wie ausländische
Studenten in Grohn die IUB (International Uni-
versity Bremen), in Horn-Lehe die Universität
und in der Neustadt die Hochschule Bremen
besuchen. 

Von dem ausländischen Zuwanderungssaldo
der letzten fünf Jahre von gut 10.000 kamen
über ein Viertel aus der Europäischen Union,
davon der größte Teil aus Polen. Jeweils 
gut ein Fünftel aus den GUS-Staaten und
Asien. Trotz der in der Öffentlichkeit diskutier-
ten Rückführungen erreichte noch etwa ein 
Sechstel des Ausländersaldos aus Afrika 
Bremen. Der zahlenmäßig zu vernachlässigen-
de Rest kam aus den übrigen Erdteilen.
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Abbildung 4: Wanderungssalden der bremischen Stadtteile mit dem Umland, 
Deutschland und dem Ausland 2001–2005
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Die meisten Ausländer des Saldos ließen sich
in der Neustadt (1.242), Burglesum (1.108),
Obervieland (992), Hemelingen (980) und 
Gröpelingen (890) nieder. Alles Stadtgebiete,
die durch starke ausländische Bevölkerungs-
anteile und überdurchschnittliche deutsche
Bevölkerungsverluste gekennzeichnet sind. 

Die angeführten Werte sind nur die Spitze
der Wanderungsbewegung, denn die Salden
geben nur die Tendenzen an. Darunter befin-
den sich die Verluste und Gewinne, die das
Volumen der Mobilität belegen. In den fünf
Jahren wanderte über die Grenzen nach Bre-
men gut ein Fünftel des Bevölkerungsvolu-
mens ein, was bedeutet, dass sich die bremi-
sche Bevölkerung rein rechnerisch in weniger
als einem Vierteljahrhundert mit dem nicht-
bremischen Gebiet austauschen könnte.

Darüber hinaus wurde bisher nur der Bevöl-
kerungsaustausch mit den Gebieten außerhalb
Bremens betrachtet. Gerade die innerstädti-
sche Wanderung sagt aber viel über die Prä-
ferenzen und deren Veränderungen bei den
Deutschen und Migranten aus. Insgesamt
zogen in den fünf Jahren knapp 200.000 Ein-
wohner zwischen den bremischen Ortsteilen
um. Addiert man die beiden Wanderungen
innerhalb und außerhalb Bremens, so wird
schon in weniger als 10 Jahren ein rein rech-
nerischer Bevölkerungsaustausch erreicht. 

Gerade die Wanderung zwischen den bemi-
schen Stadtgebieten lässt den sozialen Auf-
und Abstieg erkennen. Migranten lassen sich
bei ihrer Einwanderung häufig in Stadtgebieten
mit preiswertem Wohnungsbau nieder, die
schon Populationen ihres Kulturkreises auf-
weisen.25 Daneben besteht bei Aussiedlern,
hauptsächlich Zuwanderer aus ehemals 
sozialistischen Ländern, eine eindeutige Präfe-
renz für den Großwohnungsbau. Nach einer
erfolgreichen Integrationsphase ist bei einem
Teil von ihnen eine innerstädtische Wanderung
in andere Gebiete zu beobachten.26

Die niedrigsten Wanderungswerte zeigen
sich in den bremischen Ortsteilen mit hohem
Wohneigentum an Ein- und Zweifamilienhäu-
sern. Hier vollziehen sich Veränderungen über
einen vergleichsweise langen Zeitraum.

4.3 Migrationshintergrund 

Die aktuelle Migrationsdiskussion hat ihren
Ursprung in den goldenen Wachstumsjahren
des industriell geprägten Deutschlands, der
sogenannten ›Gastarbeiterzeit‹, in der aus
wirtschaftlichen Gründen ausländische Arbeits-
kräfte angeworben wurden. In dieser Zeit
wurde allgemein angenommen, dass die
Arbeitsmigration ein vorübergehendes Phäno-
men sei. Obwohl ein beträchtlicher Teil der
›Gastarbeiter‹ wieder in ihr Herkunftsland
zurückwanderte, blieb doch eine nennenswer-
te Anzahl in Deutschland und baute sich eine
Existenz auf.

Mittlerweile ist die Migration ein zentrales
Thema, das die öffentliche politische Diskus-
sion polarisiert. Wichtigstes Argument für die
Migration bleibt die Zuwanderung zur Verringe-
rung des Bevölkerungsrückgangs der deut-
schen Bevölkerung. Hohe Aufmerksamkeit
wird deshalb einer erfolgreichen Integration
der Migranten in die Gesellschaft gezollt. Für
eine erfolgreiche Integration ist eine relativ
homogene Durchmischung der regionalen
Bevölkerungsstruktur notwendig. Die Erfolge
oder Misserfolge der Integration zeigen sich
am deutlichsten in den Feldern Bildung27 und
Arbeitsmarkt.

Anders als zur›Gastarbeiterzeit‹ wird heute
die ausländische (und deutsche) Bevölkerung
mit einem durch hohe Arbeitslosigkeit gepräg-
ten Arbeitsmarkt konfrontiert, denn Städte 
und Ballungsräume zählen weiterhin zu den
attraktivsten Gebieten für Zuwanderer, weil sie
dort bessere Arbeitsmöglichkeiten und soziale
Netzwerke vorfinden. 

Zur quantitativen Fixierung des Migrations-
hintergrundes ziehen wir den Mikrozensus
heran, die größte und fundierteste jährliche
Haushaltsbefragung in Deutschland. Erstmalig
wurde der Migrationshintergrund der Bevölke-
rungsgruppen überschneidungsfrei nach
Staatsangehörigkeit und Geburtsland erfragt.

25 Vgl. ›Wohnen hinterm Kasernen-Tor. Am Niedersachsendamm in

Huckelriede ist Deutsch nur Zweitsprache‹; in: Weser-Kurier vom

29. Juli 2007, S. 11.

26 Siehe Seite 73 dieses Berichts. 

27 Vgl. Schlichting, Karl: Zur Auswirkung von Armut und Status auf

die Bildungsbeteiligung bremischer Schüler, a. a. O.
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Unter den Flächenländern hat Baden-Württem-
berg die Spitzenposition mit 25 Prozent. 
Deutlich schwächer sind die Anteile der nörd-
lichen Bundesländer, darunter Schleswig-
Holstein mit nur 13 Prozent, die nur halb so
hoch liegen wie die im Süden. Die geringsten
Migrantenanteile finden sich in den ostdeut-
schen Bundesländern mit insgesamt 5 Pro-
zent. So kann man noch vor dem Nord-Südge-
fälle von einem West-Ostgefälle sprechen.

Bemerkenswert ist, dass in den westdeut-
schen Bundesländern der Ausländeranteil 
dort am höchsten ist, wo die gewerbliche
Wirtschaft eine bedeutende Position aufweist.
So erreicht zum Beispiel in Baden-Württem-
berg der Stadtkreis Stuttgart mit 40 Prozent
einen sehr hohen Wert, der deutlich über dem
der Stadtstaaten liegt.29
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Zu den Personen mit Migrationshintergrund
gehören nach Staatsangehörigkeit und
Geburtsland gegliedert:

Ausländer:
zugewanderte Ausländer (1. Generation)
in Deutschland geborene Ausländer 
(2. und 3. Generation)

Deutsche mit Migrationshintergrund:
zugewanderte Deutsche mit 
Migrationshintergrund 

Spätaussiedler
eingebürgerte zugewanderte Ausländer

nicht zugewanderte Deutsche 
mit Migrationshintergrund

eingebürgerte nicht zugewanderte 
Ausländer
Kinder zugewanderter Spätaussiedler
Kinder zugewanderter oder in 
Deutschland geborener eingebürgerter 
ausländischer Eltern
Kinder ausländischer Eltern, die bei 
Geburt zusätzlich die deutsche Staats-
angehörigkeit erhalten haben (ius soli)
Kinder mit einseitigem Migrationshinter-
grund, bei denen nur ein Elternteil Migrant 
oder in Deutschland geborener 
Eingebürgerter oder Ausländer ist. 28

Auf der Grundlage der Mikrozensus-Ergebnis-
se 2005 gliedert sich die Bevölkerung in
Deutschland wie folgt: Die 67,1 Millionen Deut-
schen ohne Migrationshintergrund stellen gut
81 Prozent der Bevölkerung. Ausländer und
Deutsche mit Migrationshintergrund kommen
zusammen auf 15,3 Millionen oder knapp 
19 Prozent der Bevölkerung.

Mit insgesamt 8,0 Millionen oder knapp 
10 Prozent der Bevölkerung stellen die Deut-
schen mit Migrationshintergrund sogar die
knappe Mehrheit (52 Prozent) aller Migran-
t/innen, während die 7,3 Millionen Ausländer
nur knapp 9 Prozent der Gesamtbevölkerung
oder 48 Prozent aller Personen mit Migrati-
onshintergrund ausmachen.

Die Anteile der Personen mit Migrationshin-
tergrund liegen in den großen Städten ein-
deutig höher als in den ländlichen Gemeinden.
So nehmen die Stadtstaaten auch überdurch-
schnittliche Positionen ein. An der Spitze 
liegt Hamburg mit 27 Prozent. Bremen folgt
mit 25 Prozent auf dem dritten Platz und 
Berlin erreicht als dritter Stadtstaat 23 Pro-
zent, verursacht durch einen deutlich geringe-
ren Anteil im östlichen Teil der Stadt. 

Abbildung 5: Migrationshintergrund 
der Bevölkerung 2005 in Prozent

Ausländer
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Abbildung 6: Bevölkerungsanteil mit Migrationshintergrund in den Bundesländern 
und Deutschland 2005
in Prozent
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28 Vgl. Statistisches Bundesamt (Hg.): Leben in Deutschland –

Haushalte, Familien und Gesundheit, Ergebnisse des Mikrozen-

sus 2005, S. 74.

29 Vgl. Hin, Monika/Schmidt, Sabine: Baden-Württemberg ein 

Einwanderungsland? – Erste Eckdaten zur Bevölkerung 

mit Migrationshintergrund; in: Statistisches Monatsheft Baden-

Württemberg 11/2006, S. 7.
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Ausländersegregation
in bremischen Stadtgebieten

Der Mikrozensus als Stichprobenerhebung 
liefert nur Ergebnisse für das Land Bremen ins-
gesamt. Kleinräumige Resultate, die die starke
Segregation nach Ortsteilen belegen, lassen
sich nur aus dem bremischen Einwohnermelde-
register gewinnen. Nach den leicht abweichen-
den Definitionen des Einwohnermelderegisters
ergibt sich für die Stadt Bremen ein Migranten-
anteil von circa 24 Prozent, dessen Abweichung
von circa 1 Prozent gegenüber dem Wert im
Mikrozensus zu vernachlässigen ist. 

Nach dem Einwohnerregister beträgt der
Anteil aller in Bremen gemeldeten Ausländer
an der stadtbremischen Bevölkerung gut 12
Prozent beziehungsweise über 70.000 Perso-
nen. Davon kommen mit 73 Prozent bezie-
hungsweise gut 51.000 fast drei Viertel aus
europäischen Ländern. Hierzu gehören auch
die Russische Föderation und die Türkei. Allein
die Türken haben mit gut 24.000 einen Anteil
von über einem Drittel an allen Ausländern.
Betrachtet man die alten europäischen Mittel-
meeranrainerstaaten, die klassischen Her-
kunftsländer der frühen Gastarbeiter, so verlo-
ren die meisten ihre frühere Bedeutung und

stellen häufig nur noch jeweils rund 1.000
Einwohner. Nach der Türkei kommen mit gut
5.400 die meisten europäischen Ausländer
aus Polen, fast 4.000 aus Serbien und Monte-
negro (davon die meisten aus dem Kosovo)
und gut 2.300 aus der Russischen Föderation.

Aus Asien stammen mit unter 11.000
knapp 15,5 Prozent aller Ausländer. Sie vertei-
len sich auf viele Nationalitäten, davon stam-
men fast 1.600 aus dem Iran, gut 1.300
aus China, über 1.200 aus dem Libanon, gut
800 aus Sri Lanka sowie jeweils über 500
aus Kasachstan und Syrien. 
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Abbildung 7:
Gebietstypen der Stadt Bremen
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Eine Besonderheit zeigt die Zuwanderung aus
der Russischen Föderation. Im Gegensatz 
zu den deutschen Aussiedlern stammen viele
aus den Großstädten und verfügen häufig über
einen bildungsbürgerlichen Hintergrund.33 Ihre
Zugehörigkeit zum höheren bildungsbürgerli-
chen Milieu ihres Herkunftslandes drückt sich
im ausgeprägten Bildungs- und Sozialkapital
aus und lässt ihre Kinder scheinbar bruchlos
auf entsprechende Bildungseinrichtungen
wechseln. Europäische Mittelmeeranrainer –
die klassischen Herkunftsländer von Gastar-
beitern der ersten Stunde – liegen bei den 
Bildungsquoten unter denen der deutschen
Schüler. 

Die bei weitem größte Gruppe ausländi-
scher Schüler hat einen Geburtsort in der Tür-
kei. Der größte Teil stammt aus den weniger
entwickelten Gebieten der Osttürkei sowie 
den durch Unterschichten geprägten Vororten
der westtürkischen Städte, die sich auch dort
durch ihre kulturelle Distanz zu den Alteinge-
sessenen abheben.

Über die niedrigsten Bildungsquoten verfü-
gen Kinder aus den südlichen Balkanländern
(zum Beispiel Albanien und Kosovo). Neben
der ländlichen Herkunft spielen hier sicherlich
bei vielen Schülern Erlebnisse aus den mehr-
jährigen militärischen Konflikten eine Rolle.
Noch gravierendere Problemlagen finden sich
bei den Schülern aus dem Libanon, wo sich
neben der fremden Kultur sicherlich die sozial-
strukturellen Unterschiede auswirken. 

Wenn auch das Bildungsverhalten der aus-
ländischen Schüler durch das dominierende
Element der Gastarbeiter geprägt ist, die sich
überwiegend aus den Unterschichten der Her-
kunftsländer rekrutieren, ist doch – wenn auch
national unterrepräsentiert – eine beachtliche
Bildungsdifferenzierung zu den Ausländern aus
west- und nordeuropäischen Industriestaaten
zu erkennen.

Überträgt man diese Bildungs- und Sozial-
strukturen in den Raum, so spiegeln sich hier
die Ungleichheiten noch viel klarer wider. In
bürgerlichen Wohngebieten und denen mit
einem überdurchschnittlichen Anteil an selbst-
genutztem Wohneigentum in Ein- und Zweifa-
milienhäusern ist der Anteil der Ausländer ver-
gleichsweise gering. Vielmehr drückt die ethni-
sche Durchmischung in diesen Gebieten eine

durch das soziale Umfeld angepasste Sozial-
struktur oder Auslese der verschiedenen
Nationalitäten aus. So besuchen hier auch die
Kinder türkischer und anderer Familien aus
Anwerbeländern weit über ihren Durchschnitt
hinaus weiterführende Schulen.34

Unter Vernachlässigung der Ortsteile mit
geringen Einwohnerzahlen weist der sozial-
strukturell homogene Ortsteil Grolland mit
einem außerordentlich hohen Anteil an selbst-
genutztem Wohneigentum den niedrigsten
Ausländeranteil auf. Alle weiteren Ortsteile mit
niedrigen Ausländeranteilen sind bürgerliche
Wohngebiete oder Ortsteile mit überdurch-
schnittlichem Wohneigentum und einer recht
niedrigen Wanderung. Dies kann auch als 
Ausdruck einer überdurchschnittlichen Wohn-
zufriedenheit gewertet werden. 

Durchschnittliche Ausländeranteile finden
sich in den Wohngebieten mit einer deutlich
höheren Wanderungsbewegung. Dies sind
auch fast alle Wohngebiete mit Großwohnungs-
bau. Aber auch Gebiete mit vergleichsweise
kleinen und damit auch preiswerten Wohnun-
gen und Häusern.

Die höchsten Ausländeranteile, unter denen
auch die türkischen Zuwanderer dominieren,
finden sich in Gröpelingen. Durch den ver-
gleichsweise preiswerten Wohnraum eines tra-
ditionellen Arbeiterviertels siedeln hier schon
seit langem türkische Zuwanderer. Mit der
wachsenden Population wurde auch die ent-
sprechende Infrastruktur weiter ausgebaut.
Wie angedeutet, hat dies auch zur Folge, dass
neue Zuwanderer (aus der Türkei) in diesem
Wohngebiet vertraute Strukturen vorfinden.
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Afrika hat mit gut 4.500 in Bremen gemelde-
ten Zuwanderern einen vergleichsweise kleinen
Anteil von 6,6 Prozent an allen Ausländern.
Davon stammen allein über 1.500 aus den 
beiden westafrikanischen Staaten Ghana und
Nigeria. 

Die bei Weitem geringste Zahl an Auslän-
dern kommt mit knapp 3 Prozent beziehungs-
weise gut 2.000 aus Amerika. Davon stellen
die USA mit rund 750 den größeren Teil.

Neben dieser regionalen Betrachtung ist
die Einteilung nach entwickelten Industrie-
staaten und denen die sich noch entwickeln
sinnvoller. Aus den Staaten der nördlichen
Hemisphäre, die enge und bedeutende Wirt-
schaftsbeziehungen mit Deutschland unterhal-
ten, liegen die in Bremen gemeldeten Ein-
wohnerzahlen immer deutlich unter 1.000. 
Die Anwesenheit vieler dieser Bürger ist auf
die engen wirtschaftlichen Beziehungen mit
Deutschland und die Bedeutung des Hafens
zurückzuführen. 

Ein bedeutender Teil dieser Zuwanderer hat
einen anderen Habitus als die größere Zahl
der Ausländer aus den klassischen Anwerbe-
ländern, der Türkei sowie den Konfliktregionen
Europas und des Nahen Ostens. Signifikant
sind hier die stark unterschiedlichen Bildungs-
quoten der Zuwanderer. Ein nicht unerheb-
licher Teil dieser bildungsfernen Immigranten
verfügt nur über eine geringe Schulbildung.

Differenziert man die Ethnien nach ihrer
Herkunft, ausgehend von Flüchtlingen aus Kon-
fliktzonen über Ausländer aus Anwerbeländern
bis zu wirtschaftlich gewünschten Zuwande-
rern30 mit einem hohen Qualifikationsniveau, so
ergeben sich markante Unterschiede. 

Größte soziale Integrationsprobleme haben
nachweislich Immigranten aus den sozialen
und politischen Problemzonen Europas und
des Nahen Ostens, die archaische Gesell-
schaftsstrukturen oft noch nicht vollständig
überwunden haben. 

Kinder aus einem abgelegenen Bergdorf
oder einer zentralasiatischen Steppensiedlung
haben sicher in der Mehrzahl größere Proble-
me, die kulturellen Unterschiede zu überwin-
den und sich erfolgreich schulisch und gesell-
schaftlich zu integrieren, als Kinder aus Groß-
städten unterschiedlicher Länder, deren Eltern
mit einem durch ein hohes Bildungsniveau

geprägten Habitus eindeutig bürgerlichen
Schichten angehören.

So sind die ausländischen Kinder aus den
Staaten der Europäischen Union (EU), und hier
besonders den nord- und westeuropäischen, 
in der Tendenz in höheren Schulgattungen zu
finden. Wie im Armutsbericht 2005 belegt,31

besuchten in der zehnten Klasse alle vier
schwedischen Kinder ein Gymnasium. Ver-
gleichbare Strukturen weisen die nord- und
mitteleuropäischen Länder sowie die anderen
entwickelten Staaten (zum Beispiel Japan) der
Welt auf.32 Hier ist sicherlich nicht anzuneh-
men, dass die Zuwanderung der Eltern auf
klassische Gastarbeitermotive zurückzuführen
ist. Ähnlich wie bei einigen Zuwanderern aus
EU-Ländern liegen die Gründe eher in den
Führungsaufgaben in den Unternehmensfilialen
aus den Herkunftsländern.

Auch Asylbewerber aus politischen Gründen
weichen häufig von der Mehrzahl der Arbeits-
immigranten ab. Eine wie auch immer politisch
einzuordnende militärische oder religiöse 
Diktatur führt fast immer zu einer zumindest
vorübergehenden Vertreibung intellektueller,
politisch engagierter Schichten, deren Kinder
auch hier entsprechend ihres Milieus die 
Schule besuchen. Anfang der 1980er Jahre
lebten politische Flüchtlinge aus dem von
einer Militärdiktatur beherrschten Chile im 
verdichteten Wohnungsbau Bremens, deren
Kinder überwiegend den gymnasialen Zweig
besuchten und so die Bildungsquote insge-
samt hoben.

30 Vgl. Kolb, Holger: Die Green Card: Inszenierung eines Poli-

tikwechsels; in: Aus Politik und Zeitgeschichte 27/2005, 4. Juli

2005, Entwicklung durch Migration, S. 18-24. Trotzdem hält die

politische Debatte um die Vergabe von Green- oder Blue-Cards

an. Für Bremen war sie jedoch aufgrund der Zuwandererstruktur

ohne Bedeutung.

31 Vgl. Schlichting, Karl: Zur Auswirkung von Armut und Status auf

die Bildungsbeteiligung bremischer Schüler, a. a. O., S. 40.

32 Bezeichnenderweise bestand für einige Jahre eine japanische

höhere Schule in Oberneuland.

33 Vgl. Radio Bremen, buten un binnen vom 15.4.2005: Schon

mehrfach berichtete die jüdische Gemeinde Bremens über einen

starken Zuwachs und der noch stärkeren Belebung des Gemein-

delebens durch kulturell engagierte Mitglieder aus der alten

Sowjetunion. Die sehr ausgeprägte bildungsbürgerliche Einstel-

lung führt zu einem den bürgerlichen Schichten Bremens ver-

gleichbaren Bildungsverhalten.

34 Vgl. Schlichting, Karl: Zur Auswirkung von Armut und Status auf

die Bildungsbeteiligung bremischer Schüler, a. a. O., S. 43.
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Die anhaltende prekäre Lebenssituation der
unteren Milieus reduzierte ihre Teilhabe an den
Ressourcen der Gesellschaft und beeinflusst
ihre Selbsthilfepotenziale negativ. In einer
Umgebung, in der vor allem Modernisierungs-
verlierer, sozial Auffällige und sozial Diskrimi-
nierte leben, gewinnen abweichende Normen
und Verhaltensweisen an Gewicht. Auch wenn
die einzelnen Gruppen aufgrund ihrer unter-
schiedlichen Sozialisation (Ausländer, Aussied-
ler, Randständige) nicht zu gemeinsamen 
Normen und Verhaltensweisen finden (Solida-
rität), kann es zu einer Dominanz abweichen-
der Normen führen. Unter diesen Bedingungen
machen besonders Kinder und Jugendliche
kaum noch Erfahrungen mit einem solidarisch
geprägten Leben. 

Solidarisches Verhalten basiert auf der
Erfahrung einer regelmäßigen vollen Erwerbs-
tätigkeit, die Grundlage für das Selbstwert-
gefühl und die Integration in die Gesellschaft 
ist. Dies äußert sich auch in Grundnormen 
wie pünktliches und regelmäßiges Aufstehen 
sowie andere selbstdisziplinierende Regeln.

Eine ausgeprägte Segregation von Auslän-
dern kann zu parallelgesellschaftlichen Struk-
turen führen, wenn bei solchen homogenen
Gruppen die Außenkontakte zur Gesellschaft
schwinden und sich eine Abhängigkeit oder
Unterordnung zu internen Eliten beziehungs-
weise zu Anführen herstellt. Fundamentalisti-
sche Ideologien finden dann leichter Ver-
breitung und die Kontrolle über ›richtiges‹, 
das heißt, traditionsverhaftetes Verhalten wird
schärfer.40

Aussiedler leben in Bremen 
stark segregiert

Die Aussiedler wanderten in Wellen nach
Deutschland ein. Kamen sie in den 1980er
Jahren überwiegend aus Polen, so waren es 
in den 1990er Jahren weitgehend Menschen
deutscher Herkunft aus der ehemaligen
Sowjetunion, davon die meisten aus Kasach-
stan, das als Folge des Zweiten Weltkrieges
nach der Umsiedlung ihr Hauptwohngebiet
wurde. 

Alle Aussiedler hatten während der Zuwan-
derung ihren Wohnschwerpunkt in den Gebie-
ten mit Geschosswohnungsbau. Dies ist zum

einen auf das geringere Mietniveau zurückzu-
führen, aber auch auf den hohen Stellenwert,
den der Geschosswohnungsbau mit seinem
Wohnkomfort bei den Bürgern der ehemaligen
sozialistischen Länder genoss. Dies führt zu
einer starken Konzentration der Aussiedler in
wenigen bremischen Ortsteilen, die aber über-
wiegend andere Schwerpunkte aufweisen als
die der Ausländer. In den meisten Ortsteilen
liegen ihre Anteile unter dem stadtbremischen
Durchschnitt. Am niedrigsten ist ihre Konzen-
tration in den zentralen bürgerlichen Ortstei-
len, der Östlichen Vorstadt und der Neustadt. 

Recht niedrig sind auch ihre Anteile in den
älteren Arbeiterwohnvierteln, die am stärksten
von türkischen Zuwanderern bewohnt werden,
darunter der Stadtteil Gröpelingen, Teile von
Hemelingen und Huckelriede. Dagegen liegt
ihr Anteil im angrenzenden Ortsteil Kattenturm
mit Großwohnungsbau deutlich höher. Dies
setzt sich in Arsten und den anderen Ortstei-
len Huchtings fort. Ausgehend von Mahndorf
haben sie ihre stärkste Konzentration in eini-
gen Ortsteilen von Osterholz, der Neuen Vahr
sowie schon seit langer Zeit in Burgdamm.
Anteile von über einem Fünftel an der Gesamt-
bevölkerung summieren sich in den drei Vah-
rer Ortsteilen mit verdichtetem Wohnungsbau
sowie Blockdiek und Tenever in Osterholz. 

Für keine andere Migrantengruppe Bremens
lassen sich derartig eindeutige Wohnpräferen-
zen belegen. In den Stadtteilen Vahr und
Osterholz lebt circa ein Drittel aller Aussiedler.
Signifikant ist auch der weitgehende Kontrast
zu den Türken, deren Kinder auch schulische
Defizite aufweisen, die aber ihre eindeutigen
Wohnschwerpunkte im Westen haben. ›Migran-
ten leben – auch bei einem guten Einkommen
– weit häufiger in beengten Wohnverhältnissen
als die zur Mehrheitsbevölkerung zählenden
Personen.‹41
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Die mögliche Integration findet hier langsamer
statt. Wichtig sind hier auch die recht preis-
werten Wohnkosten, die zwangsläufig von den
Bewohnern mit unterdurchschnittlichem 
Einkommen bevorzugt werden. Dies trifft
natürlich auch für alle Menschen zu, deren
Zukunftsperspektive nicht eindeutig mit
Deutschland verbunden ist.35 Auch in den
anderen Gebieten wie Huckelriede und Heme-
lingen mit hohen Ausländeranteilen dominiert
die türkische Bevölkerung. Gerade Huckel-
riede mit seinem ›Kasernengebiet‹ und einem
recht preiswerten Mietniveau ist schon seit
langem ein Zentrum der türkischen Zuwan-
derer.36

Der höchste Anteil von knapp 30 Prozent
wird in Grohn erreicht. Allerdings ist hier der
Anteil türkischer Zuwanderer nicht so ausge-
prägt. Unter anderem ist in diesem Umfeld mit
der IUB eine recht häufig wechselnde Einwohn-
erzahl junger Ausländer wohnhaft. 

Tenever ist der Ortsteil mit der markantes-
ten Hochhausbebauung. Obwohl das Miet-
niveau nicht niedrig ist, konzentrieren sich hier
die meisten Problemlagen Bremens. Allerdings
ist die Zahl der Ausländer und damit auch 
der Türken niedriger als in anderen Ortsteilen. 

Vergleichbar mit anderen Bevölkerungs-
gruppen wählen auch die ausländischen Mit-
bürger ihren Wohnraum und damit das Wohn-
gebiet entsprechend ihrem Einkommen. Wie in
anderen Einwanderungsländern konzentrieren
sich auch in Bremen die Ethnien mit kulturellen
Unterschieden zur Mehrheit in bestimmten
Wohngebieten. So können sie ihre kulturellen
Identitäten bewahren. In den parallelgesell-
schaftlichen Strukturen kann die Integration in
die Mehrheitsgesellschaft in einem Spektrum
aus Handlungsmöglichkeit vollzogen werden
oder auch weitgehend unterbleiben. Konflikte
mit der Mehrheitsgesellschaft können so 
reduziert werden. Auf der anderen Seite kann
aber auch die Integration durch die Mehr-
heitsgesellschaft bis hin zur Ausgrenzung
erschwert werden.37

Die Zahl sozial geförderter Wohnungen ist
nach dem sehr starken Ausbau bis in die
1970er Jahre auch in Bremen rückläufig. In
den beiden letzten Jahrzehnten wurden von
den verschiedenen Wohnungsbaugesellschaf-
ten Wohnungen überwiegend an ehemalige
Mieter verkauft, während sie in den sozialen
Brennpunkten zurückgebaut wurden.38

Haushalte, die nur die unterdurchschnittli-
chen Mieten für diesen Wohnraum aufbringen
können, konzentrieren sich immer mehr auf
die verbliebenen preiswerten Quartiere. Die
Segregation von Familien mit sozialen Proble-
men wird noch durch die Abwanderung von
Familien mit einem höheren sozialen Status
verstärkt. Durch den Wegzug der Qualifizier-
ten und in das gesellschaftliche System Inte-
grierten verlieren diese Gebiete stabilisierende
Schichten mit sozialer Kompetenz, die die
sozialen Problemlagen ausgleichen könnten.
Ursache für die Abwanderung ist die befürch-
tete weitere Abwärtsentwicklung der Gebiete
und bei schulpflichtigen Kindern die Beein-
trächtigung der Bildungschancen. Dieser Ver-
lust an sozialem und kulturellem Kapital, das
für die Analyse der lokalen Problemlagen, For-
mulierung von Strategien und vor allem der
Mobilisierung zu ihrer Beseitigung wichtig ist,
wirkt sich für diese Gebiete nachteilig aus.39

In diesen marginalisierten Stadtgebieten
geraten die überdurchschnittlich sozial
Benachteiligten immer stärker ins Abseits.
Aufgrund ihrer kulturellen Distanz verfestigt
sich für Migranten ihre soziale Randlage
immer stärker, was ihre Arbeitsmarktchancen
weiter beeinträchtigt.

35 Siehe http://www.statistik.bremen.de/Bremen Kleinräumig/

Thematische Baublockkarten. Danach sinkt der Anteil türkischer

Mitbürger von rund 15 Prozent auf circa 3,5 Prozent an den

Rentnern insgesamt.

36 Vgl. ›Wohnen hinterm Kasernen-Tor. Am Niedersachsendamm in

Huckelriede ist Deutsch nur Zweitsprache‹; in: Weser-Kurier vom

29. Juli 2007, S. 11.

37 Vgl. ebenda.

38 Kritisch zum Rückbau.

39 Vgl. Buitkamp, Martin: Sozialräumliche Segregation in Hannover,

Hannover 2001, S. 10 sowie konkreter: Schwarzer, Thomas:

Soziale Prekarität in der Stadt; in: Geiling, Heiko: Probleme

sozialer Integration in der Stadt, Akademie für Raumforschung

und Landesentwicklung, Hannover 2005, S. 75.

40 Vgl. Häußermann, Hartmut: Desintegration durch Stadtpolitik?;

in: Aus Politik und Zeitgeschichte 40-41/2006, 4. Oktober

2006, Integration – Desintegration. S. 16.

41 Tucci, Ingrid/Wagner, Gert: Einkommensarmut bei Zuwanderern

überdurchschnittlich gestiegen: Armut häufig mit Unterversor-

gung in anderen Lebensbereichen gekoppelt; in: DIW-Wochenbe-

richt 5/2005, S. 85.
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Einbürgerungen nivellieren 
die Segregation

Ein Teil der Migranten strebt die deutsche
Staatsbürgerschaft an. Dazu gehören nicht die
Aussiedler, die Deutschland mit der deutschen
Staatsbürgerschaft erreichen. Ausländer, die
einen deutschen Partner ehelichen, erhalten
mit der Heirat die deutsche Staatsbürger-
schaft. Alle Übrigen werden nach einer ent-
sprechenden Aufenthaltsdauer und Integrati-
onsleistungen auf Wunsch eingebürgert.

Betrachtet man die regionale Verteilung der
eingebürgerten Ausländer, so fallen die deut-
lich geringeren Unterschiede zwischen den
Ortsteilen auf. Offensichtlich ist mit der länge-
ren Aufenthaltsdauer und dem Willen zur Ein-
bürgerung ein mehr oder weniger erfolgrei-
cher Integrationsprozess verbunden. Gerade
die höheren Anteilswerte der Eingebürgerten
in den bürgerlichen Ortsteilen belegen einen
entsprechenden Integrationsprozess, einen
sozialen Aufstieg und die Bereitschaft, für den
Wohnraum höhere Aufwendungen zu leisten. 

Trotzdem liegt das Schwergewicht weiterhin 
in Wohngebieten mit verdichtetem Wohnungs-
bau und in den traditionellen Arbeitervierteln.
Welchen Stellenwert das Verbleiben im Milieu
hat, ob die vergleichsweise niedrigen Auf-
wendungen für Wohnraum oder einfach das 
Verharren in einer vertrauten Umgebung, wäre
noch zu untersuchen. Möglicherweise spielt
auch bei bestimmten Ethnien die Ablehnung
der Vermieter eine nicht zu vernachlässigende
Rolle.42 In jedem Fall zeigt aber die ausge-
glichenere Verteilung über die Stadt einen
Integrationsprozess, der auch bei der zweiten
Generation der Immigranten belegt ist.43

Soziale Segregation in Bremen74

5,01

2,97

5,00

5,49

6,01

6,27

2,09

6,61

10,87 5,88

1,68

8,99

14,39

0,82

3,30

8,57

10,95

6,94

6,85

12,60

6,36

9,65

18,23

6,65

6,60

2,29

1,69

4,93

6,50

10,83

6,48

6,94

5,73

6,21

24,836,05

6,31

2,41

15,48

1,59

1,41 7,03

3,40

2,87

2,38

13,53

1,19

3,21

2,24

7,63

1,53
3,02

1,97

21,86
21,68

2,06

2,66
1,80 1,52

3,04

24,99

2,05

1,92 1,59

1,383,44

22,82

1,33

1,34

1,09
1,72

3,94

1,43
1,75

1,79

2,27

1,74

Anteil an 
Gesamtbevölkerung in %

10,00 und mehr

  6,64 bis unter 10,00

  4,00 bis unter   6,64

  2,00 bis unter   4,00

                unter   2,00

Ø Bremen: 6,64 %

nicht typisierter Ortsteil

Aussiedler in den Ortsteilen der Stadt Bremen 
(01.01.2006)

Abbildung 9: 
Aussiedler in den Ortsteilen der Stadt Bremen 
1. 1. 2006

© Statistisches Landesamt Bremen

42 Vgl. ›Wohnen hinterm Kasernen-Tor. Am Niedersachsendamm in

Huckelriede ist Deutsch nur Zweitsprache‹; in: Weser-Kurier vom

29. Juli 2007, S. 11.

43 Vgl. Schrader, Achim u.a.: Die Zweite Generation. Sozialisation

und Akkulturation ausländischer Kinder in der Bundesrepublik,

Kronberg 1976 sowie Statistisches Bundesamt (Hg.) in Zusam-

menarbeit mit WZB und ZUMA: Datenreport 2006, Teil II, Kapitel

14, Bonn 2006.
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4.4 In Deutschland Geborene 
nach Ortsteilen

Bisher wurden die Segregationen aus dem
Blickwinkel der mehr oder weniger benachtei-
ligten Gruppen betrachtet. Reduziert man 
die Segregation auf die in Deutschland gebo-
rene Bevölkerung, so zeigt sich hier eine ein-
deutige Spiegelung der bisherigen Ergebnisse.
In den bürgerlichen Wohngebieten und Orts-
teilen mit einem hohen Anteil an Wohneigen-
tum leben die meisten in Deutschland gebore-
nen Bürger. Besonders die Gebiete mit vor
längerer Zeit erstellten Ein- und Zweifamilien-
häusern, darunter Grolland, belegen eine 
relativ geringe Mobilität und können als Beleg
für Wohnzufriedenheit betrachtet werden. 

Die niedrigsten Anteile der in Deutschland
geborenen Bevölkerung finden sich in den
Gebieten mit Großwohnungsbau. Hier sum-
miert sich die ausländische Bevölkerung mit
der hohen Zahl an Aussiedlern. So liegt der
Anteil in der Neuen Vahr Nord und in Block-
diek deutlich unter der Hälfte und in Tenever
sogar nur noch bei gut einem Drittel. Aber
auch unter der in Deutschland geborenen
Bevölkerung ist hier, wie im Folgenden belegt,
der Anteil der Transferleistungsempfänge-
r/innen vergleichsweise hoch. Gerade hier
nahm der Anteil der in Deutschland aufge-
wachsenen Bevölkerung durch die innerstädti-
sche Wanderung immer weiter ab. 
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4.5 Polare Einkommenssegregation 
in Bremen 

Bundesweit wird die Einkommens- und Ver-
braucherstichprobe (EVS) als die hochwer-
tigste und verlässlichste repräsentative Quelle
für einkommensbezogene Daten betrachtet
und zur Beschreibung der Einkommenssitua-
tion in einem Bundesland zugrunde gelegt.
Wie bei allen anderen Stichproben bietet sie
auch für das kleinste Erhebungsgebiet, dem
Bundesland Bremen, ein vergleichsweise
repräsentatives Abbild. 

Allerdings ist zu beachten, dass diese
Stichprobe bei den höheren Einkommen
Schwächen aufweist. Werden Monatseinkom-
men von über 18.000 Euro aus der Grundge-
samtheit ausgeschlossen, so sind auch die
höheren Einkommen darunter recht schwach
repräsentiert. Auch die niedrigen Einkommens-
bezieher können nicht in dem angestrebten
Umfang erfasst werden.44 Dadurch werden die
Armutsquoten und die Einkommensungleich-
heiten systematisch unterschätzt, speziell in
einem Land wie Bremen, das einen hohen
Anteil an Spitzeneinkommen sowie überdurch-
schnittlich viele Niedrigeinkommen aufweist. 

Regionale Betrachtungen unterhalb der Ge-
bietsebene eines Landes weisen mit der EVS
methodische Schwächen auf. Räumliche
segregative Tendenzen einer Gemeinde lassen
sich so nicht darstellen. Dies ist nur über die
Registerauswertungen der Lohn- und Einkom-
mensstatistik der bremischen Finanzämter,
den Transferleistungsempfängern und -emp-
fängerinnen der Bundesagentur für Arbeit (BA)
über Arbeitslose und SGB-II-Empfänger/innen
sowie der Sozialhilfeempfänger/innen aus
dem Sozialressort möglich. Einkommensbezie-
her/innen nach dem Erwerbsleben gliedern
sich in Versorgungsempfänger/innen und Ren-
tenbezieher/innen. Regionalauswertungen 
sind nur für die kleinere Gruppe der ehemals
beamteten Versorgungsempfänger/innen mög-
lich. Unter Vernachlässigung der Einkommens-
bezieher/innen nach dem Erwerbsleben 
werden die anderen im Folgenden dargestellt.
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44 Vgl. Statistisches Bundesamt (Hg.): Fachserie 15, H7, 2002, 

S. 19/20.
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Starke Streuung der Lohn- 
und Einkommensteuerpflichtigen

Auf der Grundlage der Lohn- und Einkommen-
steuererklärung in den Finanzverwaltungen
erfolgt alle drei Jahre die bundeseinheitliche
sekundärstatistische Totalerhebung (Register-
auswertung) in den Statistischen Landesäm-
tern. Hierzu gehören alle unbeschränkt steuer-
pflichtigen natürlichen Personen. Zusammen
veranlagte Ehegatten (Ehegattensplitting) wer-
den als ein Steuerpflichtiger ausgewiesen.
Diese Statistik beschränkt sich auf natürliche
Personen.

Die Gesamtsumme der Einkünfte (abzüglich
der geltend gemachten Ausgaben beziehungs-
weise Werbungskosten) setzt sich aus den 
sieben Einkunftsarten zusammen, und zwar:

Land- und Forstwirtschaft,
Gewerbebetrieb,
selbstständige Arbeit,
nichtselbstständige Arbeit,
Kapitalvermögen,
Vermietungen und Verpachtungen,
sonstige Einkünfte.

Eine methodische ›Einschränkung‹ ergibt sich
aus einem zentralen Begriff des Steuerrechts,
dem ›Gesamtbetrag der Einkünfte‹. Es ist der
Saldo aus den positiven und negativen Teiler-
gebnissen der verschiedenen Einkunftsarten.
Hohe Bruttoeinkünfte – abzüglich der geltend
gemachten Ausgaben beziehungsweise Wer-
bungskosten – lassen häufig bei der Status-
gruppe der Selbstständigen den endgültigen
Gesamtbetrag der Einkünfte zusammen-
schmelzen. Die Möglichkeit der Steuervermei-
dung wird überwiegend von Steuerpflichtigen
mit steigenden Bruttoeinkünften in Anspruch
genommen, da sie über die finanziellen Vor-
aussetzungen für die Inanspruchnahme steuer-
rechtlich geförderter Kapitalanlagen verfügen.
Aufgrund des progressiven Steuertarifs kann
gerade bei ihnen eine überproportionale
Steuerersparnis erzielt werden. Somit sind die
Aussagen über die Einkommen in den höheren
Größenklassen zum Teil eingeschränkt. 
Auseinandersetzungen über die Anerkennung

aller Ausgaben können die Bearbeitung in Ein-
zelfällen und damit die statistische Auswer-
tung erheblich verzögern. Die Auswertungen
der letzten Jahre belegen eine rückläufige Ent-
wicklung der Zahl der Lohn- und Einkommen-
steuerpflichtigen in Bremen. Diese Abnahme
verlief im Einklang mit der Einwohnerentwick-
lung. Auch die Anzahl der Sozialversicherungs-
pflichtigen belegt für die letzten Jahrzehnte
eine Erosion des Beschäftigungsvolumens.45

Von 1986 (189.070) bis zum Ende des Vereini-
gungsbooms im Jahre 1992 blieb die Zahl der
Steuerpflichtigen (188.203) nahezu unverän-
dert (siehe Tabelle 1). Danach ging sie mit der
konjunkturellen Entwicklung bis 1998 recht
deutlich zurück. Der Anstieg im Jahre 2001 ist
auf die Übernahme von gut 9.000 ›Nullfällen‹
zurückzuführen, bei denen im Rahmen der Ver-
lustberechnung46 kein positiver Gesamtbetrag
der Einkünfte ausgewiesen wurde. Die Ent-
wicklung des Gesamtbetrags der Einkünfte
betont die konjunkturelle Entwicklung für alle
Erwerbstätigen besonders stark. Dies erkennt
man am beachtlichen Anstieg der Einkommen
in dem Zeitraum von 1986 (4,194 Milliarden
Euro) bis 1992 (5,650 Milliarden Euro) um fast
35 Prozent und dem darauf folgenden kon-
junkturellen Einbruch nach dem Vereinigungs-
boom im Jahre 1995 (5,378 Milliarden Euro).
Die folgenden Erhebungsjahre belegen einen
erneuten Anstieg um gut 11 Prozent auf
5,987 Milliarden Euro bis 2001.
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Einkommen in Euro

37.000 und mehr

33.381 bis unter 37.000

30.000 bis unter 33.381

27.000 bis unter 30.000

                  unter 27.000

Ø Bremen: 33.381 €

nicht typisierter Ortsteil

Durchschnittliches Einkommen der Lohn- und Einkommensteuerpflichtigen 
in Ortsteilen der Stadt Bremen im Jahre 2001

Abbildung 12: Durchschnittliches Einkommen der Lohn- und 
Einkommensteuerpflichtigen in Ortsteilen der Stadt Bremen im Jahre 2001

© Statistisches Landesamt Bremen

45 gl. Schlichting, Karl: Strukturwandel in der Region Bremen, Teil

3: Entwicklung von Arbeitsstätten und Beschäftigung – Stadt

Bremen –; in: Statistische Monatsberichte Bremen, Heft 8/1994.

46 Verlustfälle liegen vor, wenn die Veranlagung nicht zu einer Steu-

er führt. Bei der Einteilung nach Größenklassen musste deshalb

die untere Einkommensgrenze von 1 auf 0 erweitert werden.
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Tabelle 1: Lohn- und Einkommensteuerpflichtige nach Größenklassen der Einkünfte

1 In dieser Größenklasse wurden die Steuerpflichtigen und Gesamtbeträge der Einkünfte für

die beiden höheren Größenklassen 1986 mit ausgewiesen.

Quelle: Statistisches Landesamt Bremen

Gesamtbetrag der

Einkünfte von … bis

unter … Euro

Stadt Bremen

0–12.500

12.500–25.000

25.000–37.500

37.500–50.000

50.000–125.0001

125.000–500.000

500.000 und mehr

insgesamt

Verlustfälle

Stadt Bremerhaven

0–12.500

12.500–25.000

25.000–37.500

37.500–50.000

50.000–125.0001

125.000–500.000

500.000 und mehr

insgesamt

Verlustfälle

1986

Steuerpflichtige

Anzahl

68.746

71.034

31.946

9.986

7.358

-   

-

189.070

12.967

15.676

16.522

6.892

1.579

980

-   

-   

41.649

2.833

Gesamtbetrag

der Einkünfte

1.000 Euro

411.509

1.345.935

984.868

434.455

1.016.794

-      

-   

4.193.562

-24.349

97.130

311.356

210.932

68.211

93.333

-      

-    

780.963

-502

%

36,4

37,6

16,9

5,3

3,9

-

-

100,0

-

37,6

39,7

16,5

3,8

2,4

-

-

100,0

-

1989

Steuerpflichtige

Anzahl

62.036

64.228

35.222

13.652

9.385

1.385

199

186.107

15.402

14.089

14.516

7.391

2.333

1.278

176

14

39.797

3.759

Gesamtbetrag

der Einkünfte

1.000 Euro

383.544

1.234.952

1.092.637

596.268

645.296

297.184

369.435

4.619.317

-4.985

90.981

277.086

228.081

101.194

86.128

35.451

18.765

837.688

-717

%

32,8

34,0

18,6

7,2

5,0

0,7

0,1

100,0

-

33,8

34,9

17,7

5,6

3,1

0,4

0,03

100,0

-

1992

Steuerpflichtige

Anzahl

52.230

53.607

42.495

20.235

17.318

2.054

264

188.203

13.894

11.346

12.690

8.892

3.767

2.468

237

16

39.416

3.162

Gesamtbetrag

der Einkünfte

1.000 Euro

316.724

1.041.706

1.323.371

888.419

1.184.791

440.006

454.602

5.649.619

-30.328

73.635

245.860

276.643

164.972

165.605

52.903

19.196

998.813

-4.940

%

27,8

28,5

22,6

10,8

9,2

1,1

0,1

100,0

-

28,8

32,2

22,6

9,6

6,3

0,6

0,04

100,0

-

Gesamtbetrag der

Einkünfte von … bis

unter … Euro

Stadt Bremen

0–12.500

12.500–25.000

25.000–37.500

37.500–50.000

50.000–125.0001

125.000–500.000

500.000 und mehr

insgesamt

Verlustfälle

Stadt Bremerhaven

0–12.500

12.500–25.000

25.000–37.500

37.500–50.000

50.000–125.0001

125.000–500.000

500.000 und mehr

insgesamt

Verlustfälle

1995

Steuerpflichtige

Anzahl

45.467

47.673

39.748

20.767

19.609

1.769

203

175.236

14.020

9.846

10.788

8.506

4.013

2.843

211

13

36.220

3.583

Gesamtbetrag

der Einkünfte

1.000 Euro

284.745

928.379

1.243.864

914.843

1.354.127

355.984

295.654

5.377.595

-56.793

63.955

208.791

265.143

175.897

190.966

41.644

12.109

958.504

-3.284

%

25,9

27,2

22,7

11,9

11,2

1,0

0,1

100,0

-

25,0

27,4

21,6

10,2

7,2

0,5

0,03 

100,0

-

1998

Steuerpflichtige

Anzahl

45.052

39.083

36.921

19.436

22.057

2.447

315

165.311

2.012

10.692

9.228

7.672

3.817

3.173

246

26

34.854

333

Gesamtbetrag

der Einkünfte

1.000 Euro

241.094

744.820

1.134.707

838.379

1.519.601

502.132

577.612

5.558.346

-60.034

54.390

175.240

234.005

164.239

213.374

48.199

71.263

960.710

-6.094

%

27,3

23,6

22,3

11,8

13,3

1,5

0,2

100,0

-

30,7

26,5

22,0

11,0

9,1

0,7

0,1

100,0

-

2001

Steuerpflichtige

Anzahl

50.884

40.144

37.759

21.397

25.992

2.854

310

179.340

1.778

10.576

8.430

7.378

3.856

3.677

274

23

34.214

232

Gesamtbetrag

der Einkünfte

1.000 Euro

251.590

761.388

1.165.302

922.182

1.812.280

578.052

495.825

5.986.622

-29.022

49.993

160.022

226.274

166.583

246.266

53.307

53.125

955.570

-3.448

%

28,4

22,4

21,1

11,9

14,5

1,6

0,2

100,0

-

30,9

24,6

21,6

11,3

10,7

0,8

0,1

100,0

-
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Unterschiede in der Einkommensverteilung
nehmen weiter zu

Veränderungen des Gesamtbetrags der Ein-
künfte werden durch die sich wandelnden Ein-
kommen verursacht, die in der Verteilungs-
struktur der Einkommen nach Größenklassen
abgebildet werden. Zu Beginn des Betrach-
tungszeitraums 1986 fanden sich noch fast
drei Viertel (74 Prozent) aller Einkommensbe-
zieher in den beiden Größenklassen mit Ein-
künften bis 25.000 Euro wieder. Bis 2001
reduzierte sich ihr Anteil auf gut die Hälfte.
Noch stärker sank im Betrachtungszeitraum
der Gesamtbetrag der Einkünfte für die beiden
Einkommensgruppen, und zwar von gut 41
Prozent auf knapp 17 Prozent. 

Bemerkenswert ist hierbei, dass sich in der
untersten Einkommensgrößenklasse des Jahres
2001 mit gut 28 Prozent wesentlich mehr Ein-
kommensempfänger/innen befinden als in der
Klasse darüber (22,4 Prozent). Dies weicht 
von der Entwicklung bis 1995 deutlich ab und
ist auf die Übernahme der ›Nullfälle‹ zurückzu-
führen. Ohne diese methodische Änderung
wäre die Anzahl der steuerpflichtigen Einkom-
mensempfänger/innen bis 12.500 Euro um
knapp ein Fünftel geringer. Trotz dieser metho-
dischen Änderung bleibt aber die Entwicklung in
den unteren Einkommensgruppen signifikant.

Dagegen wuchs die Anzahl der Lohn- und
Einkommensteuerpflichtigen in den höheren
Einkommensgrößenklassen zunehmend. Auffäl-
lig ist hierbei, dass mit der Höhe der Einkom-
mensgruppen auch der prozentuale Anstieg
immer stärker zulegt, darunter in der Einkom-
mensgruppe zwischen 50.000 und 125.000
Euro von 3,9 Prozent im Jahre 1986 auf 14,5
Prozent (2001). Zudem waren 1986 die bei-
den Einkommensgruppen über 125.000 Euro
mit in dieser Größenklasse ausgewiesen, die
bis 2001 auf einen Gesamtanteil von 1,8 Pro-
zent wuchsen. Im Jahr des Mauerfalls kamen
diese Spitzeneinkommen nur auf einen Anteil
von 0,8 Prozent. Dies ist der Beleg für die
voranschreitende Polarisierung der Einkom-
men, denn der Anstieg der niedrigeren Ein-
kommen ist im Zusammenhang mit der deut-
lichen Zunahme der Zahl der Arbeitslosen und
der Sozialhilfeempfänger/innen im gleichen
Zeitraum zu sehen.

Starke Streuung der regionalen 
Einkommensverteilung

Für den ersten Überblick wurden für jeden 
Ortsteil anhand der Lohn- und Einkommensteu-
erpflichtigenzahlen die Durchschnittseinkom-
men berechnet und in der Abbildung 12 visua-
lisiert. Die durchschnittlichen Einkünfte je Orts-
teil oszillieren um den Mittelwert des Landes
Bremen von 33.381 Euro. Allerdings streut die
Spannbreite nach oben mit einem Spitzenwert
von 101.750 Euro in Horn deutlich breiter als
nach unten auf 21.420 Euro in Steffensweg. 

Auch hier finden sich die höchsten Durch-
schnittswerte in den bürgerlichen Wohngebie-
ten Horn, Schwachhausen, Oberneuland und
Borgfeld. Aber auch in Bremen-Nord werden 
in dem zusammenhängenden Wohngebiet 
St. Magnus, Grohn sowie Schönebeck hohe
Einkommenswerte erreicht.

4.6 Weiterer Anstieg der
Transferleistungsempfänger/innen

Mit der Novellierung der Sozialgesetzbücher II
und XII wurden wesentliche Teile des Sozial-
rechts neu geregelt und die Transferleistungs-
empfänger/innen anders zusammengefasst
als vorher. Das bisherige Bundessozialhilfege-
setz (BSHG) wurde im SGB XII neu gefasst.
Die Sozialhilfe, bisher abschließend im BSHG
fixiert und die Arbeitslosenhilfe, bislang als
Sozialleistung des SGB III gewährt, wurden als
Leistung der Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de im neu geschaffenen SGB II für den Perso-
nenkreis der 15- bis 64-jährigen erwerbsfähi-
gen Personen zusammengefasst.

Arbeitslose mit einer Arbeitslosendauer von
bis zu einem Jahr sind weiterhin Arbeitslosen-
geldempfänger/innen. Langzeitarbeitslose
Empfänger/innen von Arbeitslosenhilfe und die
arbeitsfähigen Empfänger/innen von laufender
Hilfe zum Lebensunterhalt wurden als Leis-
tungsempfänger/innen nach dem SGB II (Hartz
IV) zusammengefasst. Dieser sehr große 
Personenkreis erhält ab Anfang 2005 die
Grundsicherung für Arbeitsuchende in Form
von Arbeitslosengeld II und Sozialgeld. 

Unterschiede ergeben sich weiterhin bei der
Summierung der Betroffenen. Die Empfänge-
r/innen von Arbeitslosengeld I werden weiter-
hin als Einzelpersonen ohne die Zahl der zur
Bedarfsgemeinschaft gehörenden Personen
ausgewiesen. Dagegen wird bei den SGB-II-
Empfängern und -empfängerinnen und den
Sozialhilfeberechtigten jedes einzelne berech-
tigte Mitglied einer Bedarfsgemeinschaft
gezählt. Im Vergleich zu den vorher Arbeitslo-
senhilfeberechtigten nahm die Zahl sehr deut-
lich zu. Generell sind durch diesen Bruch zu
Beginn des Jahres 2005 keine Zeitvergleiche
mehr möglich.

Abbildung 13: 
Änderungen im System der Transferleistungen

Sozialgesetzbuch III

Arbeitslosen-
hilfe

Arbeitslosen-
geld

Hilfe zum
Lebensunterhalt

Hilfe in besonderen 
Lebenslagen

Bundessozialhilfegesetz (Sozialhilfe)

Arbeitslosen-
geld I

SGB III SGB II SGB XII

Arbeitslosengeld II1)

Erwerbsfähige 
Sozialgeld

Nicht-Erwerbsfähige, die zur
Bedarfsgemeinschaft eines

Erwerbsfähigen gehören

Sonstige 
Nicht-Erwerbsfähige

SozialhilfeGrundsicherung für Arbeitsuchende

1 Das Arbeitslosengeld II erhalten nicht nur Arbeitslose, es kann auch ergänzend zu anderem Einkommen bezogen werden. Das sind vor allem 

Arbeitslose ohne oder mit zu geringen Ansprüchen aus der Arbeitslosenversicherung, aber auch Erwerbstätige, deren Einkommen nicht zur Deckung

des eigenen Lebensunterhalts bzw. dem der Familie ausreicht.

Quelle: STADT FRANKFURT AM MAIN – DER MAGISTRAT Dezernat V Bau- und Wohnungswesen – Amt für Wohnungswesen, 

Wohnungsmarkt Bericht 2006, Frankfurt am Main, Juli 2007, S. 62.
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Arbeitslosigkeit reduziert

Arbeitslose Personen erhalten für einen defi-
nierten Zeitraum auf ihr letztes Einkommen
aus Erwerbsarbeit Arbeitslosengeld I. Ergeben
sich daraus zu niedrige Ansprüche, so erhal-
ten sie ergänzend Arbeitslosengeld II. Derzeit
wird dieser Personenkreis auch bei den SGB-II-
Empfängern und -empfängerinnen mitgezählt,
so dass es zur Doppelerfassung kommt. Des
Weiteren werden als Arbeitslose auch Perso-
nen ohne Leistungsansprüche gezählt, häufig
Ehegatten, deren Lebenspartner ein Einkom-
men erzielt, das den Bezug von Hilfeleistun-
gen ausschließt. 

Bis auf die Ebene von Kreisen veröffentlicht
die Bundesagentur für Arbeit die Arbeitslosen-
quote. Die Erwerbstätigen zur Quotenberech-
nung umfassen sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte, geringfügig Beschäftigte, Beam-
te, Arbeitsgelegenheiten47 sowie aus dem
Mikrozensus Selbstständige und mithelfende
Familienangehörige. Ein Teil dieser Werte wird
für die Kreisebene geschätzt, da ihre Ergeb-
nisse nur auf Landesebene vorliegen. Für
segregative Betrachtungen innerhalb der Ge-
meinde lässt sich die Arbeitslosenquote nicht
heranziehen. Deshalb muss für unsere Regio-
nalbetrachtung auf die Arbeitslosenziffer
zurückgegriffen werden. Hier gehen nur die
Datenbestände der sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten in die Berechnung ein, 

die adressenscharf bei der BA vorliegen. 
Im Verhältnis zur Arbeitslosenquote stehen
den Arbeitslosenzahlen geringere Werte
gegenüber, so dass die Arbeitslosenziffer mit
15,9 Prozent über dem Wert der Arbeitslosen-
quote mit 12,6 Prozent liegt. Für die regionale
Verteilung nach Ortsteilen verbleibt eine leich-
te Unsicherheit, da für die regionale Verteilung
der geringfügig Beschäftigten und Arbeitsan-
gelegenheiten keine repräsentativen Informa-
tionen vorliegen. Zudem müssen diese Zahlen
und die der SGB-II-Empfänger/innen als vorläu-
fig betrachtet werden. Die räumliche Zuord-
nung erfolgte durch die Bundesagentur für
Arbeit und bedarf noch der Überprüfung durch
die amtliche Statistik.

47 Arbeitsgelegenheiten nach § 16 Absatz 3 SGB II werden für

erwerbsfähige Hilfebedürftige geschaffen, die keine Arbeit 

finden können. Sie sollen im öffentlichen Interesse liegen und

nicht nach Absatz 1 als Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

gefördert werden. Dem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen ist

zuzüglich zum Arbeitslosengeld II eine angemessene 

Entschädigung für Mehraufwendungen zu zahlen (ein Euro).
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Auch hier liegen die Arbeitslosenziffern der
bürgerlichen Wohngebiete deutlich unter dem
bremischen Durchschnitt. Am niedrigsten aller-
dings in Borgfeld (5,2 Prozent) und Habenhau-
sen (6,4 Prozent). Hervorzuheben sind auch
die niedrigen Werte in Grolland und Osterholz
von 7,4 Prozent. Sie liegen noch unter denen
einiger anderer bürgerlicher Ortsteile mit
höheren Bildungsquoten und deutlich höheren
Einkommensdurchschnitten bei der Lohn- 
und Einkommensteuerauswertung. 

Unter dem Durchschnitt liegen noch die
übrigen östlich an das Zentrum grenzenden
Ortsteile, darunter die Östliche Vorstadt.

Den Durchschnitt übersteigen die meisten
Ortsteile des Südens und des Westens. 
Auch in den zentralen Ortsteilen des Nordens
liegt die Mehrzahl über dem stadtbremischen
Durchschnitt. 

Hohe Arbeitslosenziffern erreichen im
Süden Woltmershausen und Hohentor sowie
das Geschosswohnungsgebiet Kattenturm.
Auch die anderen Hochhausgebiete im Osten
mit Tenever (26,4 Prozent) und im Norden mit
Lüssum-Bockhorn (22 Prozent) belegen recht
hohe Arbeitslosenziffern. Die höchsten Anteile
erzielen im Westen die Ortsteile mit den 
höchsten Ausländeranteilen, darunter Gröpe-
lingen (28,1 Prozent) und Ohlenhof (29,6
Prozent) mit den Spitzenwerten. 

Hilfebedürftige nach SGB II 
dominieren die Transferleistungen

Hilfebedürftige sind Arbeitslose, die nicht
mehr Arbeitslosengeld I erhalten sowie 
ehemalige erwerbsfähige Sozialhilfeempfän-
ger/innen. Dazu summieren sich Arbeitslosen-
geld-I-Empfänger/innen, deren Einkommen so
niedrig ist, dass sie ergänzend Arbeitslosen-
geld II erhalten, sowie die ›Working Poor‹,
deren geringes Einkommen durch Arbeitslo-
sengeld II aufgestockt wird und die Sozialgeld-
empfänger/innen. 

Die grundlegende Reform im System der
Transferleistungsempfänger/innen führte zur
Dominanz der Empfänger/innen der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende. Im Lande Bremen
leben mittlerweile knapp 100.000 Hartz-IV-
Empfänger/innen; davon allein 77.545 in der
Stadt Bremen (Stand: März 2007). 

Dagegen reduzierte sich die Zahl nicht er-
werbsfähiger Sozialhilfeempfänger/innen auf
die recht kleine Anzahl 1.229. Ihr Anteil an der
Gesamtbevölkerung beträgt nur noch gut 0,2
Prozent und verteilt sich heterogen über die
Stadt. Bürgerlich geprägte Stadtgebiete wie
Schwachhausen, Horn und Oberneuland liegen
deutlich unter 0,1 Prozent. Der höchste Anteil
findet sich mit 0,46 Prozent im Stadtteil Mitte.
Ein großer Teil der Sozialhilfeempfänger/innen
sind alleinerziehende Frauen mit Kindern.

Die Zusammenfassung aller langfristig von
der Arbeitslosigkeit betroffenen arbeitsfähigen
Menschen und deren Kinder unter Hartz IV
weist in der regionalen Verteilung starke
Unterschiede auf. Wie in den anderen Untersu-
chungen finden sich die niedrigsten Anteile in
den bürgerlichen Wohngebieten. Allerdings
werden die niedrigsten Werte in den Ortsteilen
mit hohem selbstgenutzten Wohneigentum wie
Borgfeld (1,9 Prozent), Bürgerpark (3,3 Pro-
zent), Habenhausen (3,8 Prozent), Oberneu-
land (4,1 Prozent) und Grolland (4,4 Prozent)
erreicht. Dies weist auf den Unterschied zum
Arbeitslosengeld I hin, da das Anrecht der
Anspruchsberechtigten von Hartz IV mit 
den eigenen Finanzreserven verrechnet wird,
zu denen auch das Wohneigentum gehört.48
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Abbildung 14: Arbeitslose in den Ortsteilen der Stadt Bremen
1. 7. 2007

© Statistisches Landesamt Bremen

48 Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts wird zum

Behalt des Schonvermögens auch Wohneigentum gerechnet,

dessen Größe recht knapp bemessen ist. In Bremen leben 

6 Prozent der SGB-II-Empfänger/innen in ihrem überschaubaren

Wohneigentum.
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Somit schränkt Hartz IV den Besitz von Wohn-
eigentum weitgehend ein. Mit wachsendem
Mietwohnungsbau in Mischgebieten steigt auch
der Anteil der SGB-II-Empfänger/innen weiter
an. Hohe Anteile werden im Kern des Bremer
Westens mit Gröpelingen (37,3 Prozent), den
alten Arbeiterwohnvierteln und im Norden mit
Lüssum-Bockhorn (27,9 Prozent) erreicht. Die
höchsten Anteile konzentrieren sich in den Orts-
teilen mit Geschosswohnungsbau, und zwar im
Süden Kattenturm (29,4 Prozent) und im Osten
über die Neue Vahr Nord  (36,8 Prozent) nach
Osterholz-Tenever (42,5 Prozent) mit dem 
höchsten Wert aller Ortsteile. In diesem Gebiet
mit den umfassendsten Problemlagen leben gut
zwei Fünftel aller Einwohner unter dem Renten-
alter von Hartz IV. Addiert man zu diesem
Anteil die Empfänger/innen von Arbeitslosen-
geld I mit ihren Familienangehörigen, so lebt
hier etwa die Hälfte von Transferleistungen.

Mit der überdurchschnittlichen Zunahme der
minderjährigen Sozialhilfeempfänger/innen wurde
seit Ende der 1980er Jahre die Kinderarmut als
›Infantilisierung der Armut‹ wieder ein häufiger
untersuchtes Thema. In der Sozialhilfestatistik
stellten die Minderjährigen Ende 2003 mit 1,1
Millionen einen erheblichen Teil der Sozialhilfe-
bezieher. Das Armutsrisiko lag bei ihnen etwa
doppelt so hoch wie im Bevölkerungsdurch-
schnitt. Mit der Einführung des Arbeitslosengel-
des II Anfang 2005 erhöhte sich der Anteil der
betroffenen Minderjährigen weiter. Vor allem
durch den Übergang von Familien aus der
Arbeitslosenhilfe nach Hartz IV sanken in vielen
Bedarfsgemeinschaften die Transfereinkommen.

Kinderarmut weist eine starke sozialräum-
liche Prägung auf. Die Werte der betroffenen
Minderjährigen streuten im Oktober 2005
von 12,7 Prozent in Westdeutschland bis 27,9
Prozent in ostdeutschen Ländern. Das Süd-
Nord-Gefälle zeigt Unterschiede, allerdings
nicht so ausgeprägt. Noch größer fallen die
Differenzen zwischen den Städten und Land-
kreisen aus. In Gemeinden mit 20.000 Einwoh-
nern lag die Armutsquote von Vorschulkindern
bei 18 Prozent, in solchen zwischen 20.000
bis 100.000 betrug sie schon 27 Prozent und
wuchs in den Großstädten auf 31 Prozent.49

Bremen liegt mit circa 32 Prozent im oberen
Bereich der Großstädte und Bremerhaven 
mit gut 40 Prozent an der Spitze.

Innerhalb Bremens sind die Unterschiede noch
viel größer. Orientieren wir uns wieder an den
Gebietstypen, so beginnen die bürgerlichen
Ortsteile mit recht niedrigen Anteilen, darunter
Bürgerpark (1,9 Prozent) und Borgfeld (2 Pro-
zent) mit den niedrigsten Werten, gefolgt von
Grolland mit 4,8 Prozent. Die Anteilswerte 
der Minderjährigen liegen in diesen Ortsteilen
mit hohem selbstgenutzten Wohneigentum
geringfügig über dem aller Hartz-IV-Empfänge-
r/innen. In den anderen bürgerlichen Wohnge-
bieten entfernen sich die Anteile der Minder-
jährigen schon merklich von denen aller SGB-II-
Berechtigten wie Schwachhausen (9,1 Pro-
zent) und Lehesterdeich (17 Prozent). Gerade
in Lehesterdeich wirkt sich in einigen Gebiets-
teilen der Mietwohnungsbau aus. Auch in
Obervieland unterscheiden sich die Ortsteils-
werte zwischen Habenhausen mit eher bürger-
lichem Milieu und weitgehend selbstgenutztem
Wohneigentum (6,3 Prozent) von Kattenturm,
ein Mehrproblemlagengebiet mit Geschoss-
wohnungsbau (47,7 Prozent). Hier erhalten
fast die Hälfte aller Kinder Hartz IV und liegen
damit unter der Armutsgrenze. Über Gröpelin-
gen (56,3 Prozent) und der Neuen Vahr Nord
(58,7 Prozent) wird erneut in Tenever mit 60
Prozent der Spitzenwert in der Stadt Bremen
erreicht. Auch in diesem Stadtteil ergeben
sich von Tenever bis zum früheren Dorf Oster-
holz (10,7 Prozent) mit einer auch heute noch
beschaulichen Bebauung sehr große Unter-
schiede. Dies bedeutet für die Stadtanalyse,
je homogener das betrachtete Gebiet struk-
turiert ist, umso größer sind die sozialstruktu-
rellen Unterschiede zu den Gebieten am 
anderen Ende der sozialen Skala. 

Welche Problemlagen in den Familien und
Schulen zu bewältigen sind, wenn fast zwei
Drittel der Kinder arm sind, kann immer 
wieder in Zeitungsartikeln verfolgt werden.50
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49 Vgl. Hock, Beate u.a.: Frühe Folgen – langfristige Konsequen-

zen? Armut und Benachteiligung im Vorschulalter. Vierter 

Zwischenbericht zu einer Studie im Auftrag des Bundesverban-

des der Arbeiterwohlfahrt, Frankfurt 2000, S. 42.

50 Vgl. ›Hilfestellung mit Hierarchie‹; in: Weser-Kurier vom 

9. September 2007, S. 33 sowie ›Hunger nach Chancengleich-

heit‹; in: Weser-Kurier vom 20. September 2007, S. 3.
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Da die Zahl der armen Kinder deutlich höher
liegt als die ihrer erwachsenen Mütter und/
oder Väter ist dies rein rechnerisch ein Beleg
für die Korrelation von Familiengröße und
Armut. Am häufigsten finden sich Problemla-
gen, im Kern wirtschaftlich fundiert, bei Allein-
erziehenden mit einer mehr oder weniger
großen Anzahl von Kindern.

Betrachtet man diese regionalen Konzentra-
tionen von Transferleistungsempfängern und 
-empfängerinnen als Armutsinseln, so wuchsen
sie in den letzten Jahren in der Ausdehnung
und verbanden sich zu zusammenhängenden
Flächen. Die markanteste Veränderung signa-
lisiert aber ihre Ausdehnung in der Höhe, 
in den wachsenden Anteilen. Wenn wie in Tene-
ver zwei Drittel der Kinder in einer Schulklas-
se von Armut betroffen sind, können die 
Auswirkungen auf den Unterricht und die flan-
kierende Freizeit nicht unterschätzt werden.

Einkommensarmut wird bei Kleinraumanalysen
häufig mit den Transferleistungsempfängern
und -empfängerinnen ohne Arbeitslosengeld I
definiert, auch wenn ein Teil von ihnen so
wenig Geld erhält, dass sie ergänzend mit
Arbeitslosengeld II aufgestockt werden. Unter
den Beschäftigten gibt es mittlerweile eindeu-
tig Arme, die ›Working Poor‹, deren Einkom-
men im Rahmen von SGB II aufgestockt wer-
den kann und sie damit zu dieser Gruppe 
summiert werden. 

Vor allem im jüngeren Kindesalter ist eine
dauerhafte Mangelsituation für die weitere 
Entwicklung prägend. Kinderarmut bestimmt
neben monetären Mangelaspekten der Grund-
versorgung auch die Lebensbereiche der 
Bildung, Gesundheit, Kultur sowie der alles
umfassenden sozialen Teilhabe. Die weitere
Entwicklung flankiert durch belastende
Lebensbedingungen beeinträchtigen diese und
zeigt sich häufig in Entwicklungsstörungen.
Bei starker Konzentration von Armut sind
abweichende Verhaltensweisen in der Grup-
penbildung Stabilisierungsversuche. Beson-
ders beeinträchtigt sind Kinder erwerbsloser
Eltern, von alleinerziehenden Elternteilen 
und Migrantenfamilien.51

Entwicklungsförderlich wären in dieser Um-
gebung gute familiäre Verhältnisse, soziale
Kompetenzen und ein aktives Problembewäl-

tigungsverhalten von Eltern und Kindern. Real
finden sich jedoch gerade in diesen Familien
die größten Defizite. Beeinträchtigungen sind
auch beengte Wohnverhältnisse und lücken-
hafte gesellschaftliche und institutionelle Infra-
strukturen. 

Positive Impulse bieten umfassende Schul-
und Freizeitangebote sowie Angebote, die
spezifisch für Familien und Kinder entwickelt
werden. Exemplarische Modellprojekte zur
Bewältigung von Kinderarmut bis zur Verbes-
serung der sozialen Infrastrukturen sind
gesellschaftliche Notwendigkeiten. Daran
anknüpfend fördern Vernetzungsaktivitäten
sozialer Akteure zur Stärkung der Selbsthilfe-
und Teilhabepotenziale die Gesamtsituation 
im Stadtgebiet.52

Unberücksichtigt von diesen notwendigen
stabilisierenden Maßnahmen bleiben jedoch
die mangelnden Beschäftigungsmöglichkeiten
für die hier umrissenen Bevölkerungsgruppen
mit allen Konsequenzen. Ohne Integration in
die Arbeitswelt, durch eine Anerkennung und
Selbstwert vermittelnde sowie entprekarisierte
Beschäftigung53, bleiben sie von wesentlichen
gesellschaftlichen Beziehungen ausgeschlossen.
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51 Auch im Spiegel wurden die zunehmenden Defizite in den deut-

schen Familien zum Thema gemacht. Siehe ›Abschied vom Idyll‹;

in: Der Spiegel 49/2006 vom 4.12.2006, S. 20–29.

52 Vgl. Osang, Alexander: ›Das gelobte Ghetto‹; in: Der Spiegel

12/2007 vom 19.3.2007, S. 70–85.

53 Vgl. Castel, Robert: Metamorphosen der sozialen Frage, a. a. O.
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tungsformen unsicherer Beschäftigungsverhältnisse; in: 
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›Ab nach Horn-Lehe‹, sagt Mark*, 17, ›ab 
nach Borgfeld‹, sagt Tom, 16. ›Igitt, weißt du,
was für Idioten da wohnen‹, tönt es ihnen 
entgegen – und beide grinsen, lassen nicht
erkennen, ob es ihnen ernst ist mit ihren Ant-
worten auf die Frage, wo sie am liebsten woh-
nen würden, wenn sie es sich aussuchen könn-
ten. Sie sitzen in einem hellen Raum in der
Schule In den Sandwehen, Bremen-Lüssum.
Vor der Schule säumen kleine Ein-Familien-
häuschen die Straße, dahinter beginnt der
Wald und im Sonnenschein sieht so Idylle aus.
Auf den ersten Blick. Wohnen will hier kaum
einer von der Handvoll 16- bis 17-Jähriger, die
sich an diesem Morgen auf ein Gespräch über
sich, ihre Wünsche und ihre Zukunft eingelas-
sen haben. ›Die Gegend ist scheiße‹, sagt
Mark. ›In die Luft sprengen‹, sagt Tom. Aber
ihre Freunde seien hier, sagen Daniel und Meh-
met, weshalb sie Lüssum eigentlich doch ganz
o.k. finden. Besser als Farge auf jeden Fall, 
wo die beiden wohnen, denn da ist tote Hose.

Was ihnen allen gemeinsam ist: Es ist ihnen
zu unruhig und zu anstrengend hier. ›Wenn
man aus Versehen jemanden anrempelt und
Entschuldigung sagen will, dann sagt der
sofort, ey, verpiss dich‹, schildert Ben, 16,
eine offenbar klassische Szene. ›Die wollen
alle immer prügeln.‹ Weshalb er gerne irgend-
wo wohnen würde, ›wo’s ruhig ist.‹

Dabei machen die Jungs, die hier sitzen
und kichern und coole Sprüche klopfen,
eigentlich nicht den Eindruck, als würden sie
soviel Liebenswürdigeres als ›ey verpiss dich‹
sagen, wenn jemand sie anrempelt. Auf den
ersten Blick. Auf den zweiten Blick sehnen sie
sich alle und jeder für sich nach ein bisschen
Frieden, den sie hier nicht finden. Sich ständig
behaupten zu müssen, ist überlebenswichtig

und kräftezehrend. Was man sich nicht anmer-
ken lassen darf. Es sei denn, man ist ein bis-
schen unter sich, wie gerade jetzt. ›Die wollen
alle immer prügeln‹, sagt Mark, ›Lüssum ist
ein Ghetto.‹

Lüssum – ›ein Ghetto‹: Aussagen wie diese
bereiten Menschen wie Dorothea Haubold
nicht sonderlich Freude. Dorothea Haubold
arbeitet im Referat Stadtumbau des Ressorts
für Umwelt, Bau, Verkehr und Europa und hier
insbesondere daran, dass sich Stadtteile wie
Lüssum so verändern, dass ihr schlechter Ruf
nicht mehr ganz so schlecht ist. ›Soziale
Stadt‹ heißt das 1999 bundesweit aufgelegte
Bund-Länder-Programm, das sozial schwierige
Stadtteile wie Lüssum-Bockhorn stabilisieren
soll. ›Es wird immer Orte der Erstintegration
geben‹, sagt Dorothea Haubold – Orte, an
denen Menschen ankommen, an denen sie
das neue Land zum ersten Mal kennenlernen,
an denen sie ausprobieren, wie man hier leben
kann. Lüssum ist ein solcher Einstiegsort.
Keine gute Adresse, wenn man sich um Arbeit
bewirbt. Viele gehen weg, wenn sie können.
Die Hälfte der Menschen,
die in der Lüssumer Heide
wohnen, haben einen
Migrationshintergrund, die
meisten von ihnen einen
türkischen, die zweitgrößte
Gruppe ist die der Aussied-
ler. Besonders viele Kinder
und junge Menschen leben
hier, die Quote der Alleiner-
ziehenden ist ›extrem hoch‹, heißt es in einer
Evaluation der beiden Programme ›Wohnen in
Nachbarschaften‹ und ›Soziale Stadt‹ aus dem
Jahr 2004. Weiter steht da: ›Hinsichtlich der
Arbeitslosigkeit und des Sozialhilfebezugs
weist Lüssum die höchsten Anteile aller Pro-
grammgebiete auf. Jedes zweite Kind ist von
der Sozialhilfe abhängig.‹ Zwar habe sich seit
Ende der 1990er die Lage im Stadtteil beru-
higt, aber immer noch seien ›Störungen‹ im
Vergleich zu den anderen Stadtteilen, in denen
die Programme greifen, ›überdurchschnittlich
häufig.‹ Die Ursachen laut Bericht: ›Zerstörun-
gen, Müll, Alkoholiker und Aggressivität.‹ Und:   

5 Vom Ankommen, 
vom Weggehen und vom Bleiben

Susanne Gieffers ❘ Journalistin

Hohe Arbeitslosigkeit, hohe Jugendkriminalität,
viele Nationalitäten auf engem Raum: 
Lüssum ist kein Platz zum Träumen. Doch 
hier gibt es Menschen, die den Stadtteil nicht
abgeschrieben haben, sondern Neues 
aufbauen – mit Erfolg. Einblicke in einen Ort 
im Wandel

Vom Ankommen, vom Weggehen und vom Bleiben

Besonders viele Kinder 
und junge Menschen 
leben hier, die Quote der 
Alleinerziehenden ist 
›extrem hoch‹.
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sie auf Dauer hier blieben,
›das würde ich mir nicht
anmaßen‹, sagt sie und
denkt einen Moment nach.
›Ihnen soll es besser gehen‹, erklärt sie,
gefragt nach dem Ziel ihrer Arbeit. ›Aber wo
es ihnen besser geht – ob hier oder in Heme-
lingen – das ist doch egal.‹

Zum Beispiel Ewa*: Seit neun Jahren lebt die
Polin in Lüssum, seit neun Monaten arbeitet
sie im Küchenprojekt im Haus der Zukunft. 
Die gelernte Floristin und Mutter zweier Kinder
hätte auch gerne in einem Blumenladen gear-
beitet. ›Aber da habe ich nichts gefunden‹,
erzählt sie, ›die Stunden waren zuviel.‹ Mag
sie Lüssum? ›Ach, keine Ahnung‹, sagt Ewa,
›was soll ich antworten?‹ Sie mag ihre Arbeit
im Haus der Zukunft, ›da bin ich ein bisschen
beschäftigt.‹ Die 31-Jährige ist stolz darauf,
dass ihre Kinder beide Sprachen – polnisch
und deutsch – beherrschen. Auch nach neun
Jahren in Deutschland hat sie noch Heimweh,
erzählt von ihrer Familie in Polen und von ihrer
Arbeit dort: ›Ich hatte eine ganz tolle Arbeit, in

Heike Binne:
›Aber wo es ihnen besser
geht – ob hier oder in
Hemelingen – das ist 
doch egal.‹Stadtteil bei.‹ Mehr als ein Tropfen, aber noch

lang nicht genug. Dass ihre Arbeit und die
ihrer Kollegen nicht nur hier, sondern allge-
mein in sozial schwierigen Stadtteilen nicht
immer projekthaft aus verschiedenen Pro-
grammen mit verschiedenen Laufzeiten und
verschiedenen Zielsetzungen bezahlt, sondern
für ›Schlüsselprojekte‹ endlich verstetigt
werde, das wünscht sich die Quartiersmana-
gerin. ›Wir werden in ständig neue Wettbe-
werbssituationen gejagt‹, erzählt sie. So auch
beim Programm ›Mehrgenerationenhaus‹, für
das sich das Haus der Zukunft als einzige 
Bremer Institution qualifizierte und dafür kürz-
lich Besuch von Bundesfamilienministerin
Ursula von der Leyen bekam. Um Programm
und Titel hatte sich unter anderem auch
Hemelingen beworben. Es hätte den Zuschlag
auch gut gebrauchen können. ›Wettbewerb 
ist gut, um nicht zu vertorfen‹, sagt Binne,
›aber er bindet zuviel Kraft. Man kann sich
nicht pausenlos bewerben.‹

Heike Binne hat viele Menschen kommen und
gehen gesehen in Lüssum. Zu erreichen, dass

Vom Ankommen, vom Weggehen und vom Bleiben

›Zudem besteht ein hohes Potenzial an nach-
barschaftlichen Konflikten, vor allem mit her-
anwachsenden Jugendlichen sowie zwischen
den Nationalitäten.‹

Dorothea Haubold und ihre Kolleg/innen
arbeiten mit den Stadterneuerungsprogram-
men an zwei Zielen: vor allem geht es um kon-
krete Hilfe im Stadtteil, Hilfe für Jugendliche,
für Familien, für Arbeitsuchende. Dafür werden

beispielsweise Quartiersmana-
ger in den Programmgebieten
eingesetzt, die Akteure vernet-
zen und Projekte entwickeln.
Es werden lokale Quartierszen-
tren geplant und gebaut, in
denen Unterstützungsangebote
wie frühe Elternberatung,
Sprachkurse und mehr stattfin-

den können. Zudem geht es aber auch darum,
einem gebeutelten Stadtteil wie Lüssum ein
besseres Image zu verschaffen – nicht, weil
sich das nach außen besser macht, ›sondern‹,
betont Haubold, ›weil es das Selbstbewusst-
sein der Menschen vor Ort stärkt.‹ Denn: 
›Die Menschen vor Ort müssen ihren Stadtteil
schätzen können.‹

Wenn man dem Selbstbewusstsein von Lüs-
sum einen Namen geben wollte, so hieße es
Heike Binne. Sie ist die Quartiersmanagerin in
Lüssum und leitet das Haus der Zukunft in der
Lüssumer Heide, ein lichtes Gebilde mit vielen
Fenstern, viel Holz und vielen Menschen, 
die hier ein und aus gehen. Treffpunkt, Café,
Schulungsort, Arbeitsplatz – das Haus der
Zukunft hat viele Funktionen. Im Ankommens-
ort Lüssum soll hier das Ankommen seinen
Platz haben. ›Erstintegration‹, heißt das im
Fachdeutsch, und die besteht im Haus der
Zukunft unter anderem in Deutsch- und Alpha-
betisierungskursen, in Erziehungsberatung
oder Integrationskursen. ›Eine unserer Aufga-
ben ist es, so früh wie möglich mit Risikofami-
lien in Kontakt zu kommen‹, sagt Heike Binne,
und das seien längst nicht nur Migranten, son-
dern oft auch deutsche Familien, die in zwei-
ter oder dritter Generation von staatlicher
Unterstützung leben. ›Was kommt nach dem
Fläschchen – kann ich da gleich Pommes
geben?‹, beschreibt Binne trocken das Niveau,
auf dem ihre Hilfs- und Beratungsangebote

häufig ansetzen müssen. Ja, es sei so, sagt
sie, viele ziehen nach einer ersten Orientie-
rungsphase weg. ›Zu sagen, hier trennt sich
die Spreu vom Weizen, würde denen Unrecht
tun, die hier wohnen und bleiben‹, meint sie
nachdenklich, ›aber zum Teil ist es schon so.‹

Der Ansatz von Binne und ihren Kolleg/in-
nen: nicht die Defizite, sondern die Möglich-
keiten sehen und schätzen. ›Es ist viel, viel
Potenzial da, was gar nicht richtig eingesetzt
werden kann‹, sagt sie. Deshalb bietet das
Haus der Zukunft viele Möglichkeiten der Ent-
faltung.

Ein Beispiel, das Binne gerne zitiert: das
Küchenprojekt im Haus. Hier arbeiten Deut-
sche und Migrant/innen im Rahmen von Ein-
Euro-Jobs als Küchenkräfte und bieten jeden
Werktag einen inzwischen sehr gefragten 
Mittagstisch an. Meist waren die Frauen zuvor
zuhause, sind hier zum ersten Mal oder 
nach langer Zeit wieder gefordert. ›Ich werde
gebraucht, es ist sinnvoll, was ich hier
mache‹, beschreibt Heike Binne das Gefühl,
das sich vielen der Ein-Euro-Jobberinnen hier
vermittelt. Viele schaffen von hier den Sprung
in eine Weiterbildung oder Qualifizierung.

›Ich bin nicht sozialromantisch‹, betont die
Quartiersmanagerin und meint damit, dass
nichts zu beschönigen sei, wo nichts zu
beschönigen ist: Die Jugendkriminalität zum
Beispiel ist hoch in Lüssum, ›und das sind
meist Jungs aus dem Migrantenbereich.‹
Chancen auf Bildung und Ausbildung bräuch-
ten sie wie überhaupt alle Kids hier, statt den
Drogendealer als Vorbild.

Wenn Heike Binne spricht, dann wird sie auch
mal etwas lauter – vor allem dann, wenn es
um Strukturen geht, in denen bestimmte Grup-
pen von vornherein keine Chance haben. Dass
ein Fünftel der Lüssumer Schüler ins Förder-
zentrum, früher: Sonderschule, geht, ›das ist
doch ein Armutszeugnis! Die Schulen haben 
zu wenig Fördermöglichkeiten und zu wenig
Personal gerade dort, wo mehr gebraucht
wird!‹, schimpft sie.

Hält Binne ihre Arbeit für einen Tropfen auf
den heißen Stein? ›Es ist mehr als das‹, ant-
wortet sie, das gesamte Maßnahmenbündel
der sozialen Angebote und sozialpädagogi-
schen Arbeit ›trägt schon zur Entwicklung im

›Die Menschen vor 
Ort müssen ihren Stadtteil
schätzen können.‹
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einem schönen großen Laden – tja, und jetzt
…‹ Sie lässt den Satz offen. Freunde habe sie
hier kaum, ›nur die Arbeitskolleginnen.‹ Auf
die Frage, was sie sich wünscht, überlegt sie
eine ganze Weile. ›Gute Arbeit‹, sagt sie dann,
›und dass ich nicht nur einen Euro verdiene,
sondern meine Familie ernähren kann.‹ Im
Herbst, wenn der Ein-Euro-Job in der Küche
ausgelaufen ist, will sie im Haus der Zukunft
ihr Deutsch weiter verbessern, den Umgang
mit dem Computer lernen – und Bewerbungen
schreiben.

›Zuviele von unserer Sorte auf einem Haufen‹,
sagt Sibel* und lacht. Vorher hat sie in Heme-
lingen gewohnt, dann ist die 25-Jährige nach
Lüssum gezogen, jetzt wohne ihre ganze
Familie, auch die ihres Mannes hier. Ob sie
mit dem ›Zuviel von unserer Sorte‹ ihre Fami-
lie oder allgemein die Kurden in Lüssum
meint, lässt sie offen. ›Einerseits ist das ja
gut‹, sagt sie, ›aber die sind alle immer so
neugierig und wollen alles wissen.‹ Doch, wohl
fühle sie sich hier schon, ›mittlerweile‹. Auch
sie arbeitet als Ein-Euro-Jobberin in der Küche
im Haus der Zukunft. Die Arbeit mache Spaß,
ein Traumjob ist es nicht. Was dann? ›Wenn
ich das wüsste, dann hätte ich eine Ausbil-
dung gemacht‹, antwortet Sibel. Sie hat es
versucht, sich beworben als Frisörin, im Ein-
zelhandel – ohne Erfolg. Ihr Küchenjob läuft
noch bis Anfang nächsten Jahres, ›dann werde
ich mich nach irgendwas festem umschauen‹,
erklärt sie, und setzt nach: ›Aber das wird
wohl schwierig.‹ Muss man dafür weg aus Lüs-
sum? Nö, findet Sibel: ›Wenn man was werden
will, kann man das überall werden.‹

›Karate fängt mit Respekt an und hört mit
Respekt auf‹, sagt Hüseyin Yildirim und guckt
ein bisschen streng – so wird er wohl auch
gucken, wenn er diesen Satz seinen Schülern

mit auf den Weg gibt.
Denn fehlender Respekt ist
oft im Spiel, wenn Jugend-
liche aneinander geraten.
Um Geist, um Konzentrati-
on gehe es bei Karate,
sagt Yildirim, der den
Sport seit über 30 Jahren
praktiziert. In Lüssum hat

er den TuS International ins Leben gerufen.
Rund 40 Mitglieder aus zehn Nationen zählt
der junge Verein und er wächst stetig. Mehre-
re Sportarten werden angeboten, aber Yildi-
rims Herzensangelegenheit ist und bleibt das
Karate: mehr als ein Sport, eine Haltung, die
innerlich stark macht und Gewalt damit ver-
zichtbar. ›Wenn die Kinder das ein paar Jahre
gemacht haben, dann können sie sich beherr-
schen. Auch mit Ausdrücken‹, sagt Yildirim,
›darauf bin ich stolz.‹

Hüseyin Yildirim weiß, wie wichtig innere
Stärke ist, wenn äußerlich vieles besser sein
könnte. Gemeinsam mit seiner Familie betrieb
er einen Imbiss und eine Gaststätte, hat dann
viele Jahre in einer Fabrik gearbeitet. Seit vier
Jahren ist er arbeitslos. ›Das
ist nicht so einfach‹, sagt er,
›ich brauche Beschäftigung.
Durch den Verein komme ich
wieder unter Leute. Gottsei-
dank.‹ Seit sieben Jahren
wohnt er in Lüssum, eigent-
lich kein schlechtes Pflaster,
findet er. Aber: ›Es gibt hier
viele Arbeitslose. Wenn sie
Arbeit fänden, würden sie weggehen.‹ Rund
60 Bewerbungen hat Hüseyin Yildirim ge-
schrieben, ohne Erfolg, nicht mal einen Ein-
Euro-Job hatte die Bagis für ihn. Also widmet
er dem TuS International seine Zeit und Kraft.
›Das ist gelobt worden hier‹, erzählt er, ›aber
viele Leute sagen, Mensch, hast du nicht
anderes zu tun? Nee, sag ich dann, ich bin
immer noch arbeitslos, ich brauche Beschäf-
tigung.‹ Der Verein ist ein Erfolg, und er
wächst. Derzeit wird in zwei Turnhallen, im
Haus der Zukunft, im Spielhaus und in der
Tami-Oelfken-Schule trainiert. Vielleicht wird
das mal anders. ›Mein größter Wunsch‹, sagt
Hüseyin Yildirim, ›ist ein eigener Trainingsort.‹

›Alles ist schwächenorientiert‹, sagt Maren
Maetze nach dem Gespräch mit Mark, Tom
und den anderen. Sie klingt wütend: ›Denen
wird immer gesagt, was sie alles nicht kön-
nen.‹ Maren Maetze arbeitet mit den Jugend-
lichen von der Schule In den Sandwehen, 
versucht aus Jungs wie Ben und Mehmet her-
auszuholen, was sie sich wirklich wünschen,
und zu stärken, was in ihnen steckt. 

Vom Ankommen, vom Weggehen und vom Bleiben

Hüseyin Yildirim:
›Karate fängt mit 
Respekt an und hört mit
Respekt auf.‹

›Es gibt hier viele 
Arbeitslose. Wenn sie 
Arbeit fänden, 
würden sie weggehen.‹
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Dass sie nun sagen können, ›dass sie sich
eigentlich alle einen viel liebevolleren Umgang
wünschen‹, das ist für Maetze ein Erfolg. Ein-
mal die Woche kommen die Jugendlichen aus
ihrem regulären Unterricht in dieses soziale
Training, das im Rahmen des EU-Programms
›Lokales Kapital für soziale Zwecke‹ (LOS) 
realisiert wird. Hier versuchen sie gemeinsam
mit Maren Maetze herauszufinden, was ihnen
wichtig ist im Leben, wo es hingehen könnte
nach einem hoffentlich geschafften Schulab-
schluss. Es ist immer das gleiche: Sie alle

wollen Arbeit. ›Ich will nicht
einer von den vier Millionen
Arbeitslosen werden‹, sagt
Ben. Aber dafür muss man
erst mal wissen, welchen Job
man sich wünscht, man muss
etwas dafür tun – und man
muss damit umgehen können,
dass es nicht beim ersten

Anlauf klappt und manchmal auch nicht bei
vielen weiteren. ›Das trainieren wir‹, so Maren
Maetze. Und sie üben das Miteinander: sich
eingestehen können, dass man es gerne sanf-
ter hätte. Erkennen, was bei anderen nicht 
so toll ankommt und das ändern. ›Ich habe
hier gelernt, mich nicht mehr so viel über 
andere lustig zu machen‹, sagt einer der
Jungs. Auf einem großen Papier an der Wand
hat jeder hinter seinem Namen eine kleine
Regel stehen, die er versuchen soll zu befol-
gen: ›weniger entwertende Ausdrücke‹, heißt
es da bei einem, ›sich öfter melden‹, bei
einem anderen, hinter Maren Maetzes Namen
steht: ›weniger belehren‹. 

Was ein solches Training bewirken kann, zeigt
der Fall von Simon*. Der Junge mit der Iroke-
senfrisur hatte sich auf einen Ausbildungsplatz
als Maler und Lackierer beworben. Nicht sein
Traumjob, das wäre Karosseriebau gewesen,
aber da gab es nichts. Die Hürde zum persön-
lichen Vorstellen hat er genommen. Vor dem
Gespräch dann üben er und Maren Maetze 
die Bewerbungssituation und zeichnen das
Geschehen mit einer Videokamera auf. Nicht
soviel rumzappeln solle er, ein bisschen stiller
auf seinem Stuhl sitzen. Vielleicht den Iroke-
sen für diesen einen Tag runterkämmen? Am
Tag vor dem echten Gespräch kommt Simon
noch mal zu Maren Maetze in einer neuen
Hose: ›Guck mal, geht das so?‹ Ein bisschen
hat er sich angepasst, auf die coole Attitüde
verzichtet. Und doch ist Simon er selbst
geblieben – sein geliebtes schrill gemustertes
Sweatshirt, das hat er angelassen. ›Die ande-
ren sind alle im Hemd gekommen‹, sagt er
und lächelt, ›nur ich nicht.‹ In einem Betrieb,
in dem es ums Anpacken geht, hat das 
Eindruck gemacht. 18 junge Leute haben sich
auf die Ausbildung beworben, acht wurden
genommen. Simon ist einer von ihnen.

*Namen geändert 

›Ich habe hier gelernt, 
mich nicht mehr soviel über
andere lustig zu machen.‹
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Zu Abbildung 1.1: 
Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen (SGB II)
Stadt Bremen

In der Stadt Bremen wurde die (bisher) größte
Zahl erwerbsfähiger Hilfebedürftiger im Sinne
des SGB II (Hartz IV)1 im Mai 2006 registriert:
56.823 Frauen und Männer im Alter von 15
bis unter 65 Jahren waren im Mai 2006 auf
Arbeitslosengeld II angewiesen. Bis Dezember
2006 sank die Zahl auf 55.015. In den Winter-
monaten stieg die Zahl auf 55.701 im März
2007. In diesem bisher letzten Berichtsmonat
mit vorliegenden revidierten Daten waren
damit in der Stadt Bremen – trotz deutlich
gesunkener (registrierter) Arbeitslosigkeit –
lediglich 918 (1,6 Prozent) weniger Frauen
und Männer auf Arbeitslosengeld II angewie-
sen als ein Jahr zuvor.

Der Anteil der Frauen ist weiter leicht
gestiegen. Im März 2007 waren genau die
Hälfte (50,0 Prozent) der erwerbsfähigen 
Hilfebedürftigen Frauen. Ein Jahr zuvor, im
März 2006, waren dies 49,3 Prozent.
Nachrichtlich:2 In der Stadt Bremen erhielten
im März 2007 insgesamt 1.291 Menschen 
Hilfen zum Lebensunterhalt außerhalb von Ein-
richtungen gemäß Kapitel 3 SGB XII (Sozial-
hilfe). 279 davon waren Kinder im Alter von
unter 18 Jahren, 964 waren 18 bis unter 65
Jahre alt und 48 waren 65 Jahre und älter.
Von den 964 Menschen im Alter von 18 bis
unter 65 Jahren waren 470 (48,8 Prozent)
Frauen. Informationen über Bewegungen zwi-
schen dem Rechtskreis SGB II einerseits und
Kapitel 3 SGB XII andererseits liegen zurzeit
noch keine vor.

Zu Abbildung 1.2:
Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen pro
1.000 Einwohner/innen nach Altersgruppen
Stadt Bremen

In der Stadt Bremen3 waren im März 2007 von
1.000 Einwohner/innen im Alter von 15 bis unter
65 Jahren 153 auf Arbeitslosengeld II angewie-
sen. Von 1.000 Männern im entsprechenden
Alter waren dies 152, von 1.000 Frauen 153.

Die Arbeitslosengeld-II-Dichte, die Zahl der
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen pro 1.000
Einwohner/innen, liegt in den Altersgruppen

der 15- bis unter 25-Jährigen und insbesonde-
re der 25- bis unter 50-Jährigen über diesem
Durchschnitt, in den Altersgruppen der 50- bis
unter 55-Jährigen und 55- bis unter 65-Jähri-
gen darunter.

Im März 2007 waren in der Altersgruppe der
15- bis unter 25-Jährigen 160 von 1.000 Ein-
wohnern und Einwohnerinnen dieser Altersgrup-
pe auf Arbeitslosengeld II angewiesen, in der
Altersgruppe der 25- bis unter 50-Jährigen – der
Altersgruppe mit der inzwischen höchsten
Arbeitslosengeld-II-Dichte – 170.

In der Altersgruppe der 50- bis unter 55-
Jährigen waren zum selben Zeitpunkt 134
von 1.000 Einwohnerinnen und Einwohnern
dieser Altersgruppe Empfänger/innen von
Arbeitslosengeld II und in der Altersgruppe der
55- bis unter 65-Jährigen – die Altersgruppe
mit der niedrigsten Arbeitslosengeld-II-Dichte –
102 von 1.000.

In den Altersgruppen von 15 bis unter 25
und von 25 bis unter 50 Jahren ist die Arbeits-
losengeld-II-Dichte bei den Frauen höher als
bei den Männern: 167 von 1.000 bei den Frau-
en im Alter von unter 25 Jahren (Männer: 152
von 1.000) und 175 von 1.000 bei den Frauen
im Alter von 25 bis unter 25 Jahren (Männer:
166 von 1.000). In den Altersgruppen von 50
bis unter 55 und 55 bis unter 65 Jahren liegt
die Arbeitslosengeld-II-Dichte bei den Frauen
dagegen deutlich unter der bei den Männern:
124 von 1.000 bei den Frauen im Alter von 50
bis unter 55 Jahren (Männer: 145 von 1.000),
91 von 1.000 bei den Frauen im Alter von 55
bis unter 65 Jahren (Männer: 113 von 1.000).

1 Sozialgesetzbuch Zweites Buch – 

Grundsicherung für Arbeitsuchende.

2 Quelle: PROSOZ Bremen, übermittelt vom Senator für Arbeit, 

Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales; eigene Berechnungen.

3 Die Quoten im März 2007 beziehen sich auf die Zahl der Einwoh-

ner/innen Ende 2006. In der Stadt Bremen lebten Ende 2006

insgesamt 365.096 Einwohner/innen im Alter von 15 bis unter

65 Jahren, darunter 181.861 Frauen. Von den 365.096 Einwoh-

ner/innen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren waren 63.626 

15 bis unter 25 Jahre (darunter 32.483 Frauen), 200.220 

25 bis unter 50 Jahre (darunter 97.715 Frauen), 35.583 50 bis

unter 55 Jahre (darunter 18.153 Frauen) und 65.667 55 bis

unter 65 Jahre alt (darunter 33.510 Frauen).
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Zu Abbildung 2.1:
Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen (SGB II)
Stadt Bremerhaven

In der Stadt Bremerhaven wurde die (bisher)
größte Zahl erwerbsfähiger Hilfebedürftiger im
Sinne des SGB II (Hartz IV) bereits im März
2006 registriert: 17.405 Frauen und Männer im
Alter von 15 bis unter 65 Jahren waren im März
2006 auf Arbeitslosengeld II angewiesen. 
Bis Dezember 2006 sank die Zahl auf 16.899.
In den Wintermonaten stieg die Zahl auf 17.130
im März 2007. In diesem bisher letzten
Berichtsmonat mit vorliegenden revidierten
Daten waren damit in der Stadt Bremerhaven –
trotz deutlich gesunkener (registrierter) Arbeits-
losigkeit – lediglich 275 (1,6 Prozent) weniger
Frauen und Männer auf Arbeitslosengeld II
angewiesen als im entsprechenden Vorjahres-
monat.

Die Zahl der Frauen erreichte in der Stadt
Bremerhaven erst im bisher letzten Berichtsmo-
nat (März 2007) mit 8.465 den bisher höchsten
Stand.

Der Anteil der Frauen ist dementsprechend
weiter leicht gestiegen. Im März 2007 waren
49,4 Prozent der erwerbsfähigen Hilfebedürfti-
gen Frauen. Ein Jahr zuvor, im März 2006,
waren dies 48,3 Prozent.
Nachrichtlich:4 In der Stadt Bremerhaven erhiel-
ten im Juni 2006 insgesamt 382 Menschen 
Hilfen zum Lebensunterhalt außerhalb von Ein-
richtungen gemäß Kapitel 3 SGB XII (Sozialhilfe),
darunter 198 Frauen. Aktuellere und differenzier-
tere Daten liegen hier zurzeit nicht vor.

Zu Abbildung 2.2:
Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen pro
1.000 Einwohner/innen nach Altersgruppen
Stadt Bremerhaven

In der Stadt Bremerhaven5 waren im März
2007 von 1.000 Einwohner/innen im Alter von
15 bis unter 65 Jahren 227 auf Arbeitslosen-
geld II angewiesen. Von 1.000 Männern im
entsprechenden Alter waren dies 223, von
1.000 Frauen 231.

Die Arbeitslosengeld-II-Dichte, die Zahl der
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen pro 1.000
Einwohner/innen, lag damit in der Stadt Bre-
merhaven um 48,4 Prozent über der in der

Stadt Bremen.6 Bei den Männern betrug die
negative Abweichung 46,8 Prozent, bei den
Frauen 50,9 Prozent.

Die Arbeitslosengeld-II-Dichte liegt in den
Altersgruppen der 15- bis unter 25-Jährigen
und der 25- bis unter 50-Jährigen deutlich
über dem Durchschnitt, in den Altersgruppen
der 50- bis unter 55-Jährigen und 55- bis
unter 65-Jährigen deutlich darunter.

Im März 2007 waren in der Altersgruppe
der 15- bis unter 25-Jährigen und der Alters-
gruppe der 25- bis unter 50-Jährigen jeweils
260 von 1.000 Einwohnern und Einwohnerin-
nen dieser beiden Altersgruppen mit der 
höchsten Arbeitslosengeld-II-Dichte auf Arbeits-
losengeld II angewiesen.

In der Altersgruppe der 50- bis unter 55-Jähri-
gen waren dies zum selben Zeitpunkt 185 von
1.000 und in der Altersgruppe der 55- bis unter
65-Jährigen – die Altersgruppe mit der niedrig-
sten Arbeitslosengeld-II-Dichte – 129 von 1.000.

In den Altersgruppen von 15 bis unter 25
und von 25 bis unter 50 Jahren ist die Arbeits-
losengeld-II-Dichte bei den Frauen höher als
bei den Männern: 279 von 1.000 beziehungs-
weise 268 von 1.000 bei den Frauen, 242 von
1.000 beziehungsweise 252 von 1.000 bei
den Männern. In den Altersgruppen von 50 bis
unter 55 und 55 bis unter 65 Jahren liegt die
Arbeitslosengeld-II-Dichte bei den Frauen dage-
gen deutlich unter der bei den Männern: 169
von 1.000 beziehungsweise 123 von 1.000
bei den Frauen und 201 von 1.000 bezie-
hungsweise 135 von 1.000 bei den Männern.

4 Quelle: Open PROSOZ, übermittelt vom Senator für Arbeit, Frauen,

Gesundheit, Jugend und Soziales.

5 Die Quoten im März 2007 beziehen sich auf die Zahl der Einwoh-

ner/innen Ende 2006. In der Stadt Bremerhaven lebten Ende 2006

insgesamt 75.483 Einwohner/innen im Alter von 15 bis unter 65

Jahren, darunter 36.639 Frauen. Von den 75.483 Einwohner/innen

im Alter von 15 bis unter 65 Jahren waren 14.292 15 bis unter 25

Jahre (darunter 7.003 Frauen), 38.732 25 bis unter 50 Jahre 

(darunter 18.457 Frauen), 8.150 50 bis unter 55 Jahre (darunter

4.151 Frauen) und 14.309 55 bis unter 65 Jahre alt (darunter

7.028 Frauen).

6 Der relative Abstand der Arbeitslosengeld-II-Dichte zwischen den 

beiden bremischen Städten im März 2007 (48,4 Prozent) ist höher

als der relative Abstand der Sozialhilfedichte in der Stadt Bremer-

haven von der Sozialhilfedichte in der Stadt Bremen Ende 2004:

45,9 Prozent (vergleiche Armutsbericht 2005, S. 118).
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Tabelle 1.1: Empfängerinnen und Empfänger von Arbeitslosengeld II – 
Stadt Bremen
revidierte Daten

März in % von Juni in % von September in % von Dezember in % von März in % von

2006 eHb 2006 eHb 2006 eHb 2006 eHb 2007 eHb

Personen insgesamt (eHb und nEf)1 78.427    78.552    78.029    76.753    77.545    

Personen pro Bedarfsgemeinschaft 1,78      1,78      1,84    1,90      1,91      

darunter (Personen insgesamt)

erwerbsfähige Hilfebedürftige (eHb)2 56.619    56.690    56.143    55.015 55.701     

eHb pro Bedarfsgemeinschaft 1,29      1,28      1,32       1,36      1,37      

■ Männer 28.723    28.685   28.181   27.534    27.853    

■ Frauen 27.896    49,3% 28.005    49,4% 27.962    49,8% 27.481    50,0% 27.848      50,0%

Altersstruktur erwerbsfähige Hilfebedürftige (eHb)

15 bis unter 25 Jahre 10.759    19,0% 10.891   19,2% 10.419    18,6% 9.958    18,1% 10.159     18,2%

■ Männer (15 bis unter 25) 5.133    5.229    4.872    4.632  4.722    

■ Frauen (15 bis unter 25) 5.626    52,3% 5.662    52,0% 5.547       53,2% 5.326    53,5% 5.437      53,5%

25 bis unter 50 Jahre 34.651     61,2% 34.448    60,8% 34.266   61,0% 33.634    61,1% 34.078     61,2%

■ Männer (25 bis unter 50) 17.510    17.319    17.151    16.781    16.980    

■ Frauen (25 bis unter 50) 17.141    49,5% 17.129    49,7% 17.115    49,9% 16.853   50,1% 17.098       50,2%

50 bis unter 55 Jahre 4.735    8,4% 4.762    8,4% 4.799   8,5% 4.772    8,7% 4.770        8,6%

■ Männer (50 bis unter 55) 2.538    2.547    2.513    2.507    2.519    

■ Frauen (50 bis unter 55) 2.197    46,4% 2.215    46,5% 2.286    47,6% 2.265    47,5% 2.251         47,2%

55 bis unter 65 Jahre 6.474    11,4% 6.589    11,6% 6.659    11,9% 6.651   12,1% 6.694        12,0%

■ Männer (55 bis unter 65) 3.542    3.590    3.645    3.614    3.632    

■ Frauen (55 bis unter 65) 2.932    45,3% 2.999    45,5% 3.014    45,3% 3.037    45,7% 3.062         45,7%

1 erwerbsfähige Hilfebedürftige (eHb – Empfängerinnen bzw. Empfänger von Arbeitslosengeld II) und 

nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige (nEf – Empfängerinnen bzw. Empfänger von Sozialgeld) 

2 Empfängerinnen bzw. Empfänger von Arbeitslosengeld II

Quellen: Bundesagentur für Arbeit – Statistik Datenzentrum; eigene Berechnungen

Zu Tabelle 1.1:
Empfängerinnen und Empfänger 
von Arbeitslosengeld II 
Stadt Bremen

In der Stadt Bremen lebten im März 2007
insgesamt 77.545 Menschen im Alter von 
unter 65 Jahren in 40.685 sogenannten SGB-II-
Bedarfsgemeinschaften7, darunter 55.701
erwerbsfähige Hilfebedürftige im Sinne des
SGB II8. Dies waren 882 (1,1 Prozent) weniger
als ein Jahr zuvor – 918 weniger erwerbsfähige
Hilfebedürftige und 36 mehr nicht erwerbsfähi-
ge Hilfebedürftige.

Im März 2007 lag die Zahl der erwerbsfähi-
gen hilfebedürftigen Männer 870 (3,0 Prozent)
und die der erwerbsfähigen hilfebedürftigen
Frauen lediglich 48 (0,2 Prozent) unter dem
entsprechenden Bestand ein Jahr zuvor. Der
Anteil der Frauen an den 55.701 erwerbsfähi-
gen Hilfebedürftigen im März 2007 betrug 50,0
Prozent (27.848), 0,7 Prozentpunkte mehr 
als ein Jahr zuvor.

In den SGB-II-Bedarfsgemeinschaften in der
Stadt Bremen lebten im März 2007 durch-
schnittlich 1,91 Personen, davon 1,37 erwerbs-
fähige Hilfebedürftige und 0,54 nicht erwerbs-
fähige Hilfebedürftige. Ein Jahr zuvor, im 
März 2006, waren die SGB-II-Bedarfsgemein-
schaften im Durchschnitt deutlich kleiner: 1,78
Personen, darunter 1,29 erwerbsfähige Hilfe-
bedürftige.9

18,2 Prozent der erwerbsfähigen Hilfebe-
dürftigen (Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen)
im März 2007 waren 15 bis unter 25 Jahre,
61,2 Prozent waren 25 bis unter 50 Jahre, 8,6
Prozent waren 50 bis unter 55 Jahre und 12,0
Prozent waren 55 bis unter 65 Jahre alt. Im
Vergleich mit März 2006 ist der Anteil der 15-
bis unter 25-Jährigen gesunken – von 19,0 auf
18,2 Prozent – und der Anteil der 50- bis unter
55-Jährigen und der 55- bis unter 65-Jährigen
gestiegen – von 8,4 auf 8,6 Prozent bezie-
hungsweise von 11,4 auf 12,0 Prozent.

Der Anteil der Frauen an den Arbeitslosen-
geld-II-Empfänger/innen ist in der Altersgruppe
der 15- bis unter 25-Jährigen am höchsten. Im
März 2007 waren in der Stadt Bremen 53,5

Prozent der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
Frauen (März 2006: 52,3 Prozent). Anders
betrachtet: Von den 27.848 Arbeitslosengeld-II-
Empfängerinnen waren 19,5 Prozent unter 25
Jahre alt, von den 27.853 Arbeitslosengeld-II-
Empfängern (männlich) waren dies dagegen
›nur‹ 17,0 Prozent.

Auch in der Altersgruppe der 25- bis unter
50-Jährigen lag der Anteil der Frauen an den
Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen im März
2007 mit 50,2 Prozent geringfügig über dem
Durchschnitt von 50,0 Prozent.10

In den Altersgruppen der 50- bis unter 55-
und 55- bis unter 65-Jährigen lag der Anteil der
Frauen an den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
im März 2007 mit 47,2 beziehungsweise 45,7
Prozent deutlich unter dem Anteil der Frauen an
den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen insgesamt.
Allerdings ist auch in diesen beiden Altersgrup-
pen im Vergleich zum März 2006 ein leichter
Anstieg des Frauenanteils zu beobachten: von
46,4 auf 47,2 Prozent in der Altersgruppe der
50- bis unter 55-Jährigen und von 45,3 Prozent
auf 45,7 Prozent in der Altersgruppe der 55-
bis unter 65-Jährigen.

7 Zu den SGB-II-Bedarfsgemeinschaften in der Stadt Bremen verglei-

che Tabelle 2.1.

8 Neben den 55.701 erwerbsfähigen Hilfebedürftigen (= Arbeitslo-

sengeld-II-Empfänger/innen) lebten in diesen Bedarfsgemeinschaf-

ten 21.844 nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige (Sozialgeld-Empfän-

ger/innen), darunter 20.967 Kinder im Alter von unter 15 Jahren.

Vergleiche dazu Tabelle 6.

9 Hauptgrund für den Anstieg der hilfebedürftigen Personen pro SGB-

II-Bedarfsgemeinschaft ist die am 1. Juli 2006 in Kraft getretene

Einschränkung des Rechts hilfebedürftiger junger Menschen auf

eine eigene Wohnung und die geänderte Abgrenzung von Bedarfs-

gemeinschaften in § 7 SGB II durch das ›Gesetz zur Änderung 

des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze‹ vom

24. März 2006 (Bundesgesetzblatt I, S. 558).

10 Eine differenzierte Betrachtung der Altersstruktur der Altersgruppe

der 25- bis unter 50-Jährigen (zum Beispiel in Fünf-Jahres-Alters-

gruppen) würde vermutlich zeigen, dass der Frauenanteil insbeson-

dere in den Altersgruppen der 25- bis unter 30- und 30- bis unter

35-Jährigen deutlich über diesen 50,2 Prozent liegt. Die einseitige

Verteilung der Betreuungspflichten für Kinder dürfte – in Verbin-

dung mit fehlenden öffentlichen Betreuungsangeboten – der

wesentliche Grund dafür sein. 
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Zu Tabelle 1.2:
Empfängerinnen und Empfänger 
von Arbeitslosengeld II
Stadt Bremerhaven

In der Stadt Bremerhaven lebten im März 2007
insgesamt 23.825 Menschen im Alter von 
unter 65 Jahren in 12.125 sogenannten SGB-II-
Bedarfsgemeinschaften11, darunter 17.130
erwerbsfähige Hilfebedürftige im Sinne des
SGB II.12 Dies waren 344 (1,4 Prozent) Hilfebe-
dürftige weniger als ein Jahr zuvor – 275
weniger erwerbsfähige Hilfebedürftige und 69
nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige. 

Im März 2007 lag die Zahl der erwerbsfähi-
gen hilfebedürftigen Männer 334 (3,7 Prozent)
unter, die der erwerbsfähigen hilfebedürftigen
Frauen 59 (0,7 Prozent) über dem entspre-
chenden Bestand ein Jahr zuvor. Der Anteil
der Frauen an den 17.130 erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen im März 2007 betrug 49,4
Prozent (8.465), 1,1 Prozentpunkte mehr als
ein Jahr zuvor.

In den SGB-II-Bedarfsgemeinschaften in der
Stadt Bremerhaven lebten durchschnittlich
1,96 Personen, davon 1,41 erwerbsfähige
Hilfebedürftige und 0,55 nicht erwerbsfähige
Hilfebedürftige. Ein Jahr zuvor, im März 2006,
waren die SGB-II-Bedarfsgemeinschaften im
Durchschnitt deutlich kleiner: 1,84 Personen,
darunter 1,32 erwerbsfähige Hilfebedürftige.13

21,7 Prozent der erwerbsfähigen Hilfebe-
dürftigen (Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen)
im März 2007 waren 15 bis unter 25 Jahre,
58,7 Prozent 25 bis unter 50 Jahre, 8,8 Pro-
zent 50 bis unter 55 Jahre und 10,8 Prozent
55 bis unter 65 Jahre alt. Im Vergleich mit
März 2006 ist der Anteil der 15- bis unter 
25-Jährigen gesunken – von 22,9 auf 21,7
Prozent – und der Anteil der 50- bis unter 55-
Jährigen und 55- bis unter 65-Jährigen gestie-
gen – von 8,2 auf 8,8 Prozent beziehungs-
weise von 10,2 auf 10,8 Prozent.

Beim Vergleich mit den entsprechenden
Daten für die Stadt Bremen fällt auf: Der
Anteil der 15- bis unter 25-jährigen erwerbs-
fähigen Hilfebedürftigen ist auch im März
2007 in der Stadt Bremerhaven noch immer
deutlich größer als in der Stadt Bremen.14

Der Anteil der Frauen an den Arbeitslosengeld-
II-Empfänger/innen ist in der Altersgruppe der
15- bis unter 25-Jährigen am höchsten. Im
März 2007 waren in der Stadt Bremerhaven
52,6 Prozent der erwerbsfähigen Hilfebedürf-
tigen im Alter von 15 bis unter 25 Jahren
Frauen (März 2006: 51,5 Prozent). Anders 
betrachtet: Von den 8.465 Arbeitslosengeld-II-
Empfängerinnen waren 23,1 Prozent unter 
25 Jahre alt, von den 8.665 Arbeitslosengeld-
II-Empfängern (männlich) waren dies dagegen
›nur‹ 20,4 Prozent.

In der Altersgruppe der 25- bis unter 50-
Jährigen entsprach der Anteil der Frauen an
den Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen im
März 2007 mit 49,2 Prozent in etwa dem
Anteil der Frauen an den erwerbsfähigen 
Hilfebedürftigen insgesamt.15 Der Anteil der
Frauen an den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
im Alter von 25 bis unter 50 Jahren lag damit
im März 2007 um einen Prozentpunkt über
dem entsprechenden Anteil ein Jahr zuvor. 

In den Altersgruppen der 50- bis unter 55-
und 55- bis unter 65-Jährigen lag der Anteil der
Frauen an den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
im März 2007 mit 46,5 beziehungsweise 46,7
Prozent deutlich unter dem Anteil der Frauen
insgesamt. Allerdings ist auch in diesen beiden
Altersgruppen ein deutlicher Anstieg des 
Frauenanteils im Vergleich zum März 2006 zu
beobachten: von 45,2 auf 46,5 Prozent in der
Altersgruppe der 50- bis unter 55-Jährigen 
und von 44,1 auf 46,7 Prozent in der Alters-
gruppe der 55- bis unter 65-Jährigen.

11 Zu den SGB-II-Bedarfsgemeinschaften in der Stadt Bremerhaven

vergleiche Tabelle 2.2.

12 Neben den 17.130 erwerbsfähigen Hilfebedürftigen (= Arbeitslo-

sengeld-II-Empfänger/innen) lebten in diesen Bedarfsgemeinschaf-

ten 6.695 nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige (Sozialgeld-Empfän-

ger/innen), darunter 6.495 Kinder im Alter von unter 15 Jahren.

Vergleiche dazu Tabelle 6.

13 Hauptgrund für den Anstieg der hilfebedürftigen Personen pro

SGB-II-Bedarfsgemeinschaft ist die am 1. Juli 2006 in Kraft getre-

tene Einschränkung des Rechts hilfebedürftiger junger Menschen

auf eine eigene Wohnung und die geänderte Abgrenzung von

Bedarfsgemeinschaften in § 7 SGB II durch das ›Gesetz zur Ände-

rung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze‹

vom 24. März 2006 (Bundesgesetzblatt I, S. 558).

14 Vergleiche Tabelle 1.1.

15 Eine differenzierte Betrachtung der Altersstruktur der Altersgruppe

der 25- bis unter 50-Jährigen (zum Beispiel in Fünf-Jahres-Alters-

gruppen) würde vermutlich zeigen, dass der Frauenanteil insbeson-

dere in den Altersgruppen der 25- bis unter 30- und 30- bis unter

35-Jährigen deutlich über diesen 49,2 Prozent liegt. Die einseitige

Verteilung der Betreuungspflichten für Kinder dürfte – in Verbin-

dung mit fehlenden öffentlichen Betreuungsangeboten – der

wesentliche Grund dafür sein.

Tabelle 1.2: Empfängerinnen und Empfänger von Arbeitslosengeld II – 
Stadt Bremerhaven
revidierte Daten

März in % von Juni in % von September in % von Dezember in % von März in % von

2006 eHb 2006 eHb 2006 eHb 2006 eHb 2007 eHb

Personen insgesamt (eHb und nEf)1 24.169    23.912   23.744   23.447   23.825   

Personen pro Bedarfsgemeinschaft 1,84     1,82      1,88      1,95      1,96         

darunter (Personen insgesamt)

erwerbsfähige Hilfebedürftige (eHb)2 17.405    17.280    17.133    16.899    17.130      

eHb pro Bedarfsgemeinschaft 1,32      1,32      1,36      1,41      1,41     

■ Männer 8.999    8.903    8.714    8.545    8.665      

■ Frauen 8.406    48,3% 8.377    48,5% 8.419    49,1% 8.354    49,4% 8.465    49,4%

Altersstruktur erwerbsfähige Hilfebedürftige (eHb)

15 bis unter 25 Jahre 3.978    22,9% 3.928 22,7% 3.822    22,3% 3.673    21,7% 3.722      21,7%

■ Männer (15 bis unter 25) 1.928    1.903    1.825    1.735    1.766      

■ Frauen (15 bis unter 25) 2.050    51,5% 2.025    51,6% 1.997    52,3% 1.938    52,8% 1.956      52,6%

25 bis unter 50 Jahre 10.228   58,8% 10.105    58,5% 10.028       58,5% 9.946      58,9% 10.058     58,7%

■ Männer (25 bis unter 50) 5.298    5.206    5.096    5.051    5.111       

■ Frauen (25 bis unter 50) 4.930    48,2% 4.899    48,5% 4.932    49,2% 4.895    49,2% 4.947      49,2%

50 bis unter 55 Jahre 1.423    8,2% 1.444    8,4% 1.456        8,5% 1.454    8,6% 1.506       8,8%

■ Männer (50 bis unter 55) 780    788    789    770    805    

■ Frauen (50 bis unter 55) 643        45,2% 656    45,4% 667    45,8% 684    47,0% 701    46,5%

55 bis unter 65 Jahre 1.776    10,2% 1.803    10,4% 1.827    10,7% 1.826    10,8% 1.844    10,8%

■ Männer (55 bis unter 65) 993    1.006    1.004    989    983       

■ Frauen (55 bis unter 65) 783    44,1% 797    44,2% 823    45,0% 837    45,8% 861    46,7%

1 erwerbsfähige Hilfebedürftige (eHb – Empfängerinnen bzw. Empfänger von Arbeitslosengeld II) und 

nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige (nEf – Empfängerinnen bzw. Empfänger von Sozialgeld) 

2 Empfängerinnen bzw. Empfänger von Arbeitslosengeld II

Quellen: Bundesagentur für Arbeit – Statistik Datenzentrum; eigene Berechnungen
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Tabelle 2.1: 
SGB-II-Bedarfsgemeinschaften – Stadt Bremen
revidierte Daten

März Juni Sept. Dez. März

2006 2006 2006 2006 2007

Bedarfsgemeinschaften (BG) 44.040 44.141    42.451    40.413    40.685    

davon (BG = 100%)

■ mit einer Person1 26.422    26.536     24.550    22.460    22.543    

mit einer Person1 (in % von BG) 60,0%   60,1%   57,8%   55,6%   55,4%   

■ mit zwei Personen2 8.230    8.203    8.118    7.852    7.864    

mit zwei Personen2 (in % von BG) 18,7%   18,6%   19,1%   19,4%   19,3%   

■ mit drei Personen2 4.797    4.798    4.940    5.058    5.137    

mit drei Personen2 (in % von BG) 10,9%   10,9%   11,6%   12,5%   12,6%   

■ mit vier Personen2 2.859    2.853    2.979    3.080    3.146    

mit vier Personen2 (in % von BG) 6,5%   6,5%   7,0%   7,6%   7,7%    

■ mit fünf und mehr Personen2 1.732    1.751    1.864    1.963     1.995    

mit fünf und mehr Personen2 (in % von BG) 3,9%   4,0%   4,4%   4,9%   4,9%   

davon (BG = 100%)

■ mit einer/einem eHb3 33.081    33.233    31.104    28.820    28.862    

mit einer/einem eHb3 (in % von BG) 75,1%   75,3%   73,3%   71,3%   70,9%   

■ mit zwei eHb3 9.527    9.464    9.463    9.282    9.389    

mit zwei eHb3 (in % von BG) 21,6%   21,4%   22,3%   23,0%   23,1%    

■ mit drei eHb3 1.245    1.249    1.482    1.724    1.797    

mit drei eHb3 (in % von BG) 2,8%   2,8%   3,5%   4,3%   4,4%   

■ mit vier und mehr eHb3 187    195    402    587    637    

mit vier und mehr eHb3 (in % von BG) 0,4%   0,4%   0,9%   1,5%   1,6%   

darunter (BG = 100%)

■ mit Kindern (unter 15 Jahre) (BG mit Kindern) 12.609    12.630    12.648    12.511    12.567       

mit Kindern (unter 15 Jahre) (in % von BG) 28,6%   28,6%   29,8%   31,0%   30,9%      

davon (BG mit Kindern = 100%)

■ mit einem Kind 6.902    6.905    6.911    6.799    6.845        

mit einem Kind (in % von BG mit Kindern) 54,7%   54,7%   54,6%   54,3%   54,5%      

■ mit zwei Kindern 3.832    3.849    3.883    3.852    3.852         

mit zwei Kindern (in % von BG mit Kindern) 30,4%   30,5%   30,7%   30,8%   30,7%      

■ mit drei Kindern 1.302    1.311    1.284    1.283    1.301        

mit drei Kindern (in % von BG mit Kindern) 10,3%   10,4%   10,2%   10,3%   10,4%      

■ mit vier und mehr Kindern 573    565    570    577    569    

mit vier und mehr Kindern (in % von BG mit Kindern) 4,5%   4,5%   4,5%   4,6%   4,5%   

1 eine Empfängerin bzw. ein Empfänger von Arbeitslosengeld II

2 darunter mindestens eine Empfängerin bzw. ein Empfänger von Arbeitslosengeld II 

3 erwerbsfähige Hilfebedürftige (15 bis unter 65 Jahre) (= Empfängerinnen und Empfänger von Arbeitslosengeld II)

Quellen: Bundesagentur für Arbeit – Statistik Datenzentrum; eigene Berechnungen

Zu Tabelle 2.1:
SGB-II-Bedarfsgemeinschaften
Stadt Bremen

In der Stadt Bremen gab es im März 2007
insgesamt 40.685 sogenannte Bedarfsgemein-
schaften im Sinne des SGB II16, 3.355 (7,6
Prozent) weniger als im März 2006 17.

In 55,4 Prozent (22.543) dieser Bedarfs-
gemeinschaften lebte jeweils lediglich eine 
Person – eine erwerbsfähige Hilfebedürftige
oder ein erwerbsfähiger Hilfebedürftiger 
(März 2006: 60,0 Prozent beziehungsweise
26.422).

In 19,3 Prozent (7.864) der Bedarfsgemein-
schaften lebten zwei, in 12,6 Prozent (5.137)
drei, in 7,7 Prozent (3.146) vier und in 4,9
Prozent (1.995) fünf und mehr Personen –
immer mindestens eine erwerbsfähige Hilfe-
bedürftige oder ein erwerbsfähiger Hilfebe-
dürftiger und weitere erwerbsfähige oder nicht
erwerbsfähige Hilfebedürftige.

70,9 Prozent (28.862) der insgesamt
40.685 Bedarfsgemeinschaften in der Stadt
Bremen waren Bedarfsgemeinschaften, in
denen lediglich eine erwerbsfähige Hilfebedürf-
tige oder ein erwerbsfähiger Hilfebedürftiger
lebte (März 2006: 75,1 Prozent beziehungs-
weise 33.081).

Da in 22.543 Bedarfsgemeinschaften ledig-
lich eine Person, eine erwerbsfähige Hilfe-
bedürftige oder ein erwerbsfähiger Hilfebe-
dürftiger lebte18, heißt dies auch: in 6.319 der
Bedarfsgemeinschaften mit nur einer oder
einem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen lebte
diese oder dieser mit einer nicht erwerbs-
fähigen oder einem nicht erwerbsfähigen 
Hilfebedürftigen zusammen. In der Regel 
handelt es sich bei diesen 6.319 Bedarfsge-
meinschaften um Alleinerziehende mit einem
Kind im Alter von unter 15 Jahren.

In den Bedarfsgemeinschaften mit einem oder
einer erwerbsfähigen Hilfebedürftigen lebten
51,8 Prozent der insgesamt 55.701 Arbeits-
losengeld-II-Empfänger/innen (März 2006:
58,4 Prozent).

Zwei erwerbsfähige Hilfebedürftige lebten
in 23,1 Prozent (9.389) der Bedarfsgemein-
schaften. Das heißt, in diesen Bedarfsgemein-
schaften mit zwei erwerbsfähigen Hilfebedürf-
tigen lebten insgesamt 18.778 beziehungswei-
se 33,7 Prozent der Arbeitslosengeld-II-Emp-
fänger/innen in der Stadt Bremen.

8.061 (14,5 Prozent) der erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen lebten in 2.434 Bedarfs-
gemeinschaften mit drei und mehr erwerbs-
fähigen Hilfebedürftigen beziehungsweise in
6,0 Prozent der Bedarfsgemeinschaften insge-
samt. Im März 2006 lebten lediglich 4.484
(7,9 Prozent) der erwerbsfähigen Hilfebedürf-
tigen in Bedarfsgemeinschaften mit drei und
mehr erwerbsfähigen Hilfebedürftigen.

Im März 2007 lebten in 30,9 Prozent
(12.567) der SGB-II-Bedarfsgemeinschaften in
der Stadt Bremen Kinder im Alter von unter
15 Jahren. 

In 54,5 Prozent (6.845) dieser 12.567
Bedarfsgemeinschaften lebte ein Kind im Alter
von unter 15 Jahren. In 30,7 Prozent (3.852)
der Bedarfsgemeinschaften mit Kindern lebten
zwei, in 10,4 Prozent (1.301) drei und in 4,5
Prozent (569) vier und mehr Kinder im Alter
von unter 15 Jahren. 

16 Vgl. § 7 Abs. 3 SGB II.

17 Hauptgrund für die deutliche Reduzierung der Zahl der SGB-II-

Bedarfsgemeinschaften ist die am 1. Juli 2006 in Kraft getretene

Einschränkung des Rechts hilfebedürftiger junger Menschen auf

eine eigene Wohnung und die geänderte Abgrenzung von Bedarfs-

gemeinschaften in § 7 SGB II durch das ›Gesetz zur Änderung 

des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze‹ vom

24. März 2006 (Bundesgesetzblatt I, S. 558).

18 Siehe oben.
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Zu Tabelle 2.2:
SGB-II-Bedarfsgemeinschaften
Stadt Bremerhaven

In der Stadt Bremerhaven gab es im März
2007 insgesamt 12.125 sogenannte Bedarfs-
gemeinschaften im Sinne des SGB II19, 1.046
(7,9 Prozent) weniger als im März 2006 20.

In 53,3 Prozent (6.457) dieser Bedarfsge-
meinschaften lebte jeweils lediglich eine Person
– eine erwerbsfähige Hilfebedürftige oder ein
erwerbsfähiger Hilfebedürftiger.

In 20,2 Prozent (2.451) der Bedarfsgemein-
schaften lebten zwei, in 12,8 Prozent (1.546)
drei, in 8,0 Prozent (968) vier und in 5,8 Pro-
zent (703) fünf und mehr Personen – immer
mindestens eine erwerbsfähige Hilfebedürftige
oder ein erwerbsfähiger Hilfebedürftiger und
weitere erwerbsfähige oder nicht erwerbsfähige
Hilfebedürftige.

68,4 Prozent (8.291) der insgesamt 12.125
Bedarfsgemeinschaften in der Stadt Bremer-
haven waren Bedarfsgemeinschaften, in denen
lediglich eine erwerbsfähige Hilfebedürftige
oder ein erwerbsfähiger Hilfebedürftiger lebte
(März 2006: 72,5 Prozent beziehungsweise
9.555).

Da in 6.457 Bedarfsgemeinschaften ledig-
lich eine Person, also eine erwerbsfähige Hilf-
ebedürftige oder ein erwerbsfähiger Hilfebe-
dürftiger lebte21, heißt dies auch: in 1.834
der Bedarfsgemeinschaften mit nur einer oder
einem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen lebte
diese oder dieser mit einer nicht erwerbsfähi-
gen oder einem nicht erwerbsfähigen Hilfe-
bedürftigen zusammen. In der Regel handelt es
sich bei diesen 1.834 Bedarfsgemeinschaften
um Alleinerziehende mit einem Kind im Alter
von unter 15 Jahren.

In den Bedarfsgemeinschaften mit einem
oder einer erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
lebten 48,4 Prozent (8.291) der insgesamt
17.130 Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen
(März 2006: 54,9 Prozent).

Zwei erwerbsfähige Hilfebedürftige lebten in
24,2 Prozent (2.935) der Bedarfsgemeinschaf-
ten. Das heißt, in diesen Bedarfsgemeinschaf-
ten mit zwei erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
lebten insgesamt 5.870 beziehungsweise 34,3
Prozent der Arbeitslosengeld-II-Empfänge-
r/innen in der Stadt Bremerhaven.

2.969 (17,3 Prozent) der erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen lebte in den 899 Bedarfs-
gemeinschaften mit drei und mehr erwerbsfähi-
gen Hilfebedürftigen beziehungsweise in 7,4
Prozent der Bedarfsgemeinschaften insgesamt.
Im März 2006 lebten lediglich 1.716 (9,9
Prozent) der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in
Bedarfsgemeinschaften mit drei und mehr
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen.

Im März 2007 lebten in 31,6 Prozent (3.831)
der SGB-II-Bedarfsgemeinschaften in der 
Stadt Bremerhaven Kinder im Alter von unter
15 Jahren. 

In 54,5 Prozent (2.088) dieser 3.831
Bedarfsgemeinschaften lebte ein Kind im Alter
von unter 15 Jahren. In 29,8 Prozent (1.141)
der Bedarfsgemeinschaften mit Kindern lebten
zwei, in 10,5 Prozent (401) drei und in 5,2
Prozent (201) vier und mehr Kinder im Alter
von unter 15 Jahren.

19 Vgl. § 7 Abs. 3 SGB II.

20 Hauptgrund für die deutliche Reduzierung der Zahl der SGB-II-

Bedarfsgemeinschaften ist die am 1. Juli 2006 in Kraft getretene

Einschränkung des Rechts hilfebedürftiger junger Menschen auf

eine eigene Wohnung und die geänderte Abgrenzung von Bedarfs-

gemeinschaften in § 7 SGB II durch das ›Gesetz zur Änderung des

Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze‹ vom 

24. März 2006 (Bundesgesetzblatt I, S. 558).

21 Siehe oben.

Tabelle 2.2: 
SGB-II-Bedarfsgemeinschaften – Stadt Bremerhaven
revidierte Daten

März Juni Sept. Dez. März

2006 2006 2006 2006 2007

Bedarfsgemeinschaften (BG) 13.171    13.133    12.620    12.002    12.125        

davon (BG = 100%)

■ mit einer Person1 7.691    7.709    7.118    6.426    6.457       

mit einer Person1 (in % von BG) 58,4%   58,7%   56,4%   53,5%   53,3%     

■ mit zwei Personen2 2.499    2.520    2.474    2.437    2.451        

mit zwei Personen2 (in % von BG) 19,0%   19,2%   19,6%   20,3%   20,2%      

■ mit drei Personen2 1.459    1.417    1.491    1.531    1.546        

mit drei Personen2 (in % von BG) 11,1%   10,8%   11,8%   12,8%   12,8%      

■ mit vier Personen2 891    889    890    924    968        

mit vier Personen2 (in % von BG) 6,8%   6,8%   7,1%   7,7%   8,0%       

■ mit fünf und mehr Personen2 631    598    647    684    703    

mit fünf und mehr Personen2 (in % von BG) 4,8%   4,6%   5,1%   5,7%   5,8%      

davon (BG = 100%)

■ mit einer/einem eHb3 9.555    9.590    8.956    8.234    8.291        

mit einer/einem eHb3 (in % von BG) 72,5%   73,0%   71,0%   68,6%   68,4%      

■ mit zwei eHb3 3.067    3.010    2.968    2.899    2.935        

mit zwei eHb3 (in % von BG) 23,3%   22,9%   23,5%   24,2%   24,2%       

■ mit drei eHb3 483    465    566    657    675       

mit drei eHb3 (in % von BG) 3,7%   3,5%   4,5%   5,5%   5,6%      

■ mit vier und mehr eHb3 66    68    130    212    224        

mit vier und mehr eHb3 (in % von BG) 0,5%   0,5%   1,0%   1,8%   1,8%      

darunter (BG = 100%)

■ mit Kindern (unter 15 Jahre) (BG mit Kindern) 3.828    3.793    3.781    3.747    3.831           

mit Kindern (unter 15 Jahre) (in % von BG) 29,1%   28,9%   30,0%   31,2%   31,6%         

davon (BG mit Kindern = 100%)

■ mit einem Kind 2.058    2.063    2.063    2.053    2.088            

mit einem Kind (in % von BG mit Kindern) 53,8%   54,4%   54,6%   54,8%   54,5%         

■ mit zwei Kindern 1.134    1.130    1.120    1.102    1.141             

mit zwei Kindern (in % von BG mit Kindern) 29,6%   29,8%   29,6%   29,4%   29,8%         

■ mit drei Kindern 420    398    391    391    401            

mit drei Kindern (in % von BG mit Kindern) 11,0%   10,5%   10,3%   10,4%   10,5%         

■ mit vier und mehr Kindern 216    202    207    201    201        

mit vier und mehr Kindern (in % von BG mit Kindern) 5,6%   5,3%   5,5%   5,4%   5,2%      

1 eine Empfängerin bzw. ein Empfänger von Arbeitslosengeld II

2 darunter mindestens eine Empfängerin bzw. ein Empfänger von Arbeitslosengeld II 

3 erwerbsfähige Hilfebedürftige (15 bis unter 65 Jahre) (= Empfängerinnen und Empfänger von Arbeitslosengeld II)

Quellen: Bundesagentur für Arbeit – Statistik Datenzentrum; eigene Berechnungen
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Tabelle 3.1: Empfängerinnen und Empfänger von Arbeitslosengeld II 
und registrierte Arbeitslose im Rechtskreis SGB II – Stadt Bremen
Alg II: revidierte Daten

März Juni Sept. Dez. März

2006 2006 2006 2006 2007

erwerbsfähige Hilfebedürftige (eHb)1 56.619    56.690    56.143    55.015    55.701    

■ Männer 28.723    28.685    28.181    27.534    27.853    

■ Frauen 27.896    28.005    27.962    27.481    27.848    

Arbeitslose im Rechtskreis SGB II 29.025    28.565    27.337    25.430    24.842    

in % von erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 51,3%   50,4%   48,7%   46,2%   44,6%   

■ Männer 16.851    16.379    15.409    14.300    14.048    

Männer (in % von eHb – Männer) 58,7%   57,1%   54,7%   51,9%   50,4%  

■ Frauen 12.174    12.186    11.928    11.130    10.794    

Frauen (in % von eHb – Frauen) 43,6%   43,5%   42,7%   40,5%   38,8%   

eHb – 15 bis unter 25 Jahre 10.759    10.891    10.419    9.958    10.159    

■ Männer (15 bis unter 25) 5.133    5.229    4.872    4.632    4.722    

■ Frauen (15 bis unter 25) 5.626    5.662    5.547    5.326    5.437    

Arbeitslose (SGB II) – unter 25 Jahre 2.587    2.609    2.483    1.998    1.926    

in % von eHb – 15 bis unter 25 Jahre 24,0%   24,0%   23,8%   20,1%   19,0%   

■ Männer (15 bis unter 25) 1.481    1.504    1.369    1.114    1.080    

Männer (in % von eHb – Männer – unter 25) 28,9%   28,8%   28,1%   24,1%   22,9%   

■ Frauen (15 bis unter 25) 1.106    1.105    1.114    884    846    

Frauen (in % von eHb – Frauen – unter 25) 19,7%   19,5%   20,1%   16,6%   15,6%   

eHb – 25 bis unter 55 Jahre 39.386    39.210    39.065    38.406    38.848    

■ Männer (25 bis unter 55) 20.048    19.866    19.664    19.288    19.499    

■ Frauen (25 bis unter 55) 19.338    19.344    19.401    19.118    19.349    

Arbeitslose (SGB II) – 25 bis unter 55 Jahre 24.157    23.648    22.528    21.244    20.747    

in % von eHb – 25 bis unter 55 Jahre 61,3%   60,3%   57,7%   55,3%   53,4%   

■ Männer (25 bis unter 55) 14.069    13.546    12.700    11.930    11.709    

Männer (in % von eHb – Männer – 25 bis unter 55) 70,2%   68,2%   64,6%   61,9%   60,0%   

■ Frauen (25 bis unter 25) 10.088    10.102    9.828    9.314    9.038    

Frauen (in % von eHb – Frauen – 25 bis unter 55) 52,2%   52,2%   50,7%   48,7%   46,7%   

eHb – 55 bis unter 65 Jahre 6.474    6.589    6.659    6.651    6.694      

■ Männer (55 bis unter 65) 3.542    3.590    3.645    3.614    3.632    

■ Frauen (55 bis unter 65) 2.932    2.999    3.014    3.037    3.062    

Arbeitslose (SGB II) – 55 bis unter 65 Jahre 2.281    2.308    2.326    2.188    2.169    

in % von eHb – 55 bis unter 65 Jahre 35,2%   35,0%   34,9%   32,9%   32,4%   

■ Männer (55 bis unter 65) 1.301     1.329    1.340    1.256    1.259    

Männer (in % von eHb – Männer – 55 bis unter 65) 36,7%   37,0%   36,8%   34,8%   34,7%   

■ Frauen (55 bis unter 65) 980    979    986    932    910    

Frauen (in % von eHb – Frauen – 55 bis unter 65) 33,4%   32,6%   32,7%   30,7%   29,7%   

1 Empfängerinnen bzw. Empfänger von Arbeitslosengeld II

Quellen: Bundesagentur für Arbeit – Statistik Datenzentrum; Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales; eigene Berechnungen

Zu Tabelle 3.1:
Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen und
registrierte Arbeitslose im Rechtskreis SGB II
Stadt Bremen

Von den 55.701 Arbeitslosengeld-II-Empfän-
ger/innen in der Stadt Bremen im März 2007
waren 44,6 Prozent (24.842) als Arbeitslose im
Rechtskreis SGB II registriert. Ein Jahr zuvor,
im März 2006, waren noch 51,3 Prozent
(29.025) der 56.619 Arbeitslosengeld-II-Emp-
fängr/innen als Arbeitslose registriert. Das
heißt, während die Zahl der erwerbsfähigen 
Hilfebedürftigen in der Stadt Bremen um ledig-
lich 918 (1,6 Prozent) abnahm, sank die Zahl
der registrierten Arbeitslosen im Rechtskreis
SGB II um 4.183 (14,4 Prozent).

Im März 2007 waren also 30.859 (55,4 Pro-
zent) Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen nicht
arbeitslos beziehungsweise nicht als Arbeits-
lose registriert, 3.265 (11,8 Prozent) mehr 
als ein Jahr zuvor. Die Gründe sind im Wesent-
lichen: Schulbesuch, Erwerbstätigkeit von min-
destens 15 Wochenstunden, Teilnahme an einer
Maßnahme zur ›Eingliederung in Arbeit‹ oder
›fehlende Verfügbarkeit‹ wegen der Betreuung
von Kindern oder pflegebedürftigen Angehö-
rigen. Eine (veröffentlichte) statistische Auswer-
tung der Gründe für die (zunehmende) Nicht-
erfassung von erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
als Arbeitslose gibt es bisher – anders als 
beim beitragsfinanzierten Arbeitslosengeld22 –
immer noch nicht. 

Die ›Registrier-Quote‹, der Anteil der arbeits-
los registrierten Arbeitslosengeld-II-Empfänge-
r/innen an den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
insgesamt, differiert regional, alters- und
geschlechtsspezifisch erheblich. Dies gilt auch
für die Ortsteile der Stadt Bremen. Der Anteil
der arbeitslosen registrierten Arbeitslosengeld-
II-Empfänger/innen reicht hier von 54,9 Prozent
im Ortsteil Altstadt bis lediglich 32,9 Prozent
im Ortsteil Neue Vahr Nord. 

In der Stadt Bremen waren im März 2007
50,4 Prozent der Arbeitslosengeld-II-Empfänger
(männlich), aber nur 38,8 Prozent der Arbeits-
losengeld-II-Empfängerinnen als Arbeitslose
registriert. Im März 2006 waren noch 58,7
Prozent der männlichen und 43,6 Prozent der
weiblichen erwerbsfähigen Hilfebedürftigen als
Arbeitslose registriert. Die erheblich niedrigere
Registrier-Quote bei den Arbeitslosengeld-II-
Empfängerinnen dürfte im Wesentlichen auf die
›fehlende Verfügbarkeit‹ wegen der Betreuung
von (kleinen) Kindern zurückzuführen sein.23

In der Altersgruppe der 15- bis unter 
25-Jährigen waren im März 2007 lediglich 19,0
Prozent der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
als Arbeitslose registriert – 22,9 Prozent der
männlichen und lediglich 15,6 Prozent der

weiblichen erwerbsfähigen Hilfebedürftigen. Im
Vergleich zum März 2006 sind diese Quoten
deutlich gesunken – von 24,0 auf 19,0 Prozent
bei den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen insge-
samt, von 28,9 auf 22,9 Prozent bei den männ-
lichen und von 19,7 auf 15,6 Prozent bei den
weiblichen erwerbsfähigen Hilfebedürftigen.

Die höchste Registrier-Quote wurde für die
Altersgruppe der 25- bis unter 55-Jährigen
errechnet. Sie betrug im März 2007 53,4 Pro-
zent bei den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
dieser Altersgruppe insgesamt, 7,9 Prozent-
punkte weniger als im März 2006. Von den
Arbeitslosengeld-II-Empfängern (männlich) die-
ser Altersgruppe waren im März 2007 60,0
Prozent als Arbeitslose registriert (März 2006:
70,2 Prozent), von den Arbeitslosengeld-II-
Empfängerinnen lediglich 46,7 Prozent (März
2006: 52,2 Prozent). 

Eine sehr niedrige Registrier-Quote wurde 
für die Altersgruppe der 55- bis unter 65-Jähri-
gen ermittelt. Nur 32,4 Prozent der erwerbs-
fähigen Hilfebedürftigen dieser Altersgruppe
waren in der Stadt Bremen im März 2007
als Arbeitslose registriert (März 2006: 35,2
Prozent). Von den Arbeitslosengeld-II-Empfän-
gern (männlich) dieser Altersgruppe waren 
im März 2007 34,7 Prozent als Arbeitslose
registriert (März 2006: 36,7 Prozent), von den
Arbeitslosengeld-II-Empfängerinnen lediglich
29,7 Prozent (März 2006: 33,4 Prozent).24

22 Die Erfassung der Gründe stellt sich beim Arbeitslosengeld II aller-

dings schwieriger dar, da für den Bezug von Arbeitslosengeld II –

anders als beim Arbeitslosengeld – Arbeitslosigkeit keine Voraus-

setzung für den Bezug dieser Leistung ist. Auch insofern ist der

Begriff ›Arbeitslosengeld II‹ irreführend.

23 Die ›fehlende Verfügbarkeit‹ wegen der Betreuung von Kindern

dürfte jedoch in der Regel nur dann gegeben sein, wenn die Kinder

noch nicht das dritte Lebensjahr vollendet haben. Gemäß § 10

Abs. 1 Nr. 3 SGB II sollen die zuständigen kommunalen Träger 

darauf hinwirken, ›dass erwerbsfähigen Erziehenden vorrangig ein

Platz zur Tagesbetreuung des Kindes angeboten wird, ...‹. Dies

wird vermutlich oft so interpretiert, dass diese Plätze erst dann

angeboten werden, wenn erwerbsfähige Erziehende einen Arbeits-

platz in Aussicht haben.

24 In dieser Altersgruppe bietet der Verweis auf § 428 SGB III in § 65

Abs. 4 SGB II die Möglichkeit, 58-jährige und ältere erwerbsfähige

arbeitslose Hilfebedürftige wegen eingeschränkter Verfügbarkeit

nicht als Arbeitslose zu registrieren. Von dieser Möglichkeit wurde

in den vergangenen zwei Jahren im Rechtskreis SGB II und auch im

Rechtskreis SGB III zunehmend Gebrauch gemacht, unter anderem

auch, um die Zahl der registrierten älteren Arbeitslosen zu senken.

Die entsprechenden gesetzlichen Regelungen sind zeitlich bis zum

31. Dezember 2007 befristet. Sollte keine Verlängerung erfolgen,

könnten ab dem 1. Januar 2008 ältere Arbeitslosengeld-II-Empfän-

ger/innen gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 SGB II gezwungen werden,

Rente zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu beantragen – mit

Abschlägen von bis zu 18 Prozent.
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Zu Tabelle 3.2:
Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen und
registrierte Arbeitslose im Rechtskreis SGB II
Stadt Bremerhaven

Von den 17.130 Arbeitslosengeld-II-Empfänge-
r/innen in der Stadt Bremerhaven im März
2007 waren 50,9 Prozent (8.714) als Arbeitslo-
se im Rechtskreis SGB II registriert – ein Jahr
zuvor, im März 2006 waren noch 52,8 Prozent
(9.194) der 17.405 Arbeitslosengeld-II-Emp-
fänger/innen als Arbeitslose registriert. Die 
›Registrier-Quote‹ in der Stadt Bremerhaven lag
deutlich – 6,3 Prozentpunkte – über der ent-
sprechenden Quote in der Stadt Bremen.

49,1 Prozent (8.416) Arbeitslosengeld-II-
Empfänger/innen waren also nicht als Arbeits-
lose registriert.25

Die ›Registrier-Quote‹, der Anteil der arbeits-
los registrierten Arbeitslosengeld-II-Empfänge-
r/innen an den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
insgesamt, differiert auch in der Stadt Bremer-
haven alters- und geschlechtsspezifisch er-
heblich.

In der Stadt Bremerhaven waren im März
2007 56,4 Prozent der Arbeitslosengeld-II-Emp-
fänger (männlich), aber nur 45,2 Prozent der
Arbeitslosengeld-II-Empfängerinnen als Arbeits-
lose registriert. Im Vergleich zum März 2006
ist diese Quote bei den männlichen erwerbs-
fähigen Hilfebedürftigen um 4,4 Prozentpunkte
gesunken, bei den weiblichen erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen um 0,9 Prozentpunkte 
gestiegen.26

In der Altersgruppe der 15- bis unter 25-
Jährigen waren im März 2007 in der Stadt Bre-
merhaven lediglich 23,3 Prozent der erwerbs-
fähigen Hilfebedürftigen als Arbeitslose regis-
triert – 29,3 Prozent der männlichen und ledig-
lich 18,0 Prozent der weiblichen erwerbs-
fähigen Hilfebedürftigen. Im Vergleich zum 
März 2006 sind diese Quoten sowohl bei den
männlichen als auch bei den weiblichen
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen gesunken –
von 30,9 auf 29,3 Prozent bei den männlichen
und von 19,8 auf 18,0 Prozent bei den weib-
lichen erwerbsfähigen Hilfebedürftigen.

Die höchste ›Registrier-Quote‹ wurde für die
Altersgruppe der 25- bis unter 55-Jährigen
errechnet. Sie betrug im März 2007 61,7 Pro-
zent bei den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen

dieser Altersgruppe insgesamt, zwei Prozent-
punkte weniger als im März 2006. Von den
Arbeitslosengeld-II-Empfängern (männlich) die-
ser Altersgruppe waren im März 2007 67,5
Prozent als Arbeitslose registriert (März 2006:
73,1 Prozent), von den Arbeitslosengeld-II-Emp-
fängerinnen lediglich 55,5 Prozent (März 
2006: 53,4 Prozent). 

Eine sehr niedrige und zudem im Vorjahres-
vergleich überdurchschnittlich stark gesunkene
›Registrier-Quote‹ wurde für die Altersgruppe
der 55- bis unter 65-Jährigen ermittelt. Im März
2007 waren in der Stadt Bremerhaven nur 
noch 38,8 Prozent der erwerbsfähigen Hilfebe-
dürftigen dieser Altersgruppe als Arbeitslose
registriert27 (März 2006: 43,4 Prozent). Die
geschlechtsspezifischen Quoten unterscheiden
sich in dieser Altersgruppe kaum: Von den
Arbeitslosengeld-II-Empfängern (männlich) die-
ser Altersgruppe waren im März 2007 38,5
Prozent als Arbeitslose registriert (März 2006:
43,4 Prozent), von den Arbeitslosengeld-II-Emp-
fängerinnen 39,1 Prozent (März 2006: 43,3
Prozent).28

25 Zu den Gründen siehe die Anmerkungen zu Tabelle 3.1.

26 Zu den Gründen für die erheblich niedrigere Registrier-Quote bei

den Arbeitslosengeld-II-Empfängerinnen siehe die Anmerkungen zu

Tabelle 3.1.

27 Diese Quote liegt allerdings deutlich (6,4 Prozentpunkte) über der

entsprechenden Quote in der Stadt Bremen.

28 In dieser Altersgruppe bietet der Verweis auf § 428 SGB III in § 65

Abs. 4 SGB II die Möglichkeit, 58-jährige und ältere erwerbsfähige

arbeitslose Hilfebedürftige wegen eingeschränkter Verfügbarkeit

nicht als Arbeitslose zu registrieren. Von dieser Möglichkeit wurde

in den vergangenen zwei Jahren im Rechtskreis SGB II und auch im

Rechtskreis SGB III zunehmend Gebrauch gemacht, unter anderem

auch, um die Zahl der registrierten älteren Arbeitslosen zu senken.

Die entsprechenden gesetzlichen Regelungen sind zeitlich bis zum

31. Dezember 2007 befristet. Sollte keine Verlängerung erfolgen,

könnten ab dem 1. Januar 2008 ältere Arbeitslosengeld-II-Empfän-

ger/innen gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 SGB II gezwungen werden,

Rente zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu beantragen – mit

Abschlägen von bis zu 18 Prozent.

Tabelle 3.2: Empfängerinnen und Empfänger von Arbeitslosengeld II 
und registrierte Arbeitslose im Rechtskreis SGB II – Stadt Bremerhaven
Alg II: revidierte Daten

März Juni Sept. Dez. März

2006 2006 2006 2006 2007

erwerbsfähige Hilfebedürftige (eHb)1 17.405    17.280    17.133    16.899    17.130        

■ Männer 8.999    8.903    8.714    8.545    8.665        

■ Frauen 8.406    8.377    8.419    8.354    8.465        

Arbeitslose im Rechtskreis SGB II 9.194    9.272    8.918    8.682    8.714        

in % von erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 52,8%   53,7%   52,1%   51,4%   50,9%      

■ Männer 5.472    5.366    5.067    4.890    4.890        

Männer (in % von eHb – Männer) 60,8%   60,3%   58,1%   57,2%   56,4%     

■ Frauen 3.722    3.906    3.851    3.792    3.824        

Frauen (in % von eHb – Frauen) 44,3%   46,6%   45,7%   45,4%   45,2%      

eHb – 15 bis unter 25 Jahre 3.978    3.928    3.822    3.673    3.722        

■ Männer (15 bis unter 25) 1.928    1.903    1.825    1.735    1.766        

■ Frauen (15 bis unter 25) 2.050    2.025    1.997    1.938    1.956        

Arbeitslose (SGB II) – unter 25 Jahre 1.001    1.098    1.105    880    869        

in % von eHb – 15 bis unter 25 Jahre 25,2%   28,0%   28,9%   24,0%   23,3%      

■ Männer (15 bis unter 25) 596    629    643    494    517        

Männer (in % von eHb – Männer – unter 25) 30,9%   33,1%   35,2%   28,5%   29,3%     

■ Frauen (15 bis unter 25) 405    469    462    386    352        

Frauen (in % von eHb – Frauen – unter 25) 19,8%   23,2%   23,1%   19,9%   18,0%      

eHb – 25 bis unter 55 Jahre 11.651    11.549    11.484    11.400    11.564        

■ Männer (25 bis unter 55) 6.078    5.994    5.885    5.821    5.916        

■ Frauen (25 bis unter 55) 5.573    5.555    5.599    5.579    5.648        

Arbeitslose (SGB II) – 25 bis unter 55 Jahre 7.423    7.435    7.125    7.103    7.130        

in % von eHb – 25 bis unter 55 Jahre 63,7%   64,4%   62,0%   62,3%   61,7%      

■ Männer (25 bis unter 55) 4.445    4.318    4.048    4.015    3.995        

Männer (in % von eHb – Männer – 25 bis unter 55) 73,1%   72,0%   68,8%   69,0%   67,5%      

■ Frauen (25 bis unter 25) 2.978    3.117    3.077    3.088    3.135        

Frauen (in % von eHb – Frauen – 25 bis unter 55) 53,4%   56,1%   55,0%   55,4%   55,5%      

eHb – 55 bis unter 65 Jahre 1.776    1.803    1.827    1.826    1.844          

■ Männer (55 bis unter 65) 993    1.006    1.004    989    983        

■ Frauen (55 bis unter 65) 783    797    823    837    861        

Arbeitslose (SGB II) – 55 bis unter 65 Jahre 770    739    688    699    715        

in % von eHb – 55 bis unter 65 Jahre 43,4%   41,0%   37,7%   38,3%   38,8%      

■ Männer (55 bis unter 65) 431    419    376    381    378        

Männer (in % von eHb – Männer – 55 bis unter 65) 43,4%   41,7%   37,5%   38,5%   38,5%      

■ Frauen (55 bis unter 65) 339    320    312    318    337        

Frauen (in % von eHb – Frauen – 55 bis unter 65) 43,3%   40,2%   37,9%   38,0%   39,1%      

1 Empfängerinnen bzw. Empfänger von Arbeitslosengeld II

Quellen: Bundesagentur für Arbeit – Statistik Datenzentrum; Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales; eigene Berechnungen
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Tabelle 4: Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen in den 15 Großstädten
mit mehr als 400.000 Einwohner/innen
revidierte Daten

1 Einwohner/innen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren (Ende 2006)

Quellen: Bundesagentur für Arbeit – Statistik Datenzentrum; eigene Berechnungen 

Zu Tabelle 4:
Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen in 
den 15 Großstädten mit mehr als 400.000
Einwohnern und Einwohnerinnen

Ende 2006 hat die Stadt Berlin die Stadt Leip-
zig als Großstadt mit den im Verhältnis zur Zahl
der Einwohner/innen im Alter von 15 bis unter
65 Jahren meisten Arbeitslosengeld-II-Empfän-
ger/innen abgelöst. Im März 2007 waren in der
Stadt Berlin 193 und in der Stadt Leipzig 192
von 1.000 Einwohnerinnen und Einwohnern29

im Alter von 15 bis unter 65 Jahren auf Arbeits-
losengeld II angewiesen. Die Quote der er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen (pro 1.000 Ein-
wohner/innen im Alter von 15 bis unter 65
Jahren) nahm in der Stadt Berlin im Vergleich
zum März 2006 um 5 Punkte zu, während sie
in der Stadt Leipzig um einen Punkt sank.

Hinter den Städten Berlin, Leipzig, Duisburg
und Dortmund belegte die Stadt Bremen im
März 2007 mit 153 erwerbsfähigen Hilfebedürf-
tigen pro 1.000 Einwohner/innen im Alter von
15 bis unter 65 Jahren Rang 5. Auch in den
Vergleichsmonaten März, Juni, September und
Dezember 2006 belegte die Stadt Bremen
Rang 5. Die Quote der erwerbsfähigen Hilfebe-
dürftigen (pro 1.000 Einwohner/innen im Alter
von 15 bis unter 65 Jahren) nahm im Vergleich
zum März 2006 um 2 Punkte ab.

Hinter der Stadt Bremen folgten im März
2007 auf Rang 6 bis 13 die Städte Essen
(152), Dresden (137), Köln (130), Hamburg
(125), Düsseldorf (122), Nürnberg (119), die
Region Hannover (117) und die Stadt Frankfurt
am Main (115).

In diesen 13 Städten lag die Quote der
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen (pro 1.000
Einwohner/innen im Alter von 15 bis unter 65
Jahren) nicht nur über dem Durchschnitt von 
81 pro 1.000 in Westdeutschland, sondern
auch über dem deutlich höheren Durchschnitt
von 99 pro 1.000 in der Bundesrepublik
Deutschland insgesamt.

In nur zwei der 15 Großstädte waren im März
2007 weniger als 100 von 1.000 Einwohnerin-
nen und Einwohnern im Alter von 15 bis unter
65 Jahren auf Arbeitslosengeld II angewiesen.
In den Städten Stuttgart und München lag 
die Quote der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
(pro 1.000 Einwohner/innen im Alter von 15
bis unter 65 Jahren) mit 75 beziehungsweise
60 unter dem westdeutschen Durchschnitt von
81 pro 1.000.

In der Rangfolge der 15 Großstädte hat sich
von März 2006 bis März 2007 insgesamt nur
wenig verändert: Berlin und Düsseldorf ver-
schlechterten sich um einen Rang – von 2 auf
1 beziehungsweise von 11 auf 10 – Leipzig
und Nürnberg verbesserten sich um einen Rang
– von 1 auf 2 beziehungsweise von 10 auf 11.
Aus Sicht der Stadt Bremen – weiterhin auf
Rang 5 der Großstädte mit der höchsten
Arbeitslosengeld-II-Quote – hat sich der Abstand
zur Stadt Essen auf Rang 6 jedoch deutlich 
verringert.

29 Anders ausgedrückt: 19,3 Prozent beziehungsweise 19,2 Prozent.

Die Quoten in diesem Abschnitt beziehen sich auf die Zahl der 

Einwohner/innen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren am Ende des

Jahres 2006.

EW 15-64 Arbeitslosengeld-II-Empfänger und -Empfängerinnen

20061 03/2006 06/2006 09/2006 12/2006 03/2007

Großstädte (> 400.000 EW) in 1.000 insgesamt insgesamt insgesamt insgesamt insgesamt

Bremen 365,1      56.619 56.690 56.143 55.015 55.701  

Berlin 2.390,4 449.465 452.148  454.354  451.638  460.694  

Dortmund 386,5     62.140  62.411  62.223  61.726  62.479  

Dresden 344,8     46.909  46.975  47.093  46.305  47.324  

Duisburg 322,3     53.272  53.799  53.474  52.856  53.437  

Düsseldorf 391,1     46.049  46.243  46.323  46.572  47.529  

Essen 378,6     55.899  56.409  56.679  56.512  57.377  

Frankfurt am Main 455,9     50.007  50.714  51.328  51.149  52.304  

Hamburg 1.203,6     150.078  150.250  149.978  148.203  151.044  

Hannover (Region) 744,8     85.781  85.654  85.660  85.141  87.098  

Köln 681,3     88.175  88.507  88.114  87.314  88.843  

Leipzig 345,8     66.741  66.831  66.775  65.221  66.438  

München 908,3     53.891  53.862  53.243  53.145  54.092  

Nürnberg 336,9     40.182  39.960  39.025  38.904  39.943  

Stuttgart 409,3     29.818  29.929  29.848  29.759  30.555  

EW 15-64 Arbeitslosengeld-II-Empfänger/-Empfängerinnen pro 1.000 Einwohner/innen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren

20061 03/2006 06/2006 09/2006 12/2006 03/2007

Großstädte (> 400.000 EW) in 1.000 pro 1.000 Rang pro 1.000 Rang pro 1.000 Rang pro 1.000 Rang pro 1.000 Rang

Berlin 2.390,4    188 2 189        2 190        2 189        1 193        1 

Leipzig 345,8    193       1 193        1 193        1 189        2 192        2 

Duisburg 322,3    165        3 167        3 166        3 164        3 166        3 

Dortmund 386,5    161        4 161        4 161        4 160        4 162        4 

Bremen 365,1    155      5 155        5 154       5 151      5 153       5 

Essen 378,6    148        6 149        6 150        6 149        6 152        6 

Dresden 344,8    136        7 136        7 137        7 134        7 137        7 

Köln 681,3    129        8 130        8 129        8 128        8 130        8 

Hamburg 1.203,6    125        9 125        9 125        9 123        9 125        9 

Düsseldorf 391,1    118       11 118       11 118       10 119       10 122      10 

Nürnberg 336,9    119       10 119       10 116       11 115       11 119      11 

Hannover (Region) 744,8    115       12 115       12 115       12 114       12 117     12 

Frankfurt am Main 455,9    110       13 111       13 113       13 112       13 115      13 

Stuttgart 409,3    73       14 73       14 73       14 73       14 75     14 

München 908,3    59       15 59       15 59       15 59      15 60      15 

Deutschland 54.574,3         100      100      98      97      99      

Westdeutschland 43.215,0          81      81      80      79      81
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Abbildung 3: Arbeitslosengeld- und Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen pro 100 
Einwohner/innen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren1 im Vergleich zur Arbeitslosenquote2

alle 15 Großstädte (>400.000 EW), März 2007 (revidierte Daten)

M
0 % 0

S HH F H* N D HB K DD E DU DO B L

* Region Hannover

1 Ende 2006

2 bezogen auf die abhängigen Erwerbspersonen

Quellen: Bundesagentur für Arbeit – Statistik Datenzentrum; Statistisches Bundesamt (Bevölkerung); eigene Berechnungen

Arbeitslosenquote (bezogen auf abhängige Erwerbspersonen) (linke Skala)

Arbeitslosengeld-Empfänger/innen (SGB III) pro 100 EW (15-64) (rechte Skala)

Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen (SGB II/'Hartz IV') pro 100 EW (15-64) (rechte Skala)
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Zu Abbildung 3:
Arbeitslosengeld- und Arbeitslosengeld-II-
Empfänger/innen pro 100 Einwohner/innen
im Alter von 15 bis unter 65 Jahren 
im Vergleich zur Arbeitslosenquote
alle 15 Großstädte

Der Vergleich der Zahl der Arbeitslosengeld-
und Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen pro
100 Einwohner/innen im Alter von 15 bis unter
65 Jahren mit der Arbeitslosenquote in den 15
Großstädten mit mehr als 400.000 Einwohne-
rinnen und Einwohnern (März 2007) zeigt:
Die Arbeitslosenquote bezogen auf die abhän-
gigen Erwerbspersonen reichte in den 15 Groß-
städten von 7,7 Prozent in München bis 19,8
Prozent in Leipzig.

Die großen Unterschiede in der Höhe der
Arbeitslosenquote haben offensichtlich kaum
einen Einfluss auf die Höhe der Zahl der Per-
sonen mit einem Anspruch auf das beitrags-
finanzierte Arbeitslosengeld (SGB III). Lediglich
die Höhe der Zahl der Personen, die auf das
steuerfinanzierte Arbeitslosengeld II (erwerbs-
fähige Hilfebedürftige) angewiesen sind, ist in
Städten mit einer höheren Arbeitslosenquote
wesentlich höher als in Städten mit einer 
niedrigeren Arbeitslosenquote.

Der Anteil der arbeitslosen30 Frauen und
Männer mit einem Anspruch auf das beitrags-
finanzierte Arbeitslosengeld reicht in den 
15 Großstädten von 1,7 Prozent der Ein-
wohner/innen im Alter von 15 bis unter 65
Jahren in Stuttgart (Minimum) bis 2,3 Prozent
in Nürnberg (Maximum in den 12 westdeut-
schen Großstädten) und 2,7 Prozent in 
Dresden und Leipzig (Maximum aller 15 Groß-
städte).

In der Stadt Bremen hatten bei einer
Arbeitslosenquote31 von 13,2 Prozent lediglich
2,0 Prozent der Einwohner/innen im Alter von
15 bis unter 65 Jahren einen Anspruch auf
Arbeitslosengeld (SGB III). Dies waren genau
so viele wie in München. Auch dort hatten 
2,0 Prozent der Einwohner/innen im Alter von
15 bis unter 65 Jahren einen Anspruch auf
das beitragsfinanzierte Arbeitslosengeld – 
bei einer Arbeitslosenquote, die mit 7,7
Prozent sehr deutlich unter der in der Stadt
Bremen lag.

Der Anteil der Arbeitslosengeld-II-Empfänge-
r/innen an den Einwohnerinnen und Einwoh-
nern im Alter von 15 bis unter 65 Jahren
reicht dagegen von 6,0 Prozent in München
bis 19,3 Prozent in Berlin. In der Stadt Bre-
men waren 15,3 Prozent der Einwohner/innen
im Alter von 15 bis unter 65 Jahren auf
Arbeitslosengeld II angewiesen. In den Städten
Hamburg und insbesondere Bremen ist diese
›Arbeitslosengeld-II-Quote‹ im Vergleich zur
registrierten Arbeitslosenquote besonders
hoch.

Das Verhältnis der Zahl der Arbeitslosen-
geld-II-Empfänger/innen zur Zahl der Arbeitslo-
sengeld-Empfänger/innen reichte von 3,0 in
München bis 7,8 in der Stadt Bremen und 8,5
in Berlin. Das heißt, während in München 3,0-
mal so viele Arbeitslosengeld-II-Empfänge-
r/innen gezählt wurden wie Arbeitslosengeld-
Empfänger/innen, waren dies in der Stadt 
Bremen 7,8- und in Berlin 8,5-mal so viele.32

30 Registrierte und nicht registrierte Arbeitslose.

31 Hier immer die Arbeitslosenquote bezogen auf die abhängigen zivi-

len Erwerbspersonen.

32 Hierbei ist zu beachten, dass beim beitragsfinanzierten Arbeitslo-

sengeld nur jene Personen erfasst werden, die einen individuellen

Anspruch auf Arbeitslosengeld haben. Erwerbsfähige Angehörige

werden nur dann als Arbeitslosengeld-Empfänger/innen gezählt,

wenn sie ebenfalls einen individuellen Anspruch auf diese Leistung

haben. Beim Arbeitslosengeld II werden alle erwerbsfähigen 

Hilfebedürftigen in der entsprechenden Bedarfsgemeinschaft als

Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen gezählt. Zudem ist darauf 

hinzuweisen, dass ein Teil der Arbeitslosengeld-Empfänger/innen

zugleich Anspruch auf Arbeitslosengeld II hat und dementspre-

chend sowohl als Arbeitslosengeld- als auch als Arbeitslosengeld-II-

Empfänger/innen gezählt wird.
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Das Arbeitlosengeld nach dem SGB III (Sozial-
gesetzbuch Drittes Buch – Arbeitsförderung)
hat gegenwärtig offensichtlich keine oder
kaum eine (finanziell) ausgleichende Wirkung
zwischen den Städten mit einer hohen und
denen mit einer niedrigen Arbeitslosenquote. 
Der Ausgleich zwischen den Städten mit hoher
und niedriger Arbeitslosigkeit erfolgt nahezu
ausschließlich durch das in der Regel wesent-
lich geringere Arbeitslosengeld II, das zudem
zu einem erheblichen Teil33 von den Kommu-
nen zu finanzieren ist.

Mit der ›Hartz-Gesetzgebung‹34 wurde nicht
nur die Arbeitslosenhilfe abgeschafft, sondern
es wurde auch die Versicherungsleistung
›Arbeitslosengeld während Arbeitslosigkeit‹
weiter ausgehöhlt. Im Rahmen der ›Hartz-
Gesetzgebung‹ wurden unter anderem

der Zugang zum beitragsfinanzierten
Arbeitslosengeld bei Eintritt von Arbeitslo-
sigkeit erschwert durch die Verkürzung der
Rahmenfrist, in der die Anwartschaftszeit
erfüllt werden kann (§ 124 SGB III);

die Anspruchsdauer auf Arbeitslosengeld
verkürzt (§ 127 SGB III);

die Tatbestände erweitert, die die
Anspruchsdauer auf Arbeitslosengeld 
mindern (§ 128 SGB III);

die Versicherungspflicht (SGB III) bei 
geförderter Beschäftigung in Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen abgeschafft;

eine besondere ›Zumutbarkeit‹ für erwerbs-
fähige Hilfebedürftige im Sinne des SGB II
geschaffen (§ 10 SGB II), die die Lohnent-
wicklung nach unten und die Ausweitung
versicherungsfreier Beschäftigung (SGB III)
beschleunigt;

Strukturen in der Bundesagentur für Arbeit
(BA) geschaffen, die die Durchsetzung 
der ›betriebswirtschaftlichen Steuerung‹
(›McKinsey‹; ›Wie teuer ist der Arbeits-
lose?‹; ›Produkteinsatzlogik‹) in der Arbeits-
förderung erleichtert haben.

Zudem wurde die Förderung von öffentlicher
Beschäftigung im Rahmen des SGB II faktisch
weitgehend von versicherungspflichtiger
Beschäftigung (bis 2004: Arbeitsbeschaf-
fungs- und Strukturanpassungsmaßnahmen im
Rahmen des SGB III und Arbeitsgelegenheiten
in der Entgeltvariante im Rahmen der ›Hilfen
zur Arbeit‹ gemäß Bundessozialhilfegesetz)
auf versicherungsfreie Arbeitsgelegenheiten
umgestellt. Dies gilt in besonderem Maße für
die Stadt Bremen, in der schon lange vor
Inkrafttreten des SGB II von der Förderung
sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung
im Rahmen des Bundessozialhilfegesetzes
(BSHG) Abstand genommen wurde.

Diese weitere Aushöhlung der Versiche-
rungsleistung ›Arbeitslosengeld während
Arbeitslosigkeit‹ dürfte sich gerade in den
Städten mit überdurchschnittlich hoher
Arbeitslosigkeit besonders negativ ausgewirkt
haben.

33 Insbesondere die zurzeit 68,8 Prozent der Leistungen für 

Unterkunft und Heizung. Siehe dazu auch die Anmerkungen zu

Tabelle 9.1.

34 Diese umfasst neben dem Ersten bis Vierten Gesetz für moderne

Dienstleistungen am Arbeitsmarkt unter anderem auch das 

Gesetz zu Reformen am Arbeitsmarkt vom 24. Dezember 2003,

durch das unter anderem die Anspruchsdauer auf Arbeitslosengeld

verkürzt wurde.
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Zu Tabelle 5:
Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen 
in der Stadt Bremerhaven und 11 
Vergleichsstädten35

Der Vergleich der Arbeitslosengeld-II-Empfän-
ger/innen pro 1.000 Einwohner/innen im Alter
von 15 bis unter 65 Jahren (Arbeitslosengeld-II-
Dichte) in der Stadt Bremerhaven und den 11
Vergleichsstädten (März 2007) zeigt:

Die Arbeitslosengeld-II-Dichte in der Stadt
Bremerhaven war die bei weitem höchste die-
ser 12 Vergleichsstädte.36 Im März 2007 waren
hier 227 von 1.000 Einwohner/innen37 im Alter
von 15 bis unter 65 Jahren auf Arbeitslosen-
geld II angewiesen. Auch in den Vergleichsmo-
naten März, Juni, September und Dezember
2006 war die Stadt Bremerhaven die Stadt mit
den meisten erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
pro 1.000 Einwohner/innen im Alter von 15 bis
unter 65 Jahren. Die Quote der erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen (pro 1.000 Einwohner/innen 
im Alter von 15 bis unter 65 Jahren) nahm im
Vergleich zum März 2006 um 4 Punkte ab.

Hinter der Stadt Bremerhaven belegten die
Städte Rostock (198), Gera (184), Offenbach
am Main (173) und Wilhelmshaven (172) Rang 2
bis 5. Mit deutlichem Abstand und einer
Arbeitslosengeld-II-Dichte zwischen 100 und
125 folgen die Städte Oldenburg (124), Bottrop
(112) und Osnabrück (104). In vier der 11 Ver-

gleichsstädte waren weniger als 100 von 1.000
Einwohnerinnen und Einwohnern im Alter von
15 bis unter 65 Jahren auf Arbeitslosengeld II
angewiesen: Darmstadt (97), Wolfsburg (89),
Regensburg (86) und Heilbronn (85). Damit lag
die Arbeitslosengeld-II-Dichte in diesen vier Ver-
gleichsstädten im März 2007 unter dem Bun-
desdurchschnitt von 99 Arbeitslosengeld-II-Emp-
fängerinnen und -empfängern pro 1.000 Ein-
wohnerinnen und Einwohnern im Alter von 15
bis unter 65 Jahren.

In keiner dieser 12 Vergleichsstädte lag die
Arbeitslosengeld-II-Dichte im März 2007 unter
dem Durchschnitt von 81 pro 1.000 in West-
deutschland.

Die Rangfolge dieser 12 Städte hat sich von
März 2006 bis März 2007 nur geringfügig ge-
ändert: Die Stadt Offenbach am Main ver-
schlechterte sich um einen Rang – von Rang 5
auf 4 –, die Stadt Wolfsburg um zwei Ränge –
von 12 auf 10. Die Stadt Wilhelmshaven ver-
besserte sich um einen Rang – von 4 auf 5 –,
die Stadt Heilbronn um zwei Ränge – von 10
auf 12.

35 Als Vergleichsstädte wurden hier die sogenannten Benchmark-

Städte der Stadt Bremerhaven übernommen. Die elf Städte wurden

vom Magistrat nach zwei Kriterien ausgewählt: a) Städte mit 

ähnlichen Bevölkerungszahlen wie Bremerhaven, die eine zen-

tralörtliche Funktion erfüllen (Bottrop, Darmstadt, Gera, Heilbronn,

Oldenburg, Osnabrück, Offenbach am Main, Regensburg, Wolfs-

burg) und b) Küstenstädte, die aufgrund ihrer Küstenrandlage für

Bremerhaven-Vergleiche von Bedeutung sind, wobei die Bevölke-

rungszahl nachrangig ist (Rostock, Wilhelmshaven). Eine Prüfung,

ob sich diese Städte tatsächlich für den Vergleich der Arbeits-

losengeld-II-Dichte eignen, wurde nicht vorgenommen. 

36 Im Vergleich mit allen anderen 115 kreisfreien Städten in der 

Bundesrepublik Deutschland belegt die Stadt Bremerhaven im März

2007 hinter den Städten Görlitz und Stralsund (mit einer Arbeits-

losengeld-II-Dichte von 254 beziehungsweise 230 pro 1.000) 

Rang 3.

37 Anders ausgedrückt: 22,7 Prozent. Die Quoten in diesem

Abschnitt beziehen sich auf die Zahl der Einwohner/innen im Alter

von 15 bis unter 65 Jahren am Ende des Jahres 2006.

Tabelle 5: Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen in Bremerhaven
und in 11 weiteren Städten
revidierte Daten

1 Einwohner/innen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren (Ende 2006)

Quellen: Bundesagentur für Arbeit – Statistik Datenzentrum; eigene Berechnungen 

EW 15-64 Arbeitslosengeld-II-Empfänger und -Empfängerinnen

Bremerhaven und 20061 03/2006 06/2006 09/2006 12/2006 03/2007

11 weitere Städte in 1.000 insgesamt insgesamt insgesamt insgesamt insgesamt

Bottrop 77,9         8.839  8.835  8.770  8.676  8.747  

Bremerhaven 75,5       17.405  17.280  17.133  16.899  17.130  

Darmstadt 96,8         8.920  9.063  9.165  9.104  9.376  

Gera 69,4     12.879  12.966  12.933  12.599  12.744  

Heilbronn 79,8     7.267  7.016  6.816  6.747  6.807  

Offenbach am Main 79,6     13.551  13.751  13.692  13.631  13.748  

Oldenburg (Oldb.) 109,1     13.778  13.566  13.470  13.351  13.535  

Osnabrück 110,7     11.373  11.447  11.361  11.208  11.540  

Regensburg 90,6     7.910  7.933  7.721  7.661  7.814  

Rostock 137,9     27.303  26.950  27.140  26.761  27.265  

Wilhelmshaven 53,3     9.135  9.144  8.973  8.938  9.171  

Wolfsburg 77,1     6.624  6.592  6.520  6.630  6.875  

EW 15-64 Arbeitslosengeld-II-Empfänger u. -Empfängerinnen pro 1.000 Einwohner/innen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren

Bremerhaven und 20061 03/2006 06/2006 09/2006 12/2006 03/2007

11 weitere Städte in 1.000 pro 1.000 Rang pro 1.000 Rang pro 1.000 Rang pro 1.000 Rang pro 1.000 Rang

Bremerhaven 75,5    231      1 229         1 227        1 224        1 227        1 

Rostock 137,9     198        2 195      2 197         2 194       2 198        2 

Gera 69,4            186        3 187      3 186      3 182      3 184        3 

Offenbach am Main 79,6     170       5 173      4 172        4 171      4 173        4 

Wilhelmshaven 53,3     171       4 171      5 168      5 168       5 172        5 

Oldenburg (Oldb.) 109,1     126       6 124      6 123      6 122       6 124        6 

Bottrop 77,9     113       7 113      7 113      7 111      7 112        7 

Osnabrück 110,7     103       8 103      8 103      8 101      8 104        8 

Darmstadt 96,8            92       9 94      9 95         9 94      9 97        9 

Wolfsburg 77,1     86     12 86      12 85      12 86     10 89     10 

Regensburg 90,6     87     11 88      11 85      11 85     12 86     11 

Heilbronn 79,8     91     10 88      10 85      10 85     11 85     12 

Deutschland 54.574,3          100                         100      98      97      99      

Westdeutschland 43.215,0    81     81      80      79      81      
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Zu Tabelle 6:
Kinder und andere nicht 
erwerbsfähige Hilfebedürftige
Stadt Bremen und Stadt Bremerhaven

Stadt Bremen
In den 40.685 SGB-II-Bedarfsgemeinschaften

in der Stadt Bremen im März 2007 lebten mit
den 55.701 erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
(Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen) insge-
samt 21.844 nicht erwerbsfähige Hilfebedürf-
tige im Sinne des SGB II (Sozialgeld-Empfän-
ger/innen).

Nur ein sehr kleiner Teil der nicht erwerbs-
fähigen Hilfebedürftigen war älter als 15 Jahre.
In der Stadt Bremen waren dies im März 2007
insgesamt lediglich 877 (4,0 Prozent), darunter
überdurchschnittlich viele (56,2 Prozent) 
Frauen.

Der weit überwiegende Teil der nicht
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen sind Kinder im
Alter von unter 15 Jahren: 20.967 beziehungs-
weise 96,0 Prozent der nicht erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen. Dies waren lediglich 53 (0,3
Prozent) weniger als im März 2006.38

32,6 Prozent (6.845) dieser Kinder im Alter
von unter 15 Jahren lebten im März 2007 in
Bedarfsgemeinschaften mit einem Kind unter
15 Jahren, 36,7 Prozent (7.704) in Bedarfs-
gemeinschaften mit zwei Kindern unter 15 Jah-
ren. 18,6 Prozent (3.903) dieser Kinder lebten
in Bedarfsgemeinschaften mit drei und 12,0
Prozent (2.515) in Bedarfsgemeinschaften 
mit vier und mehr Kindern im Alter von unter 
15 Jahren.

Stadt Bremerhaven
Im März 2007 lebten in den 12.125 SGB-II-

Bedarfsgemeinschaften in der Stadt Bremer-
haven mit den 17.130 erwerbsfähigen Hilfebe-
dürftigen (Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen)
insgesamt 6.695 nicht erwerbsfähige Hilfebe-
dürftige im Sinne des SGB II (Sozialgeld-Emp-
fänger/innen).

Nur ein sehr kleiner Teil der nicht erwerbs-
fähigen Hilfebedürftigen war älter als 15 Jahre.
In der Stadt Bremerhaven waren dies im März
2007 insgesamt lediglich 200 (3,0 Prozent),
darunter überdurchschnittlich viele (56,0 Pro-
zent) Frauen.

Der weit überwiegende Teil der nicht
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen sind Kinder im
Alter von unter 15 Jahren: 6.495 beziehungs-
weise 97,0 Prozent der nicht erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen. Dies waren 81 (1,2 Prozent)
weniger als ein Jahr zuvor.39

32,1 Prozent (2.088) dieser Kinder im Alter
von unter 15 Jahren lebten im März 2007 in
Bedarfsgemeinschaften mit einem Kind unter
15 Jahren, 35,1 Prozent (2.282) in Bedarfs-
gemeinschaften mit zwei Kindern unter 15
Jahren. 18,5 Prozent (1.203) dieser Kinder 
lebten in Bedarfsgemeinschaften mit drei und
14,2 Prozent (922) in Bedarfsgemeinschaften
mit vier und mehr Kindern im Alter von unter 
15 Jahren.

38 Vergleiche dazu auch die Tabelle und Anmerkungen zu den 

SGB-II-Bedarfsgemeinschaften mit Kindern (Tabelle 2.1) und die

Anmerkungen und Abbildung 4.

39 Vergleiche dazu auch die Tabelle und Anmerkungen zu den 

SGB-II-Bedarfsgemeinschaften mit Kindern (Tabelle 2.2) und die

Anmerkungen und Abbildung 4.

Tabelle 6: Kinder und andere nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige (SGB II)
Stadt Bremen und Stadt Bremerhaven
revidierte Daten

März Juni Sept. Dez. März

Stadt Bremen 2006 2006 2006 2006 2007

Nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige (nEf)1 21.808   21.862   21.886   21.738   21.844   

nEf pro Bedarfsgemeinschaft 0,50     0,50     0,52     0,54     0,54     

davon (nEf)

15 Jahre und älter2 788   813   828   833   877   

15 Jahre und älter (in % von nEf) 3,6%  3,7%  3,8%  3,8%  4,0%  

darunter

■ Frauen (15 Jahre und älter)  437   445   449   469   493   

Frauen (in % von nEf – 15 Jahre und älter) 55,5%  54,7%  54,2%  56,3%  56,2%  

Kinder unter 15 Jahre 21.020   21.049   21.058   20.905   20.967   

unter 15 Jahre (in % von nEf) 96,4%  96,3%  96,2%  96,2%  96,0%  

Kinder (unter 15 Jahre) pro Bedarfsgemeinschaft 0,48     0,48     0,50     0,52          0,52      

darunter in Bedarfsgemeinschaften mit ...

■ ... einem Kind 6.902   6.905   6.911   6.799   6.845   

... einem Kind (in % von Kindern unter 15 Jahren) 32,8%  32,8%  32,8%  32,5%  32,6%  

■ ... zwei Kindern 7.664   7.698   7.766   7.704   7.704   

... zwei Kindern (in % von Kindern unter 15 Jahren) 36,5%  36,6%  36,9%  36,9%  36,7%  

■ ... drei Kindern 3.906   3.933   3.852   3.849   3.903   

... drei Kindern (in % von Kindern unter 15 Jahren) 18,6%  18,7%  18,3%  18,4%  18,6%  

■ ... vier und mehr Kindern 2.548   2.513   2.529   2.553   2.515   

... vier und mehr Kindern (in % von Kindern unter 15 J.) 12,1%  11,9%  12,0%  12,2%  12,0%  

März Juni Sept. Dez. März

Stadt Bremerhaven 2006 2006 2006 2006 2007

Nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige (nEf)1 6.764   6.632   6.611   6.548   6.695   

nEf pro Bedarfsgemeinschaft 0,51         0,50          0,52     0,55     0,55     

davon (nEf)

15 Jahre und älter2 188   182   185   197   200   

15 Jahre und älter (in % von nEf) 2,8%  2,7%  2,8%  3,0%  3,0%  

darunter

■ Frauen (15 Jahre und älter) 118   111   111   115   112   

Frauen (in % von nEf – 15 Jahre und älter) 62,8%  61,0%  60,0%  58,4%  56,0%  

Kinder unter 15 Jahre 6.576   6.450   6.426   6.351   6.495   

unter 15 Jahre (in % von nEf) 97,2%  97,3%  97,2%  97,0%  97,0%  

Kinder (unter 15 Jahre) pro Bedarfsgemeinschaft 0,50     0,49      0,51     0,53     0,54     

darunter in Bedarfsgemeinschaften mit ...

■ ... einem Kind 2.058   2.063   2.063   2.053   2.088   

... einem Kind (in % von Kindern unter 15 Jahren) 31,3%  32,0%  32,1%  32,3%  32,1%  

■ ... zwei Kindern 2.268   2.260   2.240   2.204   2.282   

... zwei Kindern (in % von Kindern unter 15 Jahren) 34,5%  35,0%  34,9%  34,7%  35,1%  

■ ... drei Kindern 1.260   1.194   1.173   1.173   1.203   

... drei Kindern (in % von Kindern unter 15 Jahren) 19,2%  18,5%  18,3%  18,5%  18,5%  

■ ... vier und mehr Kindern 990   933   950   921   922   

... vier und mehr Kindern (in % von Kindern unter 15 J.) 15,1%  14,5%  14,8%  14,5%  14,2%  

1 nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige (eEf – Empfängerinnen bzw. Empfänger von SozialgeldI)

2 ermittelt aus nEf insgesamt und nEf im Alter von unter 15 Jahren (kleinere Abweichungen von den BA-Daten möglich)

Quellen: Bundesagentur für Arbeit – Statistik Datenzentrum; eigene Berechnungen
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Zu Tabelle 7:
SGB-II-Bedarfsgemeinschaften mit Kindern
im Alter von unter 18 Jahren
Stadt Bremen und Stadt Bremerhaven

Stadt Bremen
Von den 40.685 SGB-II-Bedarfsgemeinschaf-

ten im März 2007 waren 6.545 (16,1 Prozent)
Ehepaare beziehungsweise Lebensgemein-
schaften mit Kindern im Alter von unter 18 Jah-
ren und 7.487 (18,4 Prozent) Alleinerziehende
mit Kindern im Alter von unter 18 Jahren.

In diesen insgesamt 14.032 Bedarfsgemein-
schaften beziehungsweise 34,5 Prozent der
SGB-II-Bedarfsgemeinschaften insgesamt lebten
24.443 Kinder im Alter von unter 18 Jahren,
davon 11.691 (47,8 Prozent) in Bedarfsgemein-
schaften Alleinerziehender.40

Von den 6.545 auf Arbeitslosengeld II ange-
wiesenen Ehepaaren beziehungsweise Lebens-
gemeinschaften mit Kindern unter 18 Jahre hat-
ten 42,0 Prozent (2.751) ein Kind, 34,5 Pro-
zent (2.257) zwei Kinder und 14,2 Prozent
(932) drei Kinder im Alter von unter 18 Jahren.
In 5,7 Prozent (372) dieser Bedarfsgemein-
schaften lebten vier Kinder und in 3,6 Prozent
(233) fünf und mehr Kinder im Alter von unter
18 Jahren.

Im Durchschnitt lebten mit diesen 6.545 auf
Arbeitslosengeld II angewiesenen Ehepaaren
beziehungsweise Lebensgemeinschaften etwa
1,95 Kinder pro Bedarfsgemeinschaft.

Von den 7.487 Alleinerziehenden – davon
etwa 95,3 Prozent Frauen41 – hatten 59,8 Pro-
zent (4.479) ein Kind und 28,4 Prozent (2.124)
zwei Kinder im Alter von unter 18 Jahren. 8,7
Prozent (648) hatten drei, 2,3 Prozent (171)
vier und 0,9 Prozent (65) fünf und mehr Kinder
im Alter von unter 18 Jahren. 

Im Durchschnitt lebten mit den 7.487 auf
Arbeitslosengeld II angewiesenen Alleinerziehen-
den etwa 1,56 Kinder pro Bedarfsgemeinschaft
– deutlich weniger als bei den Ehepaaren be-
ziehungsweise Lebensgemeinschaften mit Kin-
dern im Alter von unter 18 Jahren.

Stadt Bremerhaven
Von den 12.125 SGB-II-Bedarfsgemeinschaf-

ten im März 2007 waren 2.106 (17,4 Prozent)
Ehepaare beziehungsweise Lebensgemein-
schaften mit Kindern im Alter von unter 18 Jah-
ren und 2.207 (18,2 Prozent) Alleinerziehende
mit Kindern im Alter von unter 18 Jahren.

In diesen insgesamt 4.313 Bedarfsgemein-
schaften beziehungsweise 35,6 Prozent der
SGB-II-Bedarfsgemeinschaften insgesamt lebten
7.618 Kinder im Alter von unter 18 Jahren,
davon 3.483 (45,7 Prozent) in Bedarfsgemein-
schaften Alleinerziehender.42

Von den 2.106 auf Arbeitslosengeld II ange-
wiesenen Ehepaaren beziehungsweise Lebens-
gemeinschaften mit Kindern unter 18 Jahre 
hatten 41,5 Prozent (874) ein Kind, 33,7 Pro-
zent (710) zwei Kinder und 15,9 Prozent (335)
drei Kinder im Alter von unter 18 Jahren. In 5,3
Prozent (112) dieser Bedarfsgemeinschaften
lebten vier Kinder und in 3,6 Prozent (75) fünf
und mehr Kinder im Alter von unter 18 Jahren. 

Im Durchschnitt lebten mit diesen 2.106
auf Arbeitslosengeld II angewiesenen Ehepaa-
ren beziehungsweise Lebensgemeinschaften
etwa 1,96 Kinder pro Bedarfsgemeinschaft.

Von den 2.207 Alleinerziehenden hatten 
59,8 Prozent (1.319) ein Kind und 28,0 Prozent
(619) zwei Kinder im Alter von unter 18 Jahren.
8,2 Prozent (181) hatten drei, 2,8 Prozent (61)
vier und 1,2 Prozent (27) fünf und mehr Kinder
im Alter von unter 18 Jahren. 

Im Durchschnitt lebten mit den 2.207 auf
Arbeitslosengeld II angewiesenen Alleinerziehen-
den etwa 1,58 Kinder pro Bedarfsgemeinschaft
– deutlich weniger als bei den Ehepaaren be-
ziehungsweise Lebensgemeinschaften mit Kin-
dern im Alter von unter 18 Jahren.

40 Neben diesen 24.443 Kindern in SGB-II-Bedarfsgemeinschaften 

lebten noch 279 Kinder im Alter von unter 18 Jahren in SGB-XII-

Bedarfsgemeinschaften (Sozialhilfe außerhalb von Einrichtungen).

41 Anteil der Frauen an den Alleinerziehenden im Land Bremen; 

in der amtlichen Statistik der Bundesagentur für Arbeit sind die

geschlechtsspezifischen Daten zu den Alleinerziehenden im März

2007 nur bis auf die Landesebene veröffentlicht. 

42 Neben diesen 7.618 Kindern in SGB-II-Bedarfsgemeinschaften

lebte noch eine uns unbekannte Zahl von Kindern im Alter 

von unter 18 Jahren in SGB-XII-Bedarfsgemeinschaften (Sozialhilfe

außerhalb von Einrichtungen).

Tabelle 7: SGB-II-Bedarfsgemeinschaften mit Kindern im Alter von unter 18 Jahren
Stadt Bremen und Stadt Bremerhaven
März 2007 – revidierte Daten

Bremen Bremerhaven

Bedarfsgemeinschaften insgesamt 40.685          12.125          

darunter 

Ehepaare/Lebensgemeinschaften mit Kindern (unter 18 Jahre) 6.545          2.106          

mit Kindern (unter 18 Jahre) (in % von BG insgesamt) 16,1%         17,4%         

darunter 

(Ehepaare/Lebensgemeinschaften mit Kindern)

■ mit einem Kind unter 18 Jahre 2.751          874          

(in % von Ehepaaren/Lebensgemeinschaften mit Kindern) 42,0%         41,5%          

■ mit zwei Kindern unter 18 Jahre 2.257          710          

(in % von Ehepaaren/Lebensgemeinschaften mit Kindern) 34,5%         33,7%         

■ mit drei Kindernunter 18 Jahre 932          335          

(in % von Ehepaaren/Lebensgemeinschaften mit Kindern) 14,2%         15,9%         

■ mit vier Kindern unter 18 Jahre 372          112          

(in % von Ehepaaren/Lebensgemeinschaften mit Kindern) 5,7%         5,3%         

■ mit fünf und mehr Kindern unter 18 Jahre 233          75          

(in % von Ehepaaren/Lebensgemeinschaften mit Kindern) 3,6%         3,6%         

Alleinerziehende mit Kindern (unter 18 Jahre) 7.487          2.207          

(in % von BG insgesamt) 18,4%         18,2%   

darunter 

(Alleinerziehende mit Kindern unter 18 Jahre)

■ mit einem Kind unter 18 Jahre 4.479          1.319          

(in % von Alleinerziehenden mit Kindern unter 18 Jahre) 59,8%         59,8%         

■ mit zwei Kindern unter 18 Jahre 2.124          619          

(in % von Alleinerziehenden mit Kindern unter 18 Jahre) 28,4%         28,0%          

■ mit drei Kindern unter 18 Jahre 648          181          

(in % von Alleinerziehenden mit Kindern unter 18 Jahre) 8,7%         8,2%         

■ mit vier Kindern unter 18 Jahre 171          61          

(in % von Alleinerziehenden mit Kindern unter 18 Jahre) 2,3%         2,8%         

■ mit fünf und mehr Kindern unter 18 Jahre 65          27          

(in % von Alleinerziehenden mit Kindern unter 18 Jahre) 0,9%         1,2%         

Kinder im Alter von unter 18 Jahren1 24.443          7.618          

darunter

in Bedarfsgemeinschaften Alleinerziehender1 11.691          3.483          

in Bedarfsgemein. Alleinerziehender (in % von Kindern unter 18 Jahre) 47,8%         45,7%         

1 Die Zahl der Kinder wurde aus der Zahl der BG mit ein, zwei, drei, vier, fünf und mehr Kindern ermittelt. Bei den BG mit fünf und mehr

Kindern wurden durchschnittlich 5,166 Kinder unterstellt, bei den Alleinerziehenden unter 18 Jahre ein Kind.

Quellen: Bundesagentur für Arbeit – Statistik Datenzentrum; eigene Berechnungen
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Zu Abbildung 4:
Nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige (SGB II)
im Alter von unter 15 Jahren 
pro 1.000 Kinder im entsprechenden Alter
Stadt Bremen und Stadt Bremerhaven

Stadt Bremen
Im März 2007 lebten in der Stadt Bremen

302 von 1.000 Kindern im Alter von unter 15
Jahren in SGB-II-Bedarfsgemeinschaften. Zum
Vergleich: Ende 2004, dem letzten Jahr vor
Inkrafttreten des SGB II, lebten in der Stadt 
Bremen 206 von 1.000 Kindern im Alter unter
15 Jahren in Familien (Haushalten), die auf
Sozialhilfe angewiesen waren.43

Die Quote der Kinder in SGB-II-Bedarfsge-
meinschaften nimmt mit zunehmendem Alter
ab. Von jeweils 1.000 Kindern im Alter von
unter 3 Jahren lebten 382, von jeweils 1.000
Kindern im Alter von 3 bis unter 7 Jahren 317
und von jeweils 1.000 Kindern im Alter von 7
bis unter 15 Jahren 267 in SGB-II-Bedarfsge-
meinschaften.

Stadt Bremerhaven
In der Stadt Bremerhaven lebten im März

2007 415 von 1.000 Kindern im Alter von unter
15 Jahren in SGB-II-Bedarfsgemeinschaften.
Zum Vergleich: Ende 2004, dem letzten Jahr
vor Inkrafttreten des SGB II, lebten in der Stadt
Bremerhaven 287 von 1.000 Kindern im 
Alter unter 15 Jahren in Familien (Haushalten),
die auf Sozialhilfe angewiesen waren.44

Die Quote der Kinder in SGB-II-Bedarfsgemein-
schaften nimmt mit zunehmendem Alter ab.
Von jeweils 1.000 Kindern im Alter von unter 
3 Jahren lebten 520, von jeweils 1.000 Kindern
im Alter von 3 bis unter 7 Jahren 457 und 
von jeweils 1.000 Kindern im Alter von 7 bis
unter 15 Jahren 362 in SGB-II-Bedarfsgemein-
schaften.

Der Anteil der Kinder im Alter von unter 15
Jahren in SGB-II-Bedarfsgemeinschaften lag 
in der Stadt Bremerhaven 37,4 Prozent (nicht 
Prozentpunkte) über dem entsprechenden
Anteil in der Stadt Bremen. Die Quote der Kin-
der im Alter von unter 15 Jahren in der Stadt
Bremerhaven (41,5 Prozent) wurde im Vergleich
der insgesamt 439 Kreise in der Bundesrepu-
blik Deutschland nur noch in drei ostdeutschen
kreisfreien Städten übertroffen: Görlitz (44,1
Prozent), Schwerin (42,5 Prozent) und Hoyers-
werda (42,4 Prozent). Die zweithöchste Quote
aller 326 westdeutschen Kreise wurde für 
die kreisfreie Stadt Offenbach am Main errech-
net. Im hessischen Offenbach am Main lebten
im März 2007 35,1 Prozent der Kinder im Alter
von unter 15 Jahren in SGB-II-Bedarfsgemein-
schaften.

43 Vgl. Armutsbericht 2005, S. 117 und Tabelle 2.2/2004 (S. 96).

Inwieweit Ende 2004 Arbeitslosenhilfe-Empfänger/innen mit 

Kindern im entsprechenden Alter einen gegebenenfalls bestehen-

den Anspruch auf Sozialhilfe (laufende Hilfe zum Lebensunterhalt

außerhalb von Einrichtungen) nicht geltend machten, ist nicht

bekannt. Die Kinder von Arbeitslosenhilfeempfänger/innen, 

die Ende 2004 ergänzende Sozialhilfe erhielten, sind jedoch in der

Zahl der Sozialhilfeempfänger/innen enthalten.

44 Vgl. Armutsbericht 2005, S. 118 und Tabelle 2.3/2004 (S. 98).

Inwieweit Ende 2004 Arbeitslosenhilfe-Empfänger/innen mit 

Kindern im entsprechenden Alter einen gegebenenfalls bestehen-

den Anspruch auf Sozialhilfe (laufende Hilfe zum Lebensunterhalt

außerhalb von Einrichtungen) nicht geltend machten, ist nicht

bekannt. Die Kinder von Arbeitslosenhilfeempfänger/innen, 

die Ende 2004 ergänzende Sozialhilfe erhielten, sind jedoch in der

Zahl der Sozialhilfeempfänger/innen enthalten.
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Abbildung 4: Nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige (SGB II) 
im Alter von unter 15 Jahren pro 1.000 Kinder im entsprechenden Alter* – 
Stadt Bremen und Stadt Bremerhaven
März 2007 (revidierte Daten)
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Zu Tabelle 8.1:
Anteil der Arbeitslosengeld-II- und Sozial-
geld-Empfänger/innen (unter 15 Jahre) 
an der Bevölkerung im entsprechenden Alter
Stadt Bremen: Stadtteile und 
ausgewählte Ortsteile 

Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen
(erwerbsfähige Hilfebedürftige)

Im März 2007 waren im stadtbremischen
Durchschnitt 15,3 Prozent der Bevölkerung im
Alter von 15 bis unter 65 Jahren beziehungs-
weise 15,2 Prozent der Männer und 15,3 Pro-
zent der Frauen im entsprechenden Alter auf
Arbeitslosengeld II angewiesen (erwerbsfähige
Hilfebedürftige). 

Die entsprechenden Anteile (Quoten) in den
Stadtteilen (ohne die Ortsteile, die keinem
Stadtteil zugordnet sind) reichten bei der Bevöl-
kerung im Alter von 15 bis unter 65 Jahren 
insgesamt von 5,1 Prozent im Stadtteil
Schwachhausen bis 27,0 Prozent im Stadtteil
Gröpelingen. Die drei Stadtteile mit der höch-
sten Arbeitslosengeld-II-Quote sind neben dem
Stadtteil Gröpelingen (27,0 Prozent) die Stadt-
teile Vahr (23,5 Prozent) und Osterholz (21,1
Prozent).

Die entsprechenden Quoten in den Ortsteilen
reichten bei der Bevölkerung im Alter von 15
bis unter 65 Jahren von 1,9 Prozent in Borgfeld
bis 35,6 Prozent in Tenever. Die drei Ortsteile
mit der höchsten Arbeitslosengeld-II-Quote 
sind neben Tenever (35,6 Prozent) die Ortsteile
Gröpelingen (31,9 Prozent) und Neue Vahr 
Nord (30,6 Prozent).

Die Arbeitslosengeld-II-Quoten der Frauen 
reichen auf Stadtteilebene von 4,8 Prozent in
Schwachhausen bis 28,1 Prozent in Gröpelin-
gen, die der Männer von 5,4 Prozent in
Schwachhausen bis 26,0 Prozent in Gröpelin-
gen. Auf Ortsteilebene reichen die Arbeitslosen-
geld-II-Quoten bei den Frauen von 1,6 Prozent
in Borgfeld bis 38,3 Prozent in Tenever, bei den
Männern von 2,2 Prozent in Borgfeld bis 32,9
Prozent in Tenever. Die Streubreite der Arbeits-
losengeld-II-Quoten ist demnach bei den Frauen

im Alter von 15 bis unter 65 Jahren deutlich
größer als bei den Männern. In Stadt- und Orts-
teilen mit einer unterdurchschnittlichen bis
durchschnittlichen Arbeitslosengeld-II-Quote ist
die Arbeitslosengeld-II-Quote der Männer in 
der Regel höher als die der Frauen. Anderer-
seits ist die Arbeitslosengeld-II-Quote der Frau-
en in Stadt- und Ortsteilen mit einer deutlich
überdurchschnittlichen Arbeitslosengeld-II-Quote
in der Regel höher als die der Männer.

Sozialgeld-Empfänger/innen unter 15 Jahre
(nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige 
unter 15 Jahre)

Im März 2007 lebten im stadtbremischen
Durchschnitt 30,2 Prozent der Kinder im Alter
von unter 15 Jahren in SGB-II-Bedarfsgemein-
schaften. Das heißt, ihre Mütter und/oder 
Väter waren – ganz oder ergänzend – auf
Arbeitslosengeld II angewiesen. 

Die entsprechenden Quoten reichten in den
Stadtteilen (ohne die Ortsteile, die keinem
Stadtteil zugeordnet sind) von 9,4 Prozent im
Stadtteil Schwachhausen bis 47,1 Prozent 
im Stadtteil Gröpelingen. Die drei Stadtteile mit
der höchsten Quote von Kindern unter 15 Jah-
ren in SGB-II-Bedarfsgemeinschaften sind neben
dem Stadtteil Gröpelingen (47,1 Prozent) die
Stadtteile Vahr (45,8 Prozent) und Osterholz
(41,4 Prozent).

Die entsprechenden Quoten in den Ortsteilen
reichten von 2,0 Prozent in Borgfeld bis 60,0
Prozent in Tenever. Die drei Ortsteile mit der
höchsten Quote von Kindern unter 15 in SGB-II-
Bedarfsgemeinschaften sind neben Tenever
(60,0 Prozent) die Ortsteile Neue Vahr Nord
(58,7 Prozent) und Gröpelingen (56,3 Prozent).

Tabelle 8.1: Anteil der Arbeitslosengeld-II- und Sozialgeld-Empfänger/innen (unter 
15 Jahre) an der Bevölkerung im entsprechenden Alter – Stadt- und Ortsteile Bremen
März 2007

Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen pro Sozialgeld-Empfänger/innen

Einwohner/in im Alter von 15 bis unter 65 Jahren unter 15 Jahre

Stadt / Stadtteil / Ortsteil ingesamt           Männer            Frauen    pro Einwohner/in unter 152

Stadt Bremen insgesamt 15,3%             15,2%               15,3%  30,2%           

darunter Stadtteile und ausgewählte Ortsteile1

11 Stadtteil Mitte 13,6%             15,3%     11,5%     28,5%           

21 Stadtteil Neustadt 14,6%             15,4%     13,7%     32,8%           

213 Neustadt 11,5%             12,2%     10,8%     27,6%           

215 Gartenstadt Süd 17,2%             15,4%     19,0%     42,3%           

23 Stadtteil Obervieland 13,4%             12,8%     14,0%     26,8%           

231 Habenhausen 3,3%               3,4%     3,3%     6,3%           

233 Kattenturm 24,6%             23,5%     25,7%     47,7%           

24 Stadtteil Huchting 19,4%             17,1%     21,6%     38,1%           

244 Grolland 4,3%               4,5%     4,2%     4,8%           

25 Stadtteil Woltmershausen 17,7%             17,2%     18,3%     32,1%           

251 Woltmershausen 19,7%             18,8%     20,7%     36,2%           

252 Rablinghausen 10,3%             11,1%     9,4%     17,6%           

31 Stadtteil Östliche Vorstadt 10,3%             11,6%     9,0%     19,8%           

32 Stadtteil Schwachhausen 5,1%            5,4%     4,8%     9,4%           

33 Stadtteil Vahr 23,5%             21,6%     25,3%     45,8%           

331 Gartenstadt Vahr 11,9%             11,7%     12,0%     22,4%           

332 Neue Vahr Nord 30,6%             27,3%     33,8%     58,7%           

34 Stadtteil Horn-Lehe 6,8%             6,6%     6,9%     14,8%           

351 Borgfeld3 1,9%               2,2%     1,6%     2,0%           

361 Oberneuland3 3,9%               4,2%     3,6%     4,9%           

37 Stadtteil Osterholz 21,1%             20,1%     22,1%     41,4%           

373 Tenever 35,6%             32,9%     38,3%     60,0%           

374 Osterholz 5,4%             5,7%     5,0%     10,7%           

38 Stadtteil Hemelingen 14,7%             14,8%     14,6%     27,5%           

383 Hemelingen 21,7%             21,4%     22,2%     38,4%           

384 Arbergen 7,0%             6,6%     7,5%     17,9%           

42 Stadtteil Findorff 10,7%             11,4%     10,0%     19,5%           

43 Stadtteil Walle 18,7%            19,2%     18,2%     34,8%           

44 Stadtteil Gröpelingen 27,0%            26,0%     28,1%     47,1%           

442 Gröpelingen 31,9%             30,1%     33,6%     56,3%           

445 Oslebshausen4 19,3%             17,5%     21,3%     39,6%           

51 Stadtteil Burglesum 14,8%             14,1%     15,4%     27,9%           

513 Burgdamm 21,0%             19,3%     22,8%     37,5%           

515 St. Magnus 7,8%             7,8%     7,8%     13,2%           

52 Stadtteil Vegesack 17,6%             17,5%     17,7%     31,8%           

523 Schönebeck 9,5%             9,4%     9,6%     17,6%           

525 Fähr-Lobbendorf 20,0%             21,0%     19,0%     31,9%           

53 Stadtteil Blumenthal 19,8%             18,8%     20,8%     35,1%           

533 Lüssum-Bockhorn 24,1%             22,4%     25,7%     42,3%           

535 Rekum 8,1%             6,4%     9,8%     17,0%      

Maximum (Ortsteile) 35,6%             32,9%     38,3%     60,0%           

Minimum (Ortsteile) 1,9%             2,2%     1,6%     2,0%  

1 ohne Stadtteil Häfen und ohne die Ortsteile Blockland, Seehausen und Strom

2 Stadt- und Ortsteildaten auf Basis der nicht erwerbsfähigen Hilfebedürftigen insgesamt errechnet (geschätzt).

Anteil der Kinder unter 15 an den nicht erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in der Stadt Bremen: 96,0%.

3 Ortsteile, die keinem Stadtteil zugeordnet sind

4 inklusive Ortsteil In den Wischen

Quellen: Statistik der Bundesagentur für Arbeit; Statistisches Landesamt Bremen; eigene Berechnungen



137Zahlen, Daten, Fakten136

Zu Tabelle 8.2.:
Anteil der Arbeitslosengeld-II- und Sozial-
geld-Empfänger/innen (unter 15 Jahre) 
an der Bevölkerung im entsprechenden Alter

Stadt Bremerhaven: Stadtteile und Ortsteile 

Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen
(erwerbsfähige Hilfebedürftige)

Im März 2007 waren in der Stadt Bremer-
haven durchschnittlich 22,7 Prozent der Bevöl-
kerung im Alter von 15 bis unter 65 Jahren
beziehungsweise 22,3 Prozent der Männer und
23,1 Prozent der Frauen im entsprechenden
Alter auf Arbeitslosengeld II angewiesen
(erwerbsfähige Hilfebedürftige). 

Die entsprechenden Anteile (Quoten) in den
Stadtteilen reichten bei der Bevölkerung im
Alter von 15 bis unter 65 Jahren insgesamt von
4,9 Prozent im Stadtteil Weddewarden bis 26,2
Prozent im Stadtteil Geestemünde. Die drei
Stadtteile mit der höchsten Arbeitslosengeld-II-
Quote sind neben dem Stadtteil Geestemünde
(26,2 Prozent) die Stadtteile Lehe (25,8 Pro-
zent) und Mitte (23,8 Prozent).

Die entsprechenden Quoten in den Ortsteilen
reichten bei der Bevölkerung im Alter von 15
bis unter 65 Jahren von 4,0 Prozent in
Speckenbüttel bis 43,4 Prozent im Ortsteil
Goethestraße. Die drei Ortsteile mit der höch-
sten Arbeitslosengeld-II-Quote sind neben 
Goethestraße (43,4 Prozent) die Ortsteile
Leherheide-West (39,3 Prozent) und Grünhöfe
(36,5 Prozent).

Die Arbeitslosengeld-II-Quoten der Frauen 
reichen auf Stadtteilebene von 3,9 Prozent in
Weddewarden bis 26,3 Prozent in Geestemün-
de, die der Männer von 5,3 Prozent in Surheide
bis 26,1 Prozent in den Stadtteilen Geestemün-
de und Lehe. Auf Ortsteilebene reichen die
Arbeitslosengeld-II-Quoten bei den Frauen von
3,9 Prozent in Weddewarden (Stadtteil und
zugleich Ortsteil) bis 44,4 Prozent im Ortsteil
Goethestraße, bei den Männern von 3,9 Pro-
zent in Fehrmoor bis 42,4 Prozent im Ortsteil
Goethestraße.

Sozialgeld-Empfänger/innen unter 15 Jahre
(nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige 
unter 15 Jahre)

Im März 2007 lebten in Bremerhaven im
Durchschnitt 41,5 Prozent der Kinder im Alter
von unter 15 Jahren in SGB-II-Bedarfsgemein-
schaften. Das heißt, ihre Mütter und/oder 
Väter waren – ganz oder ergänzend – auf
Arbeitslosengeld II angewiesen. 

Die entsprechenden Quoten reichten in den
Stadtteilen von 9,1 Prozent im Stadtteil Wedde-
warden bis 53,6 Prozent im Stadtteil Mitte. 
Die drei Stadtteile mit der höchsten Quote von
Kindern unter 15 Jahren in SGB-II-Bedarfsge-
meinschaften sind neben dem Stadtteil Mitte
(53,6 Prozent) die Stadtteile Geestemünde
(48,6 Prozent) und Lehe (43,3 Prozent).

Die entsprechenden Quoten in den Ortsteilen
reichten von 7,4 Prozent in Speckenbüttel bis
64,6 Prozent im Ortsteil Goethestraße. Die drei
Ortsteile mit der höchsten Quote von Kindern
unter 15 Jahren in SGB-II-Bedarfsgemeinschaf-
ten sind neben dem Ortsteil Goethestraße
(64,6 Prozent) die Ortsteile Leherheide-West
(63,5 Prozent) und Klushof (58,9 Prozent).

Tabelle 8.2: Anteil der Arbeitslosengeld-II- und Sozialgeld-Empfänger/innen (unter 15
Jahre) an der Bevölkerung im entsprechenden Alter – Stadt- und Ortsteile Bremerhaven
März 2007

Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen pro Sozialgeld-Empfänger/innen

Einwohner/in im Alter von 15 bis unter 65 Jahren unter 15 Jahre

Stadt / Stadtteil / Ortsteil ingesamt           Männer            Frauen    pro Einwohner/in unter 152

Stadt Bremerhaven insgesamt 22,7% 22,3%     23,1%     41,5%                      

darunter Stadtteile und ausgewählte Ortsteile

11 Stadtteil Weddewarden 4,9% 6,1%     3,9%     9,1%           

12 Stadtteil Leherheide 22,5% 20,4%     24,5%     41,2%           

121 Königsheide 9,3% 9,5%     9,0%     17,2%           

122 Fehrmoor 4,4% 3,9%     4,9%     11,0%           

123 Leherheide-West 39,3% 35,6%     42,6%     63,5%           

13 Stadtteil Lehe 25,8% 26,1%     25,4%     43,3%           

131 Speckenbüttel 4,0% 4,1%     4,0%     7,4%           

132 Eckernfeld 11,3% 11,1%     11,5%     22,2%           

133 Twischkamp 30,0% 31,6%     28,1%     52,4%           

134 Goethestraße 43,4% 42,4%     44,4%     64,6%           

135 Klushof 32,2% 31,5%     33,0%     58,9%           

136 Schierholz 14,5% 15,1%     13,9%     27,7%           

137 Buschkämpen 7,7% 9,4%     6,0%     20,4%           

14 Stadtteil Mitte 23,8% 23,5%     24,2%     53,6%           

141 Mitte-Süd 22,7% 23,7%     21,6%     54,8%           

142 Mitte-Nord 24,5% 23,4%     25,7%     53,3%           

21 Geestemünde 26,2% 26,1%     26,3%     48,6%           

211 Geestemünde-Nord 17,9% 17,5%     18,2%     36,6%           

212 Geestendorf 28,4% 28,6%     28,2%     55,5%           

213 Geestemünde-Süd 22,4% 21,5%     23,3%     44,4%           

214 Bürgerpark 21,0% 20,3%     21,8%     37,9%           

215 Grünhöfe 36,5% 36,8%     36,1%     55,9%           

22 Stadtteil Schiffdorferdamm 6,7% 8,3%     5,2%     10,1%           

23 Stadtteil Surheide 5,0% 5,3%     4,7%     9,2%           

24 Stadtteil Wulsdorf 13,3% 13,2%     13,3%     26,1%           

241 Dreibergen 18,0% 17,2%     18,7%     32,7%           

242 Jedutenberg 8,8% 9,3%     8,4%     18,8%           

25 Stadtteil Fischereihafen 7,7% 7,7%     7,6%     18,9%           

Maximum (Ortsteile) 43,4% 42,4%     44,4%     64,6%           

Minimum (Ortsteile) 4,0% 3,9%     3,9%     7,4%

1 Stadt- und Ortsteildaten auf Basis der nicht erwerbsfähigen Hilfebedürftigen insgesamt errechnet (geschätzt).

Anteil der Kinder unter 15 an den nicht erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in der Stadt Bremerhaven: 97,0%.

Quellen: Statistik der Bundesagentur für Arbeit; Magistrat Bremerhaven; eigene Berechnungen
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Zu Tabelle 9.1:
Ausgaben für SGB-II-Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhaltes pro Monat
Stadt Bremen

Im ersten Quartal 2007 wurden in der Stadt
Bremen vom Bund und der Stadt Bremen
durchschnittlich 34,5 Millionen Euro pro Monat
(brutto) für SGB-II-Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhaltes ausgegeben. Dies waren
etwa 3,8 Millionen Euro pro Monat weniger als
im ersten Quartal 2006.

Von den durchschnittlich 34,5 Millionen
Euro im ersten Quartal 2007 entfielen 40,7
Prozent (14,0 Millionen Euro) auf das Arbeits-
losengeld II, 2,2 Prozent (0,7 Millionen Euro)
auf das Sozialgeld (jeweils ohne die Leistun-
gen für Unterkunft und Heizung), 38,5 Prozent
(13,3 Millionen Euro) auf die Leistungen für
Unterkunft und Heizung, 18,0 Prozent (6,2
Millionen Euro) auf die Beiträge zur Sozialver-
sicherung und 0,6 Prozent (0,2 Millionen Euro)
auf die sonstigen Leistungen45. 

Der Vergleich der SGB-II-Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts pro Bedarfs-
gemeinschaft, pro Leistungsempfänger/in46

beziehungsweise pro Arbeitslosengeld-II-Emp-
fänger/in im ersten Quartal der Jahre 2006
und 2007 zeigt: Die monatlichen Ausgaben
pro Bedarfsgemeinschaft sanken im Vergleich
zum ersten Quartal 2006 um etwa 26 Euro
(3,0 Prozent) auf 851 Euro, die Ausgaben pro
Leistungsempfänger/in um 46 Euro (9,3 Pro-
zent) auf 446 Euro und die Ausgaben pro
Arbeitslosengeld-II-Empfänger/in um 60 Euro
(8,9 Prozent) auf 622 Euro. Die relativ geringe
Veränderungsrate bei den Ausgaben pro
Bedarfsgemeinschaft ist auf die in diesem
Zeitraum gewachsene Größe der Bedarfsge-
meinschaften zurückzuführen.47

Die Nettoausgaben für Arbeitslosengeld II
(ohne die Leistungen für Unterkunft und Hei-
zung) pro Arbeitslosengeld-II-Empfänger/in
sanken im Vergleich des ersten Quartals 2007
mit dem ersten Quartal 2006 um 13 Euro (4,9
Prozent) auf 253 Euro pro Monat.

Die monatlichen Ausgaben für Unterkunft
und Heizung stiegen pro Bedarfsgemeinschaft
um 22 Euro (7,0 Prozent) auf 328 Euro. Pro
Leistungsempfänger/in veränderten sich diese
Ausgaben jedoch kaum – von 171,81 Euro um
20 Cent (0,1 Prozent) auf 172,01 Euro.

Von den Ausgaben im ersten Quartal 2007
hatte der Bund etwa 73,1 Prozent (25,2 Millio-
nen Euro) und die Stadt Bremen 26,9 Prozent
(9,3 Millionen Euro) zu tragen.48 Der Anteil 
der Stadt Bremen an den Ausgaben für SGB-II-
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhal-
tes lag damit im ersten Quartal 2007 – trotz
des von 29,1 auf 31,2 Prozent gestiegenen

Anteils des Bundes an den kommunalen 
Leistungen für Unterkunft und Heizung – 
deutlich über dem Anteil von 25,3 Prozent im
ersten Quartal 2006. Dies ist im Wesentlichen
auf die zum 1. Januar 2007 deutlich reduzier-
ten Ausgaben des Bundes für die Rentenver-
sicherung von erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
zurückzuführen.49

Hinweis: Die in dieser Tabelle dargestellte 
Entwicklung der Ausgaben für Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhaltes gibt keine
Auskunft über die in den Antragsverfahren aner-
kannten Bedarfe der SGB-II-Bedarfsgemeinschaf-
ten. Im März 2007 wurden in der Stadt Bremen
bei 23.352 (57,4 Prozent) SGB-II-Bedarfsge-
meinschaften Einkommen in Höhe von insge-
samt über 9,8 Millionen Euro angerechnet, etwa
242 Euro pro Bedarfsgemeinschaft beziehungs-
weise 422 Euro pro Bedarfsgemeinschaft mit
anrechenbarem Einkommen.50 Unter den insge-
samt 40.685 Bedarfsgemeinschaften waren
unter anderem 15.393 (37,8 Prozent) Bedarfs-
gemeinschaften mit anrechenbarem Einkommen
aus Kindergeld und 9.001 (22,1 Prozent)
Bedarfsgemeinschaften mit anrechenbarem Ein-
kommen aus Erwerbstätigkeit. In 2.457 (6,0
Prozent) Bedarfsgemeinschaften wurden Sozial-
leistungen angerechnet, darunter in 1.110
Bedarfsgemeinschaften Arbeitslosengeld gemäß
SGB III (Arbeitsförderung).

45 Als sonstige Leistungen werden von der Statistik der Bundesagen-

tur für Arbeit insbesondere die nicht von der Regelleistung umfas-

sten kommunalen Leistungen zusammengefasst: Leistungen für

Erstausstattungen für die Wohnung einschließlich Haushaltsgeräte,

für Erstausstattungen für Bekleidung einschließlich bei Schwanger-

schaft und Geburt sowie für mehrtägige Klassenfahrten im Rahmen

der schulrechtlichen Bestimmungen (§ 23 SGB II).

46 Arbeitslosengeld-II- und Sozialgeld-Empfänger/innen zusammen.

47 Vgl. Tabelle 1.1.

48 Die Kommunen haben gemäß § 46 SGB II in Verbindung mit § 6

Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB II die Aufwendungen für Unterkunft und

Heizung zu tragen. Der Bund trägt gemäß § 46 Abs. 6 SGB II in

den Jahren 2005 und 2006 29,1 Prozent und im Jahr 2007 im

Land Bremen und 13 weiteren Ländern 31,2 Prozent dieser Ausga-

ben (Baden-Württemberg 2007: 35,2 Prozent; Rheinland-Pfalz

2007: 41,2 Prozent).

49 Das Bemessungsentgelt für die Rentenversicherungsbeiträge

wurde zum 1. Januar 2007 von 400 Euro auf 205 Euro gesenkt.

Das heißt, bei einem Beitragssatz von 19,9 Prozent werden seit

dem 1. Januar 2007 nur noch Beiträge in Höhe von 40,80 Euro

pro Monat gezahlt. 

50 Statistik der Bundesagentur für Arbeit (BA): Statistik der Grundsi-

cherung für Arbeitsuchende nach SGB II, Report für Kreise und

kreisfreie Städte, Berichtsmonat März 2007, Nürnberg, Juli 2007;

eigene Berechnungen.

Tabelle 9.1: SGB-II-Bedarfsgemeinschaften (BG): 
Ausgaben für Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes (Bund und Kommunen) pro Monat – Stadt Bremen
revidierte Daten nach Wartezeit von drei Monaten

Insgesamt (brutto) Arbeitslosengeld II Sozialgeld ohne Leistungen für Unterkunft SV-Beiträge Sonstige

ohne LfU (netto) LfU (netto) und Heizung (LfU) Leistungen

Mio. Euro/ Euro/ Euro/ Mio.  Euro/ Mio. Euro/ Mio. Euro/ Euro/ Mio Euro/     Mio.     Euro/

Euro BG LE* Alg-II-E** Euro  Alg-II-E** Euro SG-E  Euro BG LE* Euro Alg-II-E** Euro     LE*

- 1 - - 2 - - 3 - - 4 - - 5 - - 6 - - 7 - - 8 - - 9 - - 10 - - 11 - - 12 - - 13 -      - 14 -    -15 -

2005 35,8 877 492 684 14,0 267 0,7 36   12,4 305 171 8,5 161        0,2       3    

2006 37,7 877 484 672 14,7 262 0,8 35   13,4 313 172 8,6 153        0,2       3      

1. Qua. 06 38,3 877 492 682 14,9 266 0,8 35   13,4 306 172 9,0 160        0,2       3    

1. Qua.07 34,5 851 446 622 14,0 253 0,7 34   13,3 328 172 6,2 112        0,2       3    

Jan 2005 32,2 882 488 684 12,5 267 0,7 37   11,1 305 169 7,6 162        0,2       3    

Feb 2005 33,6 881 490 685 13,2 268 0,7 37   11,6 305 169 7,9 162        0,2       3    

Mrz 2005 34,7 880 492 685 13,5 268 0,7 37   12,0 305 170 8,2 162        0,2       3     

Apr 2005 35,5 882 494 686 13,8 268 0,7 37   12,3 305 171 8,4 162        0,3       4      

Mai 2005 35,9 881 494 686 14,0 268 0,7 36   12,4 305 171 8,5 162        0,3       4    

Jun 2005 36,1 877 493 684 14,1 267 0,7 36   12,5 304 171 8,5 162        0,2       3    

Jul 2005 36,5 874 492 682 14,3 266 0,7 36   12,7 303 171 8,6 161        0,2       3    

Aug 2005 36,8 872 492 682 14,3 266 0,7 36   12,8 303 171 8,7 161        0,2       3    

Sep 2005 37,0 872 491 681 14,4 266 0,7 36   12,9 304 171 8,7 161        0,2       3    

Okt 2005 37,1 873 491 681 14,5 266 0,8 36   12,9 305 171 8,8 161        0,2       2    

Nov 2005 37,3 876 491 682 14,5 266 0,8 36   13,0 306 172 8,8 161        0,2       2     

Dez 2005 37,4 876 491 683 14,6 266 0,8 36   13,0 306 171 8,8 161        0,2       3    

Jan 2006 37,8 876 491 681 14,8 267 0,8 35   13,2 306 171 8,9 160        0,2       2    

Feb 2006 38,2 876 492 682 14,9 266 0,8 36   13,4 306 172 9,0 160        0,2       2    

Mrz 2006 38,7 879 494 684 15,1 266 0,8 35   13,5 307 172 9,1 161        0,3       3    

Apr 2006 38,5 871 490 678 15,1 265 0,8 35   13,6 307 173 8,8 155        0,3       3    

Mai 2006 38,6 872 490 679 15,1 265 0,8 35   13,6 308 173 8,8 155        0,3       4    

Jun 2006 38,3 867 487 675 14,9 263 0,8 35   13,6 308 173 8,8 155        0,3       3    

Jul 2006 37,9 865 482 667 14,8 261 0,8 34   13,6 310 173 8,5 150        0,2       3    

Aug 2006 37,6 870 480 665 14,7 260 0,7 34   13,5 314 173 8,4 149        0,2       2    

Sep 2006 37,3 878 478 664 14,5 259 0,8 35   13,4 316 172 8,4 149        0,2       3     

Okt 2006 36,9 887 476 663 14,3 257 0,8 35   13,4 321 173 8,3 148        0,2       2    

Nov 2006 36,7 892 475 662 14,2 256 0,8 34   13,3 324 172 8,2 149        0,2       2    

Dez 2006 36,2 897 472 659 14,0 254 0,7 34   13,2 326 171 8,2 149        0,2       2     

Jan 2007 34,3 850 446 622 14,0 253 0,7 34   13,2 328 172 6,2 112        0,2       3    

Feb 2007 34,5 850 446 621 14,1 253 0,7 34   13,3 327 172 6,2 112        0,2       3    

Mrz 2007 34,7 852 447 622 14,1 253 0,7 34   13,4 329 172 6,2 112        0,2       3   

Quellen: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (BA); eigene Berechnungen

* LE = Leistungsempfänger/in (Arbeitslosengeld II und Sozialgeld)

** E = Empfänger/in
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Zu Tabelle 9.2:
Ausgaben für SGB-II-Leistungen zur 
Sicherung des Lebensunterhaltes pro Monat
Stadt Bremerhaven

Im ersten Quartal 2007 wurden in der Stadt
Bremerhaven vom Bund und der Stadt Bremer-
haven durchschnittlich 10,2 Millionen Euro pro
Monat (brutto) für SGB-II-Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhaltes ausgegeben. 
Dies waren etwa 1,0 Millionen Euro pro Monat
weniger als im ersten Quartal 2006.

Von den durchschnittlich 10,2 Millionen Euro
im ersten Quartal 2007 entfielen 41,8 Prozent
(4,3 Millionen Euro) auf das Arbeitslosengeld II,
2,0 Prozent (0,2 Millionen Euro) auf das Sozial-
geld (jeweils ohne die Leistungen für Unterkunft
und Heizung), 37,4 Prozent (3,8 Millionen Euro)
auf die Leistungen für Unterkunft und Heizung,
18,2 Prozent (1,9 Millionen Euro) auf die Beiträ-
ge zur Sozialversicherung und 0,6 Prozent (0,1
Millionen Euro) auf die sonstigen Leistungen51. 

Der Vergleich der SGB-II-Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts pro Bedarfs-
gemeinschaft, pro Leistungsempfänger/in52

beziehungsweise pro Arbeitslosengeld-II-Emp-
fänger/in im ersten Quartal der Jahre 2006 und
2007 zeigt: Die monatlichen Ausgaben pro
Bedarfsgemeinschaft sanken im Vergleich zum
ersten Quartal 2006 um etwa 16 Euro (1,9
Prozent) auf 846 Euro, die Ausgaben pro 
Leistungsempfänger/in um 39 Euro (8,3 Pro-
zent) auf 430 Euro und die Ausgaben pro
Arbeitslosengeld-II-Empfänger/in um 54 Euro
(8,2 Prozent) auf 599 Euro. Die relativ geringe
Veränderungsrate bei den Ausgaben pro
Bedarfsgemeinschaft ist auf die in diesem Zeit-
raum gewachsene Größe der Bedarfsgemein-
schaften zurückzuführen.53

Die Ausgaben pro Arbeitslosengeld-II-Empfän-
ger/in lagen in der Stadt Bremerhaven im
ersten Quartal mit 599 Euro etwa 23 Euro (3,7
Prozent) unter den entsprechenden Ausgaben
in der Stadt Bremen – insbesondere wegen 
der geringeren Leistungen für Unterkunft und
Heizung (niedrigere Mieten). 

Die Nettoausgaben für Arbeitslosengeld II
(ohne die Leistungen für Unterkunft und Hei-
zung) pro Arbeitslosengeld-II-Empfänger/in san-
ken im Vergleich des ersten Quartals 2007 mit
dem ersten Quartal 2006 um 12 Euro (4,4 Pro-
zent) auf 250 Euro pro Monat.

Die monatlichen Ausgaben für Unterkunft
und Heizung stiegen pro Bedarfsgemeinschaft
um 26 Euro (9,0 Prozent) auf 317 Euro. Pro
Leistungsempfänger/in stiegen diese Ausgaben
jedoch nur geringfügig – von 158 Euro um etwa
3 Euro (1,9 Prozent) auf 161 Euro.
Von den Ausgaben im ersten Quartal 2007 hatte
der Bund etwa 73,6 Prozent (7,5 Millionen Euro)

und die Stadt Bremerhaven 26,4 Prozent (2,7
Millionen Euro) zu tragen.54 Der Anteil der Stadt
Bremerhaven an den Ausgaben für SGB-II-Leistun-
gen zur Sicherung des Lebensunterhaltes lag
damit im ersten Quartal 2007 – trotz des von
29,1 auf 31,2 Prozent gestiegenen Anteils des
Bundes an den kommunalen Leistungen für
Unterkunft und Heizung – deutlich über dem
Anteil von 24,4 Prozent im ersten Quartal 2006.
Dies ist im Wesentlichen auf die zum 1. Januar
2007 deutlich reduzier-ten Ausgaben des Bun-
des für die Rentenversicherung von erwerbs-
fähigen Hilfebedürftigen zurückzuführen.55

Hinweis: Die in dieser Tabelle dargestellte Ent-
wicklung der Ausgaben für Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhaltes gibt keine Auskunft
über die in den Antragsverfahren anerkannten
Bedarfe der SGB-II-Bedarfsgemeinschaften. Im
März 2007 wurden in der Stadt Bremerhaven bei
7.120 (58,7 Prozent) SGB-II-Bedarfsgemeinschaf-
ten Einkommen in Höhe von insgesamt über 3,0
Millionen Euro angerechnet, etwa 251 Euro pro
Bedarfsgemeinschaft beziehungsweise 427 Euro
pro Bedarfs-gemeinschaft mit anrechenbarem
Einkommen.56 Unter den insgesamt 12.125
Bedarfsgemeinschaften waren unter anderem
4.912 Bedarfsgemeinschaften (40,5 Prozent) mit
anrechenbarem Einkommen aus Kindergeld und
2.702 Bedarfsgemeinschaften (22,3 Prozent) mit
an-rechenbarem Einkommen aus Erwerbstätig-
keit. In 870 (7,2 Prozent) Bedarfsgemeinschaften
wurden Sozialleistungen angerechnet, darunter in
338 Bedarfsgemeinschaften Arbeitslosengeld
gemäß SGB III (Arbeitsförderung).

51 Als sonstige Leistungen werden von der Statistik der Bundes-

agentur für Arbeit insbesondere die nicht von der Regelleistung 

umfassten kommunalen Leistungen zusammengefasst: Leistungen

für Erstausstattungen für die Wohnung einschließlich Haushalts-

geräte, für Erstausstattungen für Bekleidung einschließlich bei

Schwangerschaft und Geburt sowie für mehrtägige Klassenfahrten

im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen (§ 23 SGB II).

52 Arbeitslosengeld-II- und Sozialgeld-Empfänger/innen zusammen.

53 Vgl. Tabelle 1.2.

54 Die Kommunen haben gemäß § 46 SGB II in Verbindung mit § 6

Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB II die Aufwendungen für Unterkunft und

Heizung zu tragen. Der Bund trägt gemäß § 46 Abs. 6 SGB II in

den Jahren 2005 und 2006 29,1 Prozent und im Jahr 2007 im

Land Bremen und 13 weiteren Ländern 31,2 Prozent dieser 

Ausgaben (Baden-Württemberg 2007: 35,2 Prozent; Rheinland-

Pfalz 2007: 41,2 Prozent).

55 Das Bemessungsentgelt für die Rentenversicherungsbeiträge

wurde zum 1. Januar 2007 von 400 Euro auf 205 Euro gesenkt.

Das heißt, bei einem Beitragssatz von 19,9 Prozent werden 

seit dem 1. Januar 2007 nur noch Beiträge in Höhe von 40,80

Euro pro Monat gezahlt. 

56 Statistik der Bundesagentur für Arbeit (BA): Statistik der Grundsi-

cherung für Arbeitsuchende nach SGB II, Report für Kreise und

kreisfreie Städte, Berichtsmonat März 2007, Nürnberg, Juli 2007;

eigene Berechnungen.

Tabelle 9.2: SGB-II-Bedarfsgemeinschaften (BG): Ausgaben für Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhaltes (Bund und Kommunen) pro Monat – Stadt Bremerhaven
revidierte Daten nach Wartezeit von drei Monaten

Insgesamt (brutto) Arbeitslosengeld II Sozialgeld ohne Leistungen für Unterkunft SV-Beiträge Sonstige

ohne LfU (netto) LfU (netto) und Heizung (LfU) Leistungen

Mio. Euro/ Euro/ Euro/ Mio.  Euro/ Mio. Euro/ Mio. Euro/ Euro/ Mio Euro/       Mio.    Euro/

Euro BG LE* Alg-II-E** Euro  Alg-II-E** Euro SG-E  Euro BG LE* Euro Alg-II-E** Euro     LE* 

- 1 - - 2 - - 3 - - 4 - - 5 - - 6 - - 7 - - 8 - - 9 - - 10 - - 11 - - 12 - - 13 -      - 14 -    -15 -

2005 - - - - - - - - - - - - - -        -  

2006 11,1 865 465 645 4,4  258 0,2  31   3,8  298 160 2,6  149        0,1      3         

1. Qua. 06 11,2 862 470 652 4,5  262 0,2  32   3,8  291 158 2,7  155        0,1      3       

1. Qua.07 10,2 846 430 599 4,3  250 0,2  30   3,8  317 161 1,9  109        0,1      3      

Jan 2005 - - - - - - - - - - - - - -        -

Feb 2005 - - - - - - - - - - - - - -        -

Mrz 2005         - - - - - - - - - - - - - -        -

Apr 2005 - - - - - - - - - - - - - -        -

Mai 2005 - - - - - - - - - - - - - -        -

Jun 2005 - - - - - - - - - - - - - -        -

Jul 2005 - - - - - - - - - - - - - -        -

Aug 2005 10,7 860 466 649 4,3  262 0,2  30   3,6  288 156 2,5  154        0,0      2    

Sep 2005 10,7 857 464 647 4,3  261 0,2  31   3,6  287 155 2,6  155        0,0      2    

Okt 2005 10,8 857 465 647 4,3  260 0,2  31   3,6  288 156 2,6  155        0,0      2    

Nov 2005 10,9 858 467 650 4,4  261 0,2  31   3,7  289 157 2,6  155        0,0      2    

Dez 2005 11,1 865 471 654 4,4  261 0,2  31   3,8  294 160 2,6  155        0,1      2    

Jan 2006 11,1 861 469 651 4,5  262 0,2  31   3,7  290 158 2,6  154        0,1      2     

Feb 2006 11,2 862 469 651 4,5  262 0,2  32   3,8  290 158 2,7  155        0,1      3    

Mrz 2006 11,4 864 471 654 4,6  262 0,2  32   3,8  292 159 2,7  155        0,1      3    

Apr 2006 11,3 856 468 650 4,5  261 0,2  31   3,9  293 160 2,6  150        0,1      3    

Mai 2006 11,3 856 469 649 4,5  262 0,2  31   3,8  291 159 2,6  150        0,1      4    

Jun 2006 11,2 853 469 649 4,5  260 0,2  31   3,8  292 160 2,6  150        0,1      4     

Jul 2006 11,1 851 464 642 4,5  259 0,2  31   3,8  294 160 2,5  146        0,1      2    

Aug 2006 11,0 856 461 639 4,4  258 0,2  30   3,8  297 160 2,5  145        0,1      2    

Sep 2006 10,9 864 459 636 4,4  255 0,2  30   3,8  301 160 2,5  145        0,1      3    

Okt 2006 10,8 874 457 636 4,3  253 0,2  31   3,8  307 160 2,5  145        0,1      2    

Nov 2006 10,9 890 462 641 4,3  252 0,2  31   3,9  317 164 2,5  145        0,1      3    

Dez 2006 10,8 902 462 641 4,2  251 0,2  31   3,9  323 165 2,5  145        0,0      2     

Jan 2007 10,2 846 430 599 4,3  250 0,2  30   3,8  318 161 1,9  109        0,1      2    

Feb 2007 10,2 846 431 598 4,3  251 0,2  30   3,8  315 161 1,9  109        0,1      3    

Mrz 2007 10,3 846 431 599 4,3  251 0,2  30   3,8  317 161 1,9  109        0,1      2    

Quellen: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (BA); eigene Berechnungen

* LE = Leistungsempfänger/in (Arbeitslosengeld II und Sozialgeld)

** E = Empfänger/in
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Zu Tabelle 10:
Vergleich der zeitnah berichteten und nach
einer Wartezeit von drei Monaten revidier-
ten Daten: Erwerbsfähige Hilfebedürftige
(Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen)

Die Statistik der Bundesagentur für Arbeit ver-
öffentlicht die Daten zur ›Grundsicherung für
Arbeitsuchende‹ zunächst vorläufig. Die zeitna-
he Berichterstattung – etwa zwei Wochen nach
dem jeweiligen Stichtag (Monatsmitte) – wird
nach einer Wartezeit von drei Monaten korri-
giert. Begründung: ›Für einen Teil der Fälle 
können von den Trägern der Grundsicherung
für Arbeitsuchende die Leistungen erst nach
Beginn des Zeitraumes bewilligt werden, für
den die Hilfsbedürftigen einen Anspruch haben.
Das ist zum Beispiel dann der Fall, wenn zu
spät eingereichte Antragsunterlagen zu einer
nachträglichen Bewilligung führen. Anders-
herum kann eine zeitintensive Klärung sowie
Überprüfung grundlegender Sachverhalte eine
nachträgliche Aufhebung notwendig machen.
Diese Fälle können bei der statistischen Aus-
wertung der Verwaltungsdaten im aktuellen
Monat noch nicht berücksichtigt werden. Nach
einer gewissen Wartezeit führt eine erneute 
statistische Auswertung dann zu einem korri-
gierten Bild auf einer sichereren Grundlage.‹57

Der Vergleich der zeitnah berichteten Daten mit
den nach einer Wartezeit von drei Monaten 
korrigierten Daten – hier am Beispiel der
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen – zeigt: Die
nach einer Wartezeit korrigierten Daten lagen
bisher immer deutlich über den zeitnah berich-
teten Daten. Der absolute Korrekturbedarf
schwankte in den letzten sechs Monaten des
Berichtszeitraums mit revidierten Daten (Okto-
ber 2006 bis März 2007) in der Stadt Bremen
zwischen +1.630 (März 2007) und +2.037
(Dezember 2006) und in der Stadt Bremerha-
ven von +351 (Februar 2007) und +415
(Dezember 2006). Der relative Korrekturbedarf
schwankte in den letzten sechs Monaten des
Berichtszeitraums mit revidierten Daten (Okto-
ber 2006 bis März 2007) in der Stadt Bremen
zwischen +3,0 Prozent (März 2007) und +3,8
Prozent (Dezember 2006) und in der Stadt 
Bremerhaven von +2,1 Prozent (Januar und
Februar 2007) und +2,5 Prozent (Dezember
2006).

57 Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Statistik der Grundsiche-

rung für Arbeitsuchende nach dem SGB II: Bedarfsgemeinschaften

und deren Mitglieder – Juni 2006 – Daten nach einer Wartezeit 

von drei Monaten, S. 4.

Tabelle 10: Vergleich der zeitnah berichteten und nach einer Wartezeit 
von drei Monaten revidierten Daten: Erwerbsfähige Hilfebedürftige 
(Arbeitslosengeld-II-Empfänger/innen) – Stadt Bremen und Stadt Bremerhaven

Stadt Bremen Stadt Bremerhaven

Alg-II-E Alg-II-E Differenz Alg-II-E Alg-II-E Alg-II-E Differenz Alg-II-E

vorläufig revidiert revidiert – vorläufig vorläufig revidiert revidiert – vorläufig

insgesamt insgesamt absolut in v. H. insgesamt insgesamt absolut in v. H.

Jan 2006 53.669 55.517 +1.848 +3,4% 16.688 17.060 +372 +2,2%

Feb 2006 54.066 56.062 +1.996 +3,7% 16.812 17.203 +391 +2,3%

Mrz 2006 54.709 56.619 +1.910 +3,5% 16.963 17.405 +442 +2,6%

Apr 2006 54.406 56.733 +2.327 +4,3% 16.915 17.382 +467 +2,8%

Mai 2006 55.143 56.823 +1.680 +3,0% 17.042 17.344 +302 +1,8%

Jun 2006 55.136 56.690 +1.554 +2,8% 16.764 17.280 +516 +3,1%

Jul 2006 55.318 56.803 +1.485 +2,7% 16.951 17.266 +315 +1,9%

Aug 2006 54.932 56.504 +1.572 +2,9% 16.903 17.262 +359 +2,1%

Sep 2006 54.783 56.143 +1.360 +2,5% 16.838 17.133 +295 +1,8%

Okt 2006 53.748 55.651 +1.903 +3,5% 16.661 17.046 +385 +2,3%

Nov 2006 53.717 55.406 +1.689 +3,1% 16.596 16.972 +376 +2,3%

Dez 2006 52.978 55.015 +2.037 +3,8% 16.484 16.899 +415 +2,5%

Jan 2007 53.167 55.142 +1.975 +3,7% 16.715 17.072 +357 +2,1%

Feb 2007 53.883 55.594 +1.711 +3,2% 16.755 17.106 +351 +2,1%

Mrz 2007 54.071 55.701 +1.630 +3,0% 16.760 17.130 +370 +2,2%

Apr 2007 54.030 - - - 16.633 - -               -

Mai 2007 53.796 - - - 16.619 - -               -

Jun 2007 53.356 - - - 16.440 - -               -

Jul 2007 53.549 - - - 16.647 - -               -

Quellen: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (BA); eigene Berechnungen





Der Aufschwung ist da – aber nicht alle haben etwas davon. Dies ist der sechste
Armutsbericht, den die Arbeitnehmerkammer Bremen herausgibt. Er befasst sich –
wie immer – mit der allgemeinen Armutsentwicklung und mit einem Schwerpunkt.
Diesmal ist es die soziale Spaltung der Stadt, die uns besonders interessiert hat.

In Bremen und Bremerhaven gibt es weiterhin besorgniserregend viele Menschen,
Familien, sogenannte Bedarfsgemeinschaften, die auf staatliche Hilfe angewiesen
sind. Trotz einer allgemeinen konjunkturellen Erholung haben sich hier die Zahlen im
Vergleich zum Vorjahr nur ganz geringfügig gebessert. Hinzu kommt, dass die Ten-
denz zur Verfestigung sozialer Ungleichheiten in der Stadt noch zugenommen hat.

Was unser Bericht zu zeigen versucht: Dass Menschen in bestimmten Quartieren
gegenüber anderen benachteiligt sind oder werden, ist nicht nur das Ergebnis objek-
tiver Verhältnisse. Es ist vielmehr so, dass negative Grundvoraussetzungen – also
etwa ein geringes Einkommen oder die Abhängigkeit von staatlichen Hilfen – dafür
sorgen, dass weitere Nachteile sich einstellen. Stadtteile, in denen sich die materielle
Armut konzentriert, bieten für ihre Kinder und Jugendlichen weniger Chancen als 
die durchschnittlich wohlhabenderen Stadtteile. Die Tatsache ist so schlicht wie auf-
rüttelnd: Wer das ›Glück‹ hat, in einem der situierteren Stadtteile aufzuwachsen, hat
eine teils viermal größere Chance, auf eine weiterführende Schule zu gelangen, als
ein Kind, das das ›Pech‹ hatte, in einem benachteiligten Quartier geboren zu werden.

Mit politischen Einzelmaßnahmen ist die Aufspaltung und soziale Entmischung 
unserer Städte nicht aufzuhalten. Sie erfordert ein abgestimmtes Handeln zwischen
den Ressorts und vor allem eine sehr nah an den Menschen und ihren Problemlagen
orientierte (Stadtteil-)Politik. Für die Stärkung solcher politischen Ansätze liefert
unser Bericht gute Gründe und Argumente.
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